
Vermögensverwaltung , städtische Dienstlei¬
stungen , Konsumentenschutz

Kanalisation
Laut Gemeinderatsbeschluß vom 27. November 1978 wurde für das Jahr 1980 die Abwassergebühr mit 2,20S

je Kubikmeter festgelegt.
Im Jahre 1980 konnten von der Abteilung wieder umfangreiche Planungsarbeiten, zahlreiche Ausschreibun¬

gen sowie Kanalbauten  in unterschiedlicher Größenordnungausgeführt werden. Insbesonderewurden
die unter dem Begriff WABAS 80 zusammengefaßtenBauvorhaben fertiggestellt und in Betrieb genommen.Ab
Anfang April wurden die verschiedenen Becken der Hauptkläranlagemit Donaukanalwasser gefüllt und der
Probebetrieb mit den einzelnen Aggregaten begonnen. Am 30.Juni erfolgte die feierliche Inbetriebnahme der
Hauptkläranlage in Anwesenheitdes Herrn Bürgermeister durch erstmalige Füllung mit Abwasser, das zu die¬
sem Zeitpunkt aus den neu errichteten Kanälen, wie verlängerter Rechter Hauptsammelkanal, Donaukanaldü¬
ker, unterer Teil des verlängerten Linken Hauptsammelkanals, Sammelkanal Seitenhafenstraße, Donaudüker so¬
wie unterer Teil des Linken Donausammelkanals, zufloß. Außerdem nahmen gleichzeitig das Hochwasserpump¬
werk für den Rechten Hauptsammelkanal und das Pumpwerk für den Linken Donausammelkanal ihre Tätigkeit
auf. Der restliche Teil des Linken Donausammelkanalsund der verlängerte Linke Hauptsammelkanalkonnten
bis 1. Oktober abschnittsweisein Betrieb genommen werden. Im Bereich des Linken Donausammelkanals
wurde mit den Arbeiten zur definitiven Einbindung der Sammelkanäle begonnen. Durch die Verlängerung des
Linken Donausammelkanals in die Überfuhrstraßekann das dort befindliche Schmutzwasserpumpwerk1981
aufgelassen werden. Im Jahre 1980 wurden die Arbeiten am Sammelkanal Wagramer Straße abgeschlossen, wo¬
mit die UNO-City einen endgültigen Kanalanschluß nach dem Mischsystem erhielt. Außerdem kann durch die¬
sen Kanalbau das Schmutzwasserhebewerk Arbeiterstrandbadstraße aufgelassen werden. Für die Aufschließung
des Betriebsansiedlungsgebietes Flughafen Aspern war die Errichtung des Aspemer Sammelkanals notwendig.
Mit den Arbeiten wurde im März 1980 an vier Baulosen zugleich begonnen, die termingemäß im Frühjahr 1981
abgeschlossen werden. Zu diesem Zeitpunkt müssen auch zwei Zwischenhebewerkebetriebsbereit sein. Dieser
neue Schmutzwasserkanal dient auch als Vorflut für das gesamte Gebiet von Aspern — Eßling.

Die Kanalisierung der Mauerbachstraße wurde fast zum Abschluß gebracht, wodurch der vertragsmäßige An¬
schluß der Gemeinde Mauerbach an das Wiener Kanalnetz Anfang 1981 ermöglicht wird. Für die Entsorgung
städtischer Wohnhausanlagenund Nutzbauten mußten Kanäle im 20., 22. und 23. Bezirk gebaut werden. Im
Zuge des Netzausbaues wurden Kanäle im 11., 13., 14., 19. und 21. bis 23. Bezirk verlegt, außerdem alte, schad¬
hafte Kanäle im 9-, 19. und 21. Bezirk umgebaut. Ende September 1980 wurde mit der teilweisen Umlegung
des Cholerakanals im 3. Bezirk begonnen, wobei die Arbeiten im Minierungsverfahrendurchgeführt werden.
Die Kosten dafür trägt der Veranlasser, das Bundesministeriumfür Bauten und Technik. Unter den Projektie¬
rungsarbeiten ist als wesentliche Arbeit das Detailprojekt zu nennen, das für den Entlastungskanal des Rechten
Hauptsammelkanals im 3. und 11. Bezirk erstellt und wofür bereits die Ausschreibungdurchgeführt wurde.

Die Länge der Straßenkanäle hat bis Ende 1980 1,656.667 m erreicht, an Kanalneubauten wurden 8.976 m
und an Kanalumbauten2.006 m hergestellt.

Für die Aufschließung von Betriebsbaugebieten  mußten öffentliche Straßenkanäle errichtet wer¬
den. Vor allem wurden größere Kanäle gebaut, insbesondere der Aspemer Sammelkanal im 22. Bezirk zur Auf¬
schließung größerer zusammenhängenderFlächen, die für die Ansiedlung von Industriebetrieben(zum Beispiel
Flughafen Aspern) gedacht sind. Die Kläranlage„Gelbe Haide“ wurde abgetragen.

Im Zuge der Bemühungen um einen verbesserten Hochwasserschutz konnte beim Pumpwerk für den Lin¬
ken Donausammelkanal1980 die maschinelle und elektrische Ausrüstung fertiggestellt werden. Mit der Ein¬
schaltung dieses Pumpwerkes am 30.Juni wurden auch der Donaudüker, der Linke Donausammelkanalbis ein¬
schließlich Einmündung des Donaufelder Sammelkanals in Betrieb genommen. Anschließend wurde der Kai¬
sermühlensammler, der Wagramer Straßen-Sammelkanal, der Brünner Straßen-Sammelkanal und somit der
Linke Donausammelkanal in seiner gesamten Länge in Funktion gesetzt. Gleichzeitig konnten die vier beste¬
henden Hochwasser-Pumpwerke stillgelegt werden.

In baupolizeilichen Angelegenheiten  waren 6.200 neue Akte, davon 3.270 Kanalbefunde,
zu bearbeiten sowie5.340 Planbegutachtungengrößerer Hauskanalanlagen im Parteienverkehrdurchzuführen.
3.280 unerledigte Kanalinstandsetzungs- und Anschlußaufträge aus früheren Jahren wurden überwacht.

Der Einsatzdienst der Abteilung hatte im Kanalbetrieb  9 .747 Einsätze zu erledigen. Die Materialför-
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derung aus allen Teilen der Kanalanlagen betrug 15.627 m3. Im einzelnen wurden aus Schotterfängen5.351 m3,
aus dem Hauptsammelkanal2.168m3, aus Straßenkanälen2.732 m3, aus der Kläranlage Blumental 2.151m3,
aus der Hauptkläranlage2.156m3, aus dem Pumpwerk Linker Donausammler 683 m3 sowie an Schwimm¬
schlamm aus dem Linken Donausammler 386 m3 geräumt . Durch Hochdruckwagenräumungen wurden
653.615 m Rohrkanäle und 807.755 m Profilkanäle gereinigt.

Von den Hochwasserpumpwerken  wurden im Oktober die Pumpwerke Fännergasse, Stadlau,
Kaisermühlen und Schierlinggrund außer Betrieb genommen, da dort durchfließende Sammelkanäle an den Lin¬
ken Donausammelkanal angeschlossen worden sind. Die Hochwasserpumpwerkewaren an insgesamt 161 Ta¬
gen 972 Stunden in Betrieb. Fünf Kanalhebewerkeförderten eine Abwassermenge von 2,563.000 m3, 8 Regen¬
wasserpumpwerke rund 139.000 m3. In der Kläranlage Blumental wurden rund 21,000.000 m3 Abwasser gerei¬
nigt, wobei der Energieverbrauch 3,691-500 kWh ausmachte. Der Rechengutanfall betrug 4.042 m3.

Der Bestand an Senkgruben in Wien ist auf 31.648 angestiegen. Die Zahl der Senkgrubenräumungenbetrug
19.637, die Gesamtaushubmenge108.843 m3. Ferner waren 990 Abscheiderräumungenmit einer Gesamtaus¬
hubmenge von 1.953,64m3 auszuführen. Im Pumpwerk Linker Donausammler, das ab 30.Juni in Betrieb ging,
wurde mit einem Verbrauch von 2,400.000 kWh Abwasser gepumpt. Am 30.Juni erfolgte die Inbetriebnahme
der Hauptkläranlage. An diesem Tag wurde erstmals, um eine echte Inbetriebnahme auszuführen, das Abwasser
in die Kläranlage eingeleitet. In den ersten zwei Wochen kam es bereits zu einer ausreichendenmechanischen
Reinigung des Abwassers. In der zweiten Hälfte des Monats Juli wurden die Belebungsbecken und Nachklärbek-
ken Nord, ab Anfang August auch die Belebungsbecken und Nachklärbecken Süd in Betrieb genommen. Wäh¬
rend des bisherigen Betriebes der Hauptkläranlagetraten verschiedene maschinelle und elektrische Störungen
unbedeutenden Ausmaßes auf, die jeweils kurzfristig behoben werden konnten. Schwere Betriebsschwierigkei¬
ten sind jedoch nicht eingetreten. Lediglich durch die Beschaffenheit des Zentratrücklaufes aus den Entsor¬
gungsbetriebenSimmering kam es Mitte September sowie um Mitte Oktober zu Schwierigkeiten. In den sechs
Monaten seit der Inbetriebnahmewurden rund 83,000.000 m3 Abwasser mit einem mittleren Reinigungswir¬
kungsgrad von 87,4 Prozent gereinigt, wobei ein Energieverbrauchvon 14,806.000 kWh zu verzeichnen war.
Der Rcchcngutanfall betrug im gleichen Zeitraum 5.270 m3.

Für den weiteren Ausbau des Fahrzeugfunknetzeswurden wieder zwei Fahrzeuge mit Funk ausgestattet.
Auf Grund des altersbedingten Zustandes mußten drei Kleinbusse sowie zwei Hochdruckwagenund ein Fä¬

kaliensaugwagen erneuert werden. Für die Hauptkläranlagesowie für das Linker Donausammelkanal-Pump-
werk wurden die erforderlichen Fahrzeuge angeschafft. Zur Reinigung von Schotterfängen, Becken und Groß¬
kanälen mußte ein Großsaugwagen angeschafft werden. Der Großsauger ist mit einem Gebläse ausgestattet, hat
eine Saugleistung von rund 7.000 m3/h und einen Kesselinhalt von 10 m3. Die Saugschläuche haben einen
Durchmesservon 200 mm. Von den Fahrzeugen der Abteilung wurden rund 882.000 km zurückgelegt, davon
von Funkwagen 107.000 km, von Hochdruckwagen79.000 km, von Senkgrubenwagen276.000 km; die ande¬
ren Fahrzeuge legten 420.000 km zurück.

An 832 Kanalkleinbaustellen waren Erhaltungsarbeitendurchzuführen, ferner wurden 661 Schachtabdeckun¬
gen repariert. Die Baustelle in 3, Nottendorfer Gasse 15—17, wurde im Rohbau bis auf zwei Garagenboxen fer-
tiggestellt.

In den ersten zehn Monaten des Jahres 1980 wurden 2.374 Bescheide hinsichtlich Festsetzung der jährlichen
Räumungsanzahl bei Abscheidernsowie 3.017 Aufforderungenzum Parteiengehör zu diesen Bescheiden ver¬
faßt, geschrieben und ausgesandt.

Im Zuge der Industrie - und Gewerbeabwasserprüfungen  wurden vom Chemiereferat
insgesamt1.937 Abwasserproben entnommen, davon waren 1.452 mineralöl- und fetthältige, 373 schwermetall-
hältige, 74 lösungsmittelhältige und 35 sonstige Abwasserproben. Bei den vorgenommenen Kontrollen waren
bisher 323 negative Ergebnisse festzustellen. In all diesen Fällen wurde eine Verrechnung der Analysekosten
durchgeführt, in 84 Fällen zusätzlich Strafanzeige gemäß KEG 1978 erstattet und in vier weiteren Fällen Straf¬
anträge gemäß Gewerbeordnung1973 eingebracht. In der Kartei der Industrie- und Gewerbeabwasserüberwa¬
chung waren mit Stichtag 31. Oktober 1980 2.038 Betriebe erfaßt, von denen 1.165 routinemäßig überprüft wer¬
den. Der Aufgabenbereich des Referates Chemie wurde mit der Inbetriebnahme der Hauptkläranlage Wien we¬
sentlich erweitert. So wurde das Labor eingerichtet und mit 30.Juni 1980 läuft die Betriebskontrolle der Haupt¬
kläranlage.

Für das Referat„Behördliche Aufgaben“ waren in 91 Fällen Erhebungen betreffend Selbsträumbewilligungen
vorzunehmen. In 31 Fällen wurden Dauerkontrollenbei Firmen im Ausmaß von ein bis drei Wochen durchge¬
führt.

Durch schwere Unfälle in Anlagenbetriebender Kanalisations- und Abwasserreinigung im In- und Ausland
war es notwendig geworden, den für diese Betriebsarbeiten sich ergebenden Sicherheitserfordernissenwesent¬
lich größere Beachtung zu schenken. In diesem Sinn erging das Wiener Bedienstetenschutzgesetzfür die Be¬
triebe des Landes Wien. Die Abteilung trägt dem Sicherheitsgedanken, der nicht nur durch den vorliegenden
gesetzlichen Auftrag gegeben ist, sondern auf Grund der gegebenen Sicherheitserfordemisse, Rechnung. Die
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Ausrüstung hinsichtlich Sicherheit im Kanalbetrieb, wie Atemschutzgeräte, Gasspürgeräte, Erste Hilfe, Brand¬
schutz usw., muß rasch vorangetrieben werden. Sicherheit im notwendigen Umfang ist zwar nicht ohne jeden
Kostenaufwand möglich, bei sinnvoller Handhabung und nicht zu extensiver Auslegung, die bei den günstigen
Gegebenheiten in Wien kaum voll erforderlich ist, können die Kosten in Grenzen gehalten werden.

Insgesamt waren 32 leichte und 19 schwere Unfälle zu verzeichnen. An 81 Führungen nahmen 2.995 Perso¬
nen teil.

Wasserwerke

Das Wetter des Jahres 1980 zeichnete sich durch eine gleichmäßige Verteilung der Niederschläge aus, wo¬
durch sich ein gutes Wasserangebot aus allen Quellen ergab. Die Wassergewinnung an den eigenen Grundwas¬
serwerken an der I. Wiener Hochquellenleitung beträgt 1,361.300 m3 (1979 : 1,060.780 m3). Im Rahmen der
Verbundwirtschaft an der I. Wiener Hochquellenleitung wurden an niederösterreichische Gemeinden
2,003.100 m3 Wasser abgegeben im Vergleich zu 1,873.833 m3 im Jahre 1979, an der II. Wiener Hochquellen¬
leitung an Gemeinden und sonstige Abnehmer außerhalb Wiens 246.500 m3 Wasser (1979: 182.629 m3). Der
Gesamtverbrauchsank gegenüber 1979 um 4,777.000 m3, das sind 2,9 Prozent.

Im Jahre 1980 erhielt Wien 163,39 Millionen Kubikmeter Wasser. Davon lieferten die Hochquellenleitungen
80,3 Prozent; 15,2 Prozent waren Grundwasser, 1,6 Prozent wurden aus der Oberflächenaufbereitungund 2,9
Prozent an Fremdwasser bezogen. Von der bezogenen Wassermengewurden 2,792.500 m3 an die auswärtigen
Abnehmer und an Verbundgemeinden, 158,032.700 m3 an das Wiener Rohrnetz und 428.700 m3 an die Trie-
stingtal- und Südbahngemeindenabgegeben. 2,133.000 m3 gingen durch Überfälle und Ableitungenverloren.

Die durchschnittliche Tagesabgabe an das Wiener Rohrnetz betrug 432.966 m3. Das Tagesmaximum wurde
am 12.Juni mit 549.500 m3 erreicht, das Tagesminimum am 26. Dezember mit 317.900 m3 gemessen. Zur Ent¬
keimung der gesamten dem Verbrauch zugeführten Wassermenge wurden insgesamt 35.602 kg Chlorgas und
31.840 kg Natriumchlorit sowie 3.800 1Hypochlorit verwendet. Der äquivalente Chlorverbrauchbetrug daher
49-431 kg, was einem durchschnittlichen Zusatz von 0,31 mg Chloräquivalent pro Liter Wasser entsprach.

Von den Wasserleitungskraftwerken  an den beiden Außenstrecken wurden 47,192.504 kWh an
elektrischer Energie geliefert. Davon erzeugten die Werke in Wildalpen und Weichselboden11,753.192 kWh.Von
den übrigen Einzelwerken lieferten Gaming 34,277.184 kWh, Hirschwang 726.900, Naßwald 316.794, Kaiser¬
brunn 63.420 und Hintemaßwald 55.014 kWh.

Unter den Maßnahmen für Neubauten und Bauvorhaben  waren für die III. Wiener Wasserlei¬
tung in Erfüllung des Wasserrechtsbescheides, mit dem der Stadt Wien die Beweissicherung über die Auswir¬
kungen der Wasserentnahmeaus der Mittemdorfer Senke auferlegt worden war, auch im Jahre 1980 Abfluß¬
messungen an 11 Profilen 14tägig sowie Messungen an 50 Grundwasserbeobachtungssondenzweimal wöchent¬
lich durchzuführen. Auf Veranlassung der Wasserwerke wurden etwa 100 Sonden von Fremdbeobachtem mo¬
natlich gemessen. Um die Wirksamkeit der Absiedlung der Geflügelaufzuchtsfarm Landesmann zu überprüfen,
wurde den Wasserwerken von der Wasserrechtsbehördeein sechsmonatigerPumpversuch am Brunnen Moos¬
brunn I mit einer Entnahmemenge von 400 1/s vorgeschrieben. Der Pumpversuch lief von Juli bis Dezember
1980 und sollte neben Aussagen über die hygienische Qualität auch betriebliche Erfahrungen sowie den Nach¬
weis über die Durchströmungsverhältnisseim Behälter Unterlaa bringen.

In den bereits fertiggestelltenBehälteranlagenUnterlaa und Moosbrunn konnten Armaturen und techni¬
schen Einrichtungen im Rahmen des Großpumpversuchesden betrieblichenGegebenheitenangepaßt werden.
An den Transportrohrsträngender Außenstreckewurden die einzelnen Druckprobenabschnitteverbunden und
über die gesamte Leitungsstrecke die Enddruckprüfungerfolgreich durchgeführt. Das Steuerkabel war fertig zu
verlegen und in die entsprechenden Anlagen einzubinden. Für den VerbindungsrohrstrangDN 1200 mm vom
Behälter Unterlaa zum Versorgungsgebiet Laaerberg wurde die Detailplanung fortgesetzt; die Arbeiten konnten
mit dem Ziel eines ArbeitsbeginnesEnde 1980 öffentlich ausgeschrieben werden.

Für den etwa 3 km langen Abschnitt Prater der Ringleitung Ost wurden die Erd- und Baumeister- sowie die
Rohrlegerarbeiten öffentlich ausgeschrieben ebenso wie die Arbeiten für die Sonderbauwerke, die Querung des
Donaukanals in der Erdbergbrückeund die Durchpressung des VerladebahnhofesSt. Marx. Mit den Arbeiten
konnte im Frühsommer 1980 begonnen werden, wobei die Querung der Simmeringer Hauptstraße bereits fer-
tiggestellt ist, so daß das Hauptgewicht der Arbeiten nunmehr im Bereich der Anschlüsse zur Erdbergbrücke
liegt.

Die Ringwasserleitung Süd verbindet die Behälter Rosenhügel und Laaer Berg mit dem Endbehälter der III.
Wiener Wasserleitung, dem Behälter Unterlaa. Uber die angeschlossene Pumpstation kann Wasser aus der III.
Wiener Wasserleitung in die Behälter Rosenhügel und Laaer Berg gefördert werden. Von dort aus erfolgt dann
die Verteilung ins Stadtrohrnetz. Im Jahre 1980 wurden die letzten Arbeiten an dem noch unfertigen Ast zum
Behälter Laaer Berg durchgeführt. Im Frühjahr 1981 wird der Leitungsteil entlang An der Ostbahn fertig verlegtwerden.
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Von den Wasserwerken wurde geplant, einen Teil des vom künftigen WasserwerkDonauinsel geförderten
Wassers über die Nordbrücke einerseits zum Behälter Hungerberg, andererseits ins Floridsdorfer Rohrnetz ab¬
zuleiten. Vor der Fertigstellung des Inselwasserwerkes dient der Rohrstrang über die Nordbrücke zur Stützung
der Tiefstdruckzone im 21. Bezirk vom Handelskai her. Im Jahre 1980 wurde der Abschnitt Sinawastingasse
und Schwaigergasse bis zur Frömmelgasse fertiggestellt. An dem Abschnitt in der Schwaigergasse im Bereich
Frömmelgasse bis Am Spitz wird gearbeitet. Am BrückenrohrstrangReichsbrücke wurden die Arbeiten im Be¬
reich Mexikoplatz durchgeführt. So konnte ein Rohrkanal zum Anschluß des Brückenrohrstranges an das beste¬
hende Rohrnetz sowie zur Aufnahme der Mengenmeßeinrichtungenerrichtet werden.

Zur Festlegung eines Aufbereitungsverfahrens, das auch für das künftige Wasserwerk auf der Donauinsel ge¬
eignet ist, wurde im Bereich des Grundwasserwerkes Nußdorf eine Versuchsstation errichtet. Die Filterversuche
konnten fortgesetzt werden, wobei die Verfahrenstechnikdurch Mangan- und Eisenanreicherungin Zusam¬
menarbeit mit den Magistratsabteilungen 15 und 39 getestet wurde.

Die Anpassung des Pegelnetzes an den Inselausbau im Nordteil, aber auch die Grundwasserbeobachtungen
wurden weitergeführt. Zum Anschluß des künftigen Donauinselwasserwerkes an das bestehende Rohmetz ist
unter anderem die Querung der A 22 — Donauuferautobahn notwendig. Diese Querung erfolgt mit zwei
DN-700-mm-Rohrsträngen im Brückenobjekt EN 3. In Zusammenarbeit mit der MA 29 wurden die Rohre im
Sommer 1980 in die Brückenkonstruktioneingebaut.

Zur Verbesserung der Wasserversorgung und zur Anpassung an den gesteigerten Verbrauch im Bereich der
ehemaligen LaudonschenWasserleitung wurde der WasserbehälterBuchberg mit einem Inhalt von 2.500 m3
neu errichtet. Mit den Arbeiten wurde im Sommer 1980 begonnen, der Behälterteil selbst konnte 1980 fertigge¬
stellt werden.

Durch den Bau der Brigittenauer Brücke kommt es zu Kollisionen zwischen den im Handelskai verlegten
Wasserrohrsträngenund den Brückenfundamenten. So mußten rund 1.100 m DN-300-mm-Rohrstrang in die
Engerthstraßeumgelegt werden.

Zur Erarbeitung eines Gutachtens über ein Grundwassermodellfür eine Grundwasseranreicherungin der
Unteren Lobau wurde eine Wehranlage zur zeitweisen Schließung der Künigltraverse errichtet. Für das wasser¬
rechtliche Bewilligungsverfahren der Brunnen Schüttelau 1 und 2 wurde ein konsensmäßigerBetrieb in Form
eines Pumpversuchesweitergeführt; das gewonnene Wasser konnte bereits dem Wiener Rohrnetz zugeleitet
werden. Zur schadlosen Ableitung des durch fallweise Verunreinigungnicht verwendbarenGrundwassers wird
die seinerzeit provisorische, oberirdisch verlegte Entleerungsleitung Lobau im Abschnitt Hochwasserschutz¬
damm — Inundationsgebietdefinitiv erdverlegt.

Von den Erhaltungsarbeitensind vor allem die Abkehren an der I. und II. Hochquellenleitunganzuführen.
Im Jahre 1980 wurden an der I. Wiener Hochquellenleitungvier Vollabkehrendurchgeführt und dabei Gewöl¬
beschleifputz auf 2.636 m2 hergestellt, weiters erfolgte die Profilerhöhung im Absturz Station 175 Stuppach,
eine Sohlenkorrektur und Adaptierung der EinlaufkammerPottschach, Deckenaufhängungenbei der Station
238, 241 und 243 sowie in Leobersdorf mit Stahlbetonfertigteilen auf 228 m2 wurden Kunstharzabdichtungvon
der Station 12 bis 13 Baden, außerdem 1.140 m2 Kunstharzbeschichtung (Ergänzungen) im Aquädukt Liesing,
121m2 Gewölbeinstandsetzungmit Spritzbeton von der Station 175 bis 176 Maria Enzersdorf durchgeführt so¬
wie eine Teilabkehr der Stixensteinerleitung. Zwei Entwässerungsbrunnenwurden in Mödling auf dem Eich¬
kogel hergestellt, Sicherungsarbeitenim Hörmbach-Gerinne für die Kanalbrückedurchgeführt, außerdem das
Aufseherhaus in Temitz instand gesetzt. Weiters waren 50 m Verrohrung im Auslaufgraben Temitz vorzuneh¬
men, wurde die Stiege in 23, Mauer, Alma-König-Weg erneuert, das Aquädukt Mauer mit Stahlbetonfertigteilen
abgedeckt, wofür auf 220 m Erdarbeiten und auf 88 m AquäduktlängeFertigteilverlegungen auszuführen waren.
Im Grundwasserwerk Wollersdorf wurde der Brunnen 1 fertiggestellt und eingerichtet, der Stromanschlußfür
das Betriebsgebäude abgeändert und mußten drei Wohngebäude neu eingedeckt werden. Bezüglich Projekt
Pfannbauemquelle kam es zum Abschluß des Grundbenützungsübereinkommens mit den Österreichischen
Bundesforsten. Die Transportrohrleitungmußte von km 0,1 bis 1,9 verlegt werden.

An der II. Wiener Hochquellenleitungwurden zwei Kurzabkehren und zwei Hauptabkehren durchgeführt,
dabei ein Schottenverschluß im WAG-Stollen in Obersberg eingebaut, 21 Kembohrungen hergestellt, Risse mit
Aquapaint auf einer Länge von 650,60 m abgedichtet, Flächenbeschichtungenmit Aquapaint auf 736,34 m2
vorgenommen; weiters Gewölbeschleifputz auf 1.782,65 m2 sowie Gewölbedichtputz (Thoroseal) auf
2.123,41m2 hergestellt, acht Dükerentleerungsschieber ausgewechselt, Rißabdichtungen mit Waterplug auf
314 m vorgenommenund schließlich die Stollenwände gewaschen. Die Vermessungsarbeitenwurden von der
MA41 durchgeführt.

Zur Sicherung von Rutschgelände im Bereich der II. Wiener Hochquellenleitungwurden Entwässerungsan¬
lagen beziehungsweise Drainagierungen hergestellt beziehungsweise begonnen, und zwar bei T 54 —Neubruck
(Oberflächenentwässerungund Entwässerungsbrunnen), beim Gassner in Oberndorf (Drainagierung), beim
„Kemschner“ in Kimberg (Ergänzung zu Rutschhangentwässerung), auf der „Beckerwiese“ in Wilhelmsburg
(Drainagierung) und bei „Burbach“ (Drainagierung). Stollendrainagen beziehungsweise Kanaldrainageinstandset-
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zungen beziehungsweise-erweiterungen im Bereich der II. Wiener Hochquellenleitung wurde durchgeführt
in Scheibbs, im Grünsbachtal, in Wilhelmsburg, in Eichgraben und in Laab im Walde. Erkundungsbohrungen
zur Feststellung der Ursache für die Hangbewegungen als Vorarbeit für Sicherungsmaßnahmenmußten in
Kienberg-Gaming und in Neubruck durchgeführt werden. Weiters waren Sanierungsarbeiten an Kanalbrücken
vorzunehmen: so wurde in Reintalaquäduktauf 580 m2 die Betonabdeckunghergestellt, in Grünsbachtal bei
km 94,3 und km 94,7; ferner erfolgten Verfugungsarbeiten am Luegeraqädukt sowie am Aquädukt in Mitterau
und Pfalzauaquädukt. Das Aufseherhaus in Dörfl und Hofstetten wurde umgebaut. Sanierungsarbeiten an Ober¬
flächengerinnen erfolgten in Wolfsgraben und Preßbaum. Eine Lastenverteilerplatte wurde im Bereich der Bun¬
desstraße B39 in Hofstetten hergestellt. Im WAG-Stollen, dem Frischwasserstollen für das E-Werk Gaming,
wurden Zementinjektionengemacht und 6 Sicherungsgurteneingebaut. Fremde Projekte größeren Umfanges
im Bereich der II. Wiener Hochquellenleitungwaren die BundesstraßeB 25 zwischen Kienberg und Gaming,
die BundesstraßeB 39 bei Hofstetten sowie das Siedlungsgebiet.Schießstatt“ in Scheibbs.

Im QuellengebietI in Projekt Sieben Quellen (SchneealpenstollenNord und Süd) wurden die Hochspan-
nungs-, Niederspannungs-, femmelde- und steuerungstechnischenEinrichtungen im Stollen und in den Objek¬
ten an den Stollenportalen im Wasserschloß Reißtal und in der Station Karlgraben montiert. Die Abdeckungen
für Kabelkanäle und Konsolen sowie die Befestigungen für Schränke und Steuertafeln wurden in den Werkstät¬
ten der Betriebsleitung Hirschwang und Naßwald hergestellt. Im E-Werk Reithof wurden Umbauarbeiten für
den Parallelbetrieb zum NEWAG-Netz abgeschlossen, so daß die Lieferung am 31.Jänner aufgenommenwer¬
den konnte. Im E-Werk Hirschwang wurden im Zuge einer Revision die Regler überholt, Lager und Dichtun¬
gen überprüft, im E-Werk Kaiserbrunn die Leitschaufellager gedichtet. Im Dienstobjekt Preiner Gscheid wurde
das Haus elektrifiziert. Beim Pegel Ochsenleiten — Schwarza mußte eine Sohlgurte zur Stabilisierungdes
Durchflußprofiles eingebaut, zwei Schutzrohre aus 80-mm-Kunststoff für NS- und FM-Kabel verlegt werden,
wofür der Flußlauf auf einer Länge von rund 100m geändert wurde. Bei den Abkehrarbeitenmußte der Absturz
bei Station 52 erhöht, eine Kanalventurimeßstelleim Hauptstollen bei Stollenzugang VII hergestellt werden.
An der B 27, Höllentalbundesstraße, wurde ein Schutzbauwerk in Form einer Stahlbetonplatteerrichtet. An der
Schwarzabrücke Singerin wurden ein Joch und der Hauptträger in den beiden• Randfeldem erneuert. Quell¬
schutzzäune mußten bei der Albertwiesquelleund der Wasseralmquelle nach der teilweisen Zerstörung durch
Windwurf und Holzbringungkomplett erneuert werden.

Am QuellengebietII wurde im Bereich der Pfannbauernquelledie Blockhütte vor dem Wirtschaftsgebäude
abgetragen und ein Werkzeug- und Materialmagazinerrichtet. Mit den Aushub- und Rohrverlegearbeiten
wurde begonnen, weiters zwei Drainageleitungen verlegt. Im Kraftwerk Höll und in den Kammern S, M, K und
G mußten Kunststoffbeläge verlegt werden, wurde ein Leistungsschalter in der O-Kammer des Kraftwerkes ein¬
gebaut, ferner erfolgten Kabelverlegung in der M- und S-Kammer sowie die Montage der Kabelmuffen und
Endverschlüsse. Die 5-kV-Hochspannungszelleder S-Kammer des Kraftwerkes wurde umgebaut. Im Wasserlei¬
tungsmuseum waren Dachdeckerarbeiten, Elektroinstallationenund verschiedene Umbauten durchzuführen.
Die Schreierstraße, im Teilstück zwischen Reiter- und Ganserbrücke, wurde beschottert und begrünt, sodann
ein Planum hergestellt und die Asphaltierungvorgenommen. Im Überfall der G- und H-Kammer war ein Lär¬
chenholzfluder zu errichten, im Überfallgerinne der C-Kammer ein schadhafter Teil zu erneuern; im Zugang 8a
mußten Stollenschäden saniert werden. In der L-Kammer wurde ein Einlaufbauwerk für den Notkonsens in Sie¬
benseebach errichtet. Am Salzaaquädukt wurden Steine ausgewechselt, ferner ein Meßschacht am 900-mm-
Rohrstrang errichtet. Bei der P-Kammer mußte der Quellschutzzaun neu hergestellt werden. Die Schüttbauem-
brücke wurde neugebaut. An der 20-kV-Leitung mußte im Holzäpfeltal ein Pfostenschacht zur Absicherung er¬
richtet werden. Weiters erfolgte am Siebensee- und Schreierrohrstrang der Einbau der Annuba-Meßeinrichtun-
gen, wofür beim Salzaaquädukt und Zugang 7a Anbohrungen durchgeführt wurden. Bei den gefaßten und
eingeleiteten Quellen sowie bei der Pfannbauern-, Antenkar-, Kräuterbrunnen-, Brunnseequellen und bei Asch¬
bach oberhalb der Pfannbauernquellewurden Wasser- und Temperaturmessungenvorgenommen, außerdem
unterhalb des 900-mm-Druckrohrstranges in der N-Kammer im Kraftwerk 22 im Bereich Hopfgarten eine
Drainage sowie im Einzugsgebiet der Wetterin und der Tonion an 17 Meßstellen einmal wöchentlich Mengen¬
messungen zur Beweissicherung für den Bau des Wetterinstollensdurchgeführt.

In den Anlagen in Wien wurde das auf Drehzahlregelungund Vollautomatik umgebaute Hebewerk Hunger¬
berg II fertiggestellt und in Betrieb genommen, eine Verbindung zwischen brauner und roter Druckzone
(660 mm NW) beim Behälter Hungerberg zur besseren Absicherung der Wasserversorgung bei Ausfall einer der
beiden Hauptleitungen beziehungsweise eines der beiden Hebewerke hergestellt. Mit dem Umbau des Hebe¬
werkes Wienerberg auf Drehzahlregelungund Vollautomatikwurde begonnen und der femmeldetechnische
Anschluß an die Lastverteilungszentrale durchgeführt. Im Drucksteigerungswerk Krottenbachstraßewurden die
alten Anlagen stillgelegt, eine Rohrpumpe eingebaut und eine neue elektrische Anlage installiert. Durch den
Umbau des Drucksteigerungswerkes Faniteum wurden die Versorgungsgebiete Georgenberg — Faniteum zu¬
sammengefaßt. Es mußte die Verrohrung geändert und teilweise erneuert werden, außerdem waren neue Pum¬
peneinheiten einzubauen. Die Chlordioxydanlage Rosenhügel konnte in Betrieb genommen werden. Im
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Grundwasserwerk Ölhafen wurden die noch vorhandenen Anlagenteile entfernt, danach die Löschung des Was¬
serrechtes beantragt. Im Behälter Wienerberg erfolgte die bauliche Sanierung der Schieberkammer. Femmelde-
kabellegungen mußten auf der Floridsdorfer Brücke, entlang des Hochwasserschutzdammesvon der Floridsdor-
fer Brücke bis zur Nordbrücke, ferner auf der Stollenstrecke Kläffer bis Zugang 16 der II. Wiener Hochquellen¬
leitung und von der M-Kammer bis zur S-Kammer in Wildalpen durchgeführt werden. Für den Umbau des
Hebewerkes HungerbergI auf Vollautomatik waren Planungsarbeiten zu leisten, für die Versorgung des Grund¬
wasserwerkes Donauinsel Nord mit elektrischer Energie mußte mit der Vorplanung begonnen werden.

Im Amtshaus in 6, Grabnergasse4—6, wurde ein veralteter Heizkessel gegen einen neuen Hochleistungskes¬
sel ausgetauscht, wodurch der Heizölverbrauchim November und Dezember 1980 gegenüber jenem in den
Vergleichsmonatendes Vorjahres wesentlich herabgesetzt werden konnte. Der alte überaus reparaturanfällige
Personenaufzugwurde umgebaut, um eine funktionstüchtige und dem letzten Stand der Technik entspre¬
chende Aufzugsanlage zur Verfügung zu haben.

Im städtischen Rohrnetz  erfolgten nach Inbetriebnahme der Zwischendruckzonenoch Abschlußarbei¬
ten im 3. Bezirk. Der Ausbau der Druckzone Atzgersdorf zur wesentlichenVerbesserung der Versorgungsver¬
hältnisse in diesem Teil des 23. Bezirkes wurde durch Rohrstrangverstärkungenplanmäßig fortgesetzt. Um die
Bewohner der Siedlung Schwarzlackenau im 21. Bezirk mit ausreichendem, einwandfreiem Trinkwasser zu ver¬
sorgen, wurden 982 m Wasserleitungsrohrstränge verlegt. Damit bestehen nun in jenen Teilen der Siedlung, die
von der Grundwasserabsenkung am stärksten betroffen waren, öffentliche Rohrstränge und öffentliche Auslauf¬
brunnen, so daß der Einsatz des Trinkwassertankwagens eingestellt werden konnte. Die Erschließung von Lie¬
genschaften im Rahmen des Siedlungsprogrammes der Stadt Wien wurde durch Rohrlegungen im 22. Bezirk in
den projektierten Siedlungen Rautenweg und Schirrmanngasse fortgesetzt. Im BrückenbereichFloridsdorfer
Brücke konnten die Restarbeiten durchgeführt werden, so daß das komplette Bauvorhaben damit zum Abschluß
gebracht wurde. Der VerbindungsrohrstrangDN 300 zwischen Leopoldstadtund Donaustadt im Donaudüker
der MA 30 und über die Steinspombrücke mit einer Anspeisung auf der Donauinsel konnte fertiggestellt und
im Oktober in Betrieb genommen werden. Die Gesamtkosten für diese Rohrlegung betragen 8,800.000 S. Die
Arbeiten im 15. Bezirk in der Avedikstraße und im 23. Bezirk in der Zemlinskygasse zur Behebung von Druck¬
mangelgebieten konnten zum Abschluß gebracht werden. In der Einsiedeleigasse im 13. Bezirk, wo Anrainerbe¬
schwerden schon seit Jahren Vorlagen, konnte mit den Arbeiten begonnen werden. Zur Anspeisung des Behäl¬
ters Buchberg aus dem braunen Gebiet (Hochzone) wurde im September 1979 mit den Arbeiten zur Verlegung
eines DN-250-Rohrstranges begonnen. Diese Arbeiten mit einer Gesamtlänge von 1.049 m fanden im wesentli¬
chen im Mai 1980 ihren Abschluß. Ausgelöst durch Bauvorhaben der MA 28 wurden Rohrstränge der Dimen¬
sion 150, 250 und 300 in einer Gesamtlänge von 2.018 m auf Bundesstraßen, außerdem über Antrag privater In¬
teressenten und bei Verpflichtung zur Beitragsleistung nach § 6 des Wasserversorgungsgesetzes 1960 im 13., 14.
und 19. Bezirk insgesamt rund 1.100 m Rohrleitungen zur Versorgung von privaten Wohnhäusern verlegt. Im
Jahre 1980 wurde eine Aktion gestartet, die eine allgemeine Aufnahme des Bestandes an unterirdischen Kam¬
mern und Schächten sowie eine Beurteilung deren Standsicherheit zum Ziel hatte. Als Ergebnis dieser Maßnah¬
men wurde eine Reihe von Schieberkammernsaniert beziehungsweise dort, wo die Erhaltung des Kammerbau¬
werkes bei sanierungswürdigemZustand nicht unbedingt erforderlich war, diese Kammern liquidiert.

Für den Ausbau des städtischen Rohrnetzes sowie zur Versorgung wurden 8.966 m Neurohrlegungendurch¬
geführt, außerdem 31.257 m Rohre ausgewechselt. Am öffentlichen Rohrnetz wurden 852 Schadensstellen ent¬
deckt und deren Behebung durchgeführt. An Armaturen entstanden 675 Schäden. Zur Hilfeleistung bei Gebre¬
chen an Wasserleitungseinrichtungenwaren 2.034 Einsätze erforderlich, wobei von drei Einsatzfahrzeugen
29.840 km zurückgelegt wurden. Bis Jahresende wurden 552 Neuherstellungenvon Abzweigleitungen und T-
Abzweigleitungen getätigt, dabei 14.148 m Rohre verlegt, außerdem 468 Wasserzähler neu eingebaut. An Ab¬
zweigleitungentraten 3.340 Gebrechen auf. Im Rahmen des turnusmäßigen Auswechslungsdiensteswurden
24.927 Wasserzähler ausgewechselt und in der betriebseigenenWerkstätte 19.335 Wasserzählerrepariert. 35
Verstärkungen von Abzweigleitungen sowie 139 Ergänzungen wurden vorgenommen. Im Zuge der Kontrolltä-
tigkeit waren 2.210 Installationsüberprüfungendurchzuführen; dabei wurden 458 Gebrechen festgestellt. Durch
deren Behebung konnte eine Wassermenge von 9-929 m3 pro Tag eingespart werden.

Auf rechtlichem Gebiet  waren für verschiedene Projekte Verhandlungen zu führen. So konnten
für die Ringleitung Süd die Grundeinlösungsverhandlungenfür den noch letzten fehlenden Abschnitt im Be¬
reich Ostbahn — Südostautobahnabgeschlossen werden. Im Jahre 1980 wurde für den Brunnen Markethäufel
das wasserrechtliche Bewilligungsverfahren für die Aufbereitungsanlage sowie die Vorlage der Betriebsvorschrift
einer Erledigung zugeführt. Das Verfahren zur Erneuerung des Wasserrechtesfür das Grundwasserwerk Nuß¬
dorf konnte mit der Erlassung des Bescheides vom 24. März 1980 durch das Bundesministeriumfür Land- und
Forstwirtschaft erfolgreich abgeschlossen werden. Der nunmehr erwirkte Konsens beträgt 1.160 1/sec. bezie¬
hungsweise 100.000 m3/Tag. Im Zusammenhang mit Wasserbauvorhaben der Abteilung waren die Einleitung,
Abwicklung und Finalisierung von zahlreichen behördlichen Verfahren erforderlich, so für die Chlordioxyd¬
anlage Rosenhügel, den Wasserbehälter Buchberg, die Pumpstation Ölhafen Lobau und für die 1.Ausbaustufe der
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WasserfassungsanlageDonauinsel Nord. Der Verwaltungsgerichtshofhat bezüglich Wasserleitungsprojekt
Pfannbauemquellemit Entscheidung vom 29. April 1980, ZI. 2184/78-12, über die Beschwerde der STEWEAG
gegen den wasserrechtlichenBewilligungsbescheid des Bundesministeriumsfür Land- und Forstwirtschaft er¬
kannt, daß dieser Bescheid wegen Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von Verfahrensvorschriften aufgehoben
wird. Bezüglich WasserleitungsprojektSieben Quellen wurde mit Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes
vom 8. Juli 1980, ZI. 98/80/9, der Bescheid des Bundesministeriumsfür Land- und Forstwirtschaft betreffend
die Abweisung eines Entschädigungsbegehrensder Wasserberechtigtenund Kraftwerksbesitzeran Mürz und
Mur für zusätzlich 100 1/sec vom 15. November 1979 infolge Unzuständigkeitder belangten Behörde aufgeho¬
ben. Daraus folgt weiters, daß die Beschwerdeführer nun alle weiteren Entschädigungsansprücheim Verfahren
vor den ordentlichen Gerichten, also im Zivilrechtsweg, geltend machen müssen. Von den zahlreichen anderen
Projekten, an denen seitens der Rechtsabteilung verwaltungsmäßig mitgearbeitet wurde, sind das Entwässe¬
rungsprojekt Eichkogelstollen bei Mödling sowie diverse Bauverfahren für Betriebsobjekte zu nennen. Zahlrei¬
che Projekte wurden in administrativerHinsicht neu eingeleitet, weitergeführt beziehungsweise abgeschlossen,
wobei die RutschhangsanierungScheibbs —Schacherlsiedlung, die RutschhangsanierungNeustift bei Scheibbs
— Turm 54 sowie diverse Bauvorhaben für Betriebsobjekte der II. Wiener Hochquellenleitung sowie im Be¬
reich Wildalpen besonders zu erwähnen sind. Als Auflage aus dem wasserrechtlichen Verfahren zur Absiedlung
des GeflügelaufzuchtbetriebesLandesmann war das Detailprojekt E — 2. Teil der III. Wiener Wasserleitung
über einen sechsmonatigen Pumpversuch aus dem HorizontalfilterbrunnenMoosbrunn I vorzulegen. Dieses
Programm wurde mit Bescheid des Bundesministeriumsfür Land- und Forstwirtschaft vom 8. Mai 1980 wasser¬
rechtlich genehmigt. Nach erfolgter vollständiger Verlegung der Rohrstränge und Femmeldekabelkonnten im
Detailprojekt F — 3. Teil auch alle Entschädigungsregelungenmit den betroffenen Grundeigentümern abge¬
schlossen werden.

Im Jahre 1980 wurden Grundtransaktionenfinalisiert, die der Abteilung einen Zugang von 1,504.970 m2 und
Abgang von 3.049 m2 brachten. Weiters kam es zu 24 Wasserrohrgebrechenmit Schadenersatzforderungen, für
die 104.000 S aufgewendetwerden mußten. 259 Schadensakte im Zusammenhang mit Beschädigungen von
Wasserleitungsanlagen konnten abgeschlossen werden. Die teilweise anstandslos, andererseits im Klageweg her¬
eingebrachten Beträge beliefen sich auf 1,611.000 S. Zahlungsanträgefür die Förderung aus dem Wasserwirt¬
schaftsfonds wurden für die Rohrlegung Philadelphiabrücke, für die Kammer III am Laaer Berg, für die Ringlei¬
tung Ost sowie für den 2. und 3. Bauabschnitt der III. Wasserleitung in der Höhe von insgesamt 17,686.000 S
eingereicht. Die Endabrechnung des Projektes Behälter Laaer Berg, Bauabschnitt 2, ergab einen Betrag von
12,374.413 S. 45 Verwaltungsstrafverfahren nach dem Wasserversorgungsgesetz waren anhängig. Im Zusam¬
menhang mit der Verwaltung des Grundbesitzessowie der Sicherung des Bestandes und Betriebes aller Wasser¬
leitungsanlagen mußten 50 Bestands- und 10 neue Wasserlieferungsverträge abgeschlossen werden; 132 Fische¬
reilizenzen waren auszustellen. Rund 300 behördliche Verfahren, bei denen die Stadt Wien als Partei betroffen
war, wurden einer lagerbuchmäßigenBearbeitung zugeführt. Für die im Interesse der Stadt Wien gelegenen
Vorhaben Fremder wurden Kostenzuschüssedurch die verfassungsmäßig zuständigen Organe der Stadt Wien
genehmigt, und zwar für die Freiwillige Feuerwehr Naßwald 15.000 S, für die niederösterreichischeNaturwacht,
die steirische Berg- und Naturwacht, die Freiwilligen Feuerwehren Ternitz-Sieding, Temitz-Putzmannsdorf,
Preßbaum je 10.000 S, für die Freiwillige Feuerwehr Hinterwildalpen 150.000 S, für die Schützengesellschaft
Wildalpen 20.000 S, die steirische Berg- und Naturwacht weiters 5.000 S, die Freiwillige Feuerwehr St. Ilgen
15.000 S, die Gemeinde Wildalpen 150.000 S, die Paddelschule Wildalpen 100.000 S und für den Musikverein
Aschbach 5.000 S. Schließlich wurden 105 Fälle bezüglich der Gebarung mit Haftrücklässen abgewickelt.

Technische Grundstücksangelegenheiten
Im Jahre 1980 gelang es wieder, den „grundverbrauchenden“ Dienststellen der Stadt Wien, der Wiener Wirt¬

schaft, der gemeinnützigenWohnungswirtschaftund den verschiedensten, für die Wiener Bevölkerung wichti¬
gen Institutionen, die für die Erreichung ihrer Ziele erforderlichen Grundflächen zur Verfügung zu stellen.
Durch Zusammenarbeit der Abteilung mit den anderen beteiligten Dienststellen gelang es immer, bei den ver¬
schiedenartigstenBauvorhaben den rechtzeitigen Beginn zu ermöglichen. Dabei handelt es sich zunächst um
das kommunale Wohnbauprogramm  samt der zugehörigen sozialen Infraktruktur (Pflichtschu¬
len, Kindertagesheimeund Parkanlagen im dichtverbauten Gebiet), das voll erfüllt werden konnte. Zusätzlich
wurde eine Anzahl kleinerer und mittlerer Baustellen des 2., 12., 13., 14., 15. und 16. Bezirkes— also im dicht¬
verbauten Gebiet — verschiedenengemeinnützigen Wohnbauunternehmungen im Baurecht übertragen. Das
„Siedlungsprogramm“ der Stadt Wien, das heißt, die Zurverfügungstellungstadteigener Grundflächen zur Er¬
richtung von Einfamilienhäusernam Stadtrand, konnte 1980 in großem Umfang weitergeführtwerden. Im 14.
Bezirk wurden zwei Areale, im 22. Bezirk vier weitere an verschiedene gemeinnützigeWohnbauträger im Bau¬
recht vergeben. Im Gebiet „Mühlhäufel“ im 22. Bezirk konnten über 100 Bauplätze an bauwillige Siedler ver¬
kauft oder im Baurecht vergeben werden. Schließlich wurden wieder zahlreiche Bauplätze für Einfamilienhäuser
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an die bisherigen Baurechtsinhaber verkauft. Dem Kuratorium Wiener Pensionistenheimekonnten zwei wei¬
tere Bauplätze in 4, Phorusplatz, und in 21, Haspingerplatz, übergeben werden. Im Rahmen des Siedlungspro¬
grammes wurde im 22. Bezirk, Hirschstetten, dem dortigen Bauträger ein Bauplatz für ein Kindertagesheim zur
Verfügung gestellt. In der Großfeldsiedlung, im 21. Bezirk, gab die Stadt Wien ein Grundstück zur Errichtung
einer Bowlinghalle in Bestand. Auf Grund von Einsprüchen durch Anrainer bei der Bauverhandlung wird dieses
Objekt aber wahrscheinlich auf einem anderen stadteigenen Grundstück in der Nähe des zunächst vorgesehe¬
nen errichtet werden.

Sehr umfangreich waren auch 1980 die Verkäufe und Baurechtsbestellungenfür Industrie-, Gewerbe- und
Großhandelsfirmenim Rahmen des Betriebsansiedlungsprogrammes.  Solche erfolgten im
3., 10., 11., 21., 22. und 23. Bezirk. Der an Grundfläche und Wert bedeutendste Verkauf war die Übereignung
der Hafenanlagen Freudenau, Lobau und Albern an die Wiener Hafen GmbH. Die genaue Erfassung der Areale
zur Durchführung dieses Vertrages stellte an die Abteilung erhebliche Anforderungen. Von größter Bedeutung
für Wien war ferner die rechtzeitige Zurverfügungstellungdes Bauplatzes für die Müll-Recycling-Aniage in
22, Rautenweg, so daß die Firma Rinter bereits mit dem Bau beginnen konnte.

Zur teilweisen Deckung des in Zukunft anfallenden Grundstücksbedarfes konnten 1980 umfangreiche unbe¬
baute und bebaute Liegenschaften angekauft werden. Für künftige Wohnbauten konnten Althäuser und Baulük-
ken im 5., 6., 12., 15., 16., 17., 21. und 23. Bezirk erworben werden, ferner landwirtschaftlich genutzte Grund¬
stücke im Bereich der „Draschegründe“ sowie in anderen Außenbezirken. Insgesamt wurden bereits mehr
Wohnbaugrundstücke in Gebieten der Stadtemeuerung angekauft als in denen der Stadterweiterung. Eine für
die Arrondierung stadteigener Grundflächen bedeutende Liegenschaft im 17. Bezirk, Aiszeile — Güpferling-
straße, konnte im Rahmen eines umfangreichenTausches erworben werden. Für ein zukünftiges Pensionisten¬
heim wurde das Areal in 7, Schottenfeldgasse 25—27, angekauft; für künftige Schulbauten waren es Althäuser
im 2. und im 14. Bezirk. Für die Schaffung und Erhaltung von Grünflächen erfolgten Ankäufe sowohl im dicht¬
verbauten Gebiet (11., 15., 21. Bezirk) wie am Stadtrand (Ober St.Veit, Aspern und Siebenhirten). Gezielte
Grundankäufekonnten für einen Trinkwasserbehälter am Bisamberg, für den verbesserten Hochwasserschutz in
Langenzersdorf, für die Erweiterung des Inzersdorfer Friedhofes, für die Erhaltung des SiebenhirtenerSportplat¬
zes sowie für zahlreiche Straßenbauvorhabenabgeschlossen werden.

Sehr umfangreich waren 1980 auch die Ankäufe für zukünftige Betriebsansiedlungen. Unter größtem Zeit¬
druck mußten die fehlenden Grundstücke für die Müllverwertungs-(Recycling-)Anlage in Kagran erworben wer¬
den. Gleichzeitig wurden umfangreiche Flächen mitangekauft, auf denen in Kürze der „Industriepark Nord“
entstehen wird. Erst 1980 wurden größere Flächen in Aspern zur Baureifmachung des bereits in Bau befindli¬
chen Motoren- und Getriebewerkes General Motors durch die Stadt Wien im Kauf, meist aber im Tausch er¬
worben. Diese Aktion ist noch immer nicht abgeschlossen: In diesem Zusammenhang wurde auch ein großer
Tausch mit der Republik Österreich vereinbart. Im 11. Bezirk, Dampfmühlgasse, kaufte die Stadt Wien eine
freiwerdende Fabrik, die für Betriebsansiedlungen Verwendung finden soll.

Neben der Mitwirkung bei Ankäufen, Verkäufen, Baurechtsvergaben und Bestandgaben durch die Stadt Wien
umfaßt die Tätigkeit der Transaktionsgruppeder Abteilung noch die Schätzung von Liegenschaften sowie die
Begutachtung von Kaufverträgen verschiedensterArt. Anläßlich der Überprüfung der Preisangemessenheitim
Rahmen der Wohnbauförderungkonnte festgestellt werden, daß 1980 die Zahl der abgeschlossenenLiegen¬
schaftsankäufe durch gemeinnützige Wohnbauuntemehmungen wesentlich geringer war als in früheren Jahren.
Offenbar haben die meisten Wohnbauträger einen „Vorrat“ an baureifen Grundstücken. In einigen Gebieten
Wiens kann ein Stagnieren der Grundstückspreisefestgestellt, in Einzelfällen sogar ein Sinken der Preise beob¬
achtet werden. Weiterhin stark steigend sind jedoch die Preise für Grundstücke zum Bau von Einfamilienhäu¬
sern in den westlichen und südlichen Bezirken Wiens.

Hinsichtlich der Feststellung der angemessenen Feuerversicherungsprämiennach dem Mietengesetz ist der¬
zeit noch ein zeitaufwendiges Verfahren bei den Schlichtungsstellen notwendig. Die Abteilung war mit derarti¬
gen Anfragen auch 1980 wieder stark beschäftigt. Man hofft, daß das kommende neue Mietrecht bessere und
einfacher zu handhabende Regelungen treffen wird.

Die Fälle des Grunderwerbes durch Ausländer in Wien sind nicht sehr zahlreich, es ist aber festzustellen, daß
ausländische Firmen manchmal bereit sind, aus subjektiven Interessen überaus hohe Kaufpreise zu bezahlen.

Im Jahre 1981 werden die Schwerpunkte in der Tätigkeit der Abteilung bei der Verwertung der „Drasche¬
gründe“ im 23. Bezirk, Inzersdorf, des „Industrieparks Nord“ im 22. Bezirk und der „Wienerberggründe“ im
10. Bezirk, beiderseits Triester Straße, zu finden sein, sobald die neuen Flächenwidmungenfür diese Gebiete
vorliegen. Weiters ist die Arrondierung des Gemeindegrundbesitzesin diesen beiden Gebieten und in anderen
Teilen Wiens durch Zukauf, Tausch, Umlegung und gemeinsame Parzellierung vorgesehen.

Der Besitz der Stadt Wien an Althäusem, Anteilshäusemund Stiftungshäusern soll in Zusammenarbeit mit
der MA 52 durch Arrondierung, Zukauf oder Abverkauf von Anteilen usw. verwertet werden.

Vorgenommensollen ferner werden Grundtransaktionen in den zukünftigen Stadterneuerungsgebieten, ins¬
besondere im 6., 7., 12., 15., 17. und 18. Bezirk, sowie Ankäufe für Grünanlagen, öffentliche Einrichtungenund
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für den Wohnhausbau. Für die neuen U-Bahnlinien im 3. und 12. Bezirk müssen gleichfalls Grundtransaktio¬
nen durchgeführt werden.

Die Überprüfung der Angemessenheitder Kaufpreise im Rahmen der Wohnbauförderung, auch im Hinblick
auf den künftigen „Grundstückspool“, wurde weitergeführt. Zur Anwendung des Bodenbeschaffungsgesetzes
waren Überlegungen anzustellen. Alle diese gezielten Maßnahmen sowie die gesamte Tätigkeit der Abteilung
müssen und können nur im steten engen Zusammenwirkenmit der MA 69 und mit den Dienststellender Ge¬
schäftsgruppen Stadtplanung, Wohnen und Stadterneuerung, der Magistratsdirektion und vielen anderen
Dienststellen vor sich gehen, um zu den gewünschten Erfolgen zu führen.

Der weitaus größere Anteil bei den Arbeiten des Sonderreferates Miet - und Nutzwertberech¬
nung  bezog sich nach wie vor auf Dienststücke, die im Rahmen des Wohnungseigentumsgesetzes1975 zu er¬
ledigen waren. Es handelte sich dabei um die Begutachtung von Anträgen auf die Ausstellung von Bescheini¬
gungen nach § 12 des WEG 1975 und um die Verfassung von Gutachten über die Nutzwertermittlung. Der
Trend zur Begründung von Wohnungseigentuman Altbauten durch den Einbau von Dachgeschoßwohnungen
und durch den Verkauf auch einzelner Substandardwohnungenhielt 1980 weiterhin an, was gegenüber der Be¬
arbeitung eines Neubaues, bedingt durch die seit der Errichtung des Altbaues eingetretenen baulichen Abände¬
rungen, einen wesentlich größeren Arbeitsaufwand erfordert. Ein geringerer Teil der Arbeiten bestand in der Pa-
rifizierung des Friedenszinses 1914 für Mietzwecke und für die Abänderung jener Wohnungseigentumsanteile,
die nach dem WEG 1948 verbüchert wurden.

Durch die Übersendungder von der Abteilung verfaßten Gutachten an die MA 69 über die Einlösung von
Grundflächen für die U-Bahn-LinieU 1, 13. Abschnitt (Abstellhalle), wurden damit 1980 alle grundtechnischen
Aufgaben der Abteilung zur Verlängerung dieser Linie nach Kagran abgeschlossen. Des weiteren hat die Abtei¬
lung wöchentlich an den Arbeitsgesprächender MA 18, ArbeitskreisU-Bahn, betreffend die Errichtung der
U-Bahn-Linien U 3 und U 6, teilgenommen und zahlreiche Begehungen durchgeführt. Noch 1981 wird auf
Grund des bisherigen Ergebnisses der Besprechungen in der MA 18 mit den grundtechnischen Vorarbeiten zur
Einlösung von Grundflächen für die U-Bahn-Linie U 3 im Bereich Erdberg begonnen werden.

Die im Rahmen der Stadtemeuerung durchgeführte Betreuung des fertiggestellten1. Bauabschnittes der öf¬
fentlichen Parkanlage im Bereich des Planquadrates wurde vom GartenhofvereinPlanquadrat klaglos durchge¬
führt. Leider konnte mit der Ausgestaltungdes 2. Bauabschnittes der Parkanlage nicht begonnen werden, da
man bei den Gesprächen mit einem Bauwerber über die Gewährung eines Baurechtes zur Errichtung einer Tief¬
garage unter diesem Bauabschnitt noch zu keinem Ergebnis kam. Die Revitalisierung des städtischen Althauses
in 4, Mühlgasse 21, mit zwei Geschäftslokalen und sieben Wohnungen ist abgeschlossen, das Objekt wird der¬
zeit neu besiedelt. Mit der Fertigstellungdes Hauses in 4, Mühlgasse 23, kann noch 1980 gerechnet werden,
während die Fertigstellung der Revitalisierung des Hauses in 4, Mühlgasse 25, im Frühjahr 1981 erfolgen soll.
Die Generalinstandsetzung des städtischen Althauses in 4, Margaretenstraße 34, mit der StiegeI und II ist abge¬
schlossen. Ebenso sind die Planungsarbeitenfür realisierbare Verbesserungs- und Instandsetzungsarbeitenan
den städtischen Althäusem in 4, Mühlgasse 17 und 19, fertiggestellt; derzeit werden die Unterlagen eines Antra¬
ges nach § 7 des MG ausgearbeitet. Zusammenfassendwäre vorausschauend auf das Jahr 1981 zu bemerken, daß
für das Sonderreferat der Abteilung auf Grund des vorerwähnten steigenden Akteneinlaufes in der Mietzins-
gruppe mit einem erhöhten Arbeitsaufwandzu rechnen sein wird. Des weiteren werden Mehrarbeiten im
U-Bahn-Referat erwartet, um die grundtechnischen Vorarbeiten sowie die erforderlichenGutachten so rasch wie
möglich fertigzustellen, damit die entsprechenden Grundtransaktionen bis zum vorgesehenen Baubeginn für
die U-Bahn-Linie U 3 mit Mitte 1983 zeitgerecht abgeschlossen werden können.

In der Zentralen Liegenschaftsevidenz  wurde nach Abschluß der Arbeiten in den Innenbe¬
zirken die Überprüfung des städtischen Grundeigentums hinsichtlich der Grundstücksdaten, der Nutzung- und
Verwaltungszuständigkeit in den Randbezirken intensiviert. Im Zusammenhang mit dieser Kontrolle wurden
auch im engen Kontakt mit den grundverwaltendenund anderen zuständigen Dienststellen ungenutzte städti¬
sche Grundflächen auf ihre Verwertbarkeit oder auf eine optimal mögliche allfällige Zwischennutzunggeprüft,
in der Folge die entsprechenden Schritte im Interesse der Stadtverwaltung unternommen. In diesem Zusam¬
menhang gewinnt die Neuanlage der Pläne für die Verwaltungszuständigkeiten als Basis zur Beurteilung boden¬
politischer Zielsetzungen immer mehr an Bedeutung. Aus diesen Planunterlagen läßt sich infolge ihrer verschie¬
den farblichen Darstellung sofort erkennen, welche grundverwaltendeDienststelle für die einzelnen Grundflä¬
chen zuständig ist, außerdem können dadurch indirekt sofort auch Aussagen über die Nutzungen der Grund¬
stücke gemacht werden. Um zu einer intensiveren und ökonomischeren Nutzung des landwirtschaftlichen
Grundeigentumsder Stadt Wien zu gelangen, wurden im Zusammenhang mit der 1980 anhängigen Hauptfest¬
stellung der Einheitswertealle dafür geeigneten Flächen schrittweise in die zentrale Verwaltung der MA 47,
Landwirtschaftsbetrieb, übertragen. Gleichfalls im Zusammenhang mit der am 1.Jänner 1980 bei den Finanz¬
ämtern angelaufenen Hauptfeststellungfür das land- und forstwirtschaftlich genutzte Grundvermögen konnte
die Zentrale Liegenschaftsevidenz sämtliche bestandfreien Flächen im Bereich des Wald- und Wiesengürtels,
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die bisher in der Verwaltung dafür nicht zuständiger Dienststellen standen, der MA 49 zuordnen und somit ei¬
nen wesentlichenBeitrag zur Sicherung der Erholungsgebiete für die Wiener Bevölkerung leisten.

Durch die Abteilung wurden ferner in mehr als 100 Fällen Anträge auf Vereinigung von Grundstücken im
Bereich des öffentlichen Gutes beantragt, was zu einer Verwaltungsvereinfachung in grundtechnischer Hinsicht
sowohl für die Stadt Wien als auch für die Bundesdienststellen führen wird. Im Planoperat wurde mit der Evi¬
denthaltung der Katasterdarstellung des öffentlichen Gutes begonnen. Diese Arbeiten werden voraussichtlich in
etwa 3 Jahren abgeschlossen werden. Die Abteilung mißt dieser Arbeit besondere Bedeutung zu, da gerade an
das öffentliche Gut ein für die Stadt Wien wichtiger Rechtskomplex gebunden ist, so daß zahlreiche Dienststel¬
len zur Erledigung ihrer Aufgaben immer wieder entsprechend evidente Katastermappen von der Abteilung
verlangen. Im Schriftoperat wurde die Karteianlage zur Erfassung aller relevanten Grundstücksdatenweiter fort¬
gesetzt.

Städtische Friedhöfe
Mit Beschluß des Wiener Gemeinderates vom 26. September 1980, Pr. Z. 2716, wurde die in den Beschlüssen

der Jahre 1953, 1957, 1965 und 1975 festgelegte Sperre der Friedhöfe Altmannsdorf, Erlaa, Gersthof, Haders¬
dorf, Heiligenstadt, Hetzendorf, Hirschstetten, Kaiser-Ebersdorf, Kalksburg, Lainz, Leopoldau, Meidling, Pötz-
leinsdorf, Siebenhirten, Stadlau und Stammersdorf-Ort aufgehoben. Der Anlaß für die Aufhebung der Sperre
von 16 Ortsfriedhöfenwar das Ergebnis der im März 1980 durchgeführten Volksbefragung, in der sich der
Großteil der Wiener Bevölkerung für die weitere Belassung dieser Friedhöfe ausgesprochenhat. Nach Durch¬
führung des Verfahrens zur Einziehung von verfallenen Grabstellen werden in diesen Friedhöfen der Wiener
Bevölkerung wieder neue Grabstellen zur Verfügung stehen, wobei jedoch auf Grund des genannten Beschlus¬
ses die Vergabe von Gräbern bei Lebzeiten nicht erfolgen kann. Um diese Friedhöfe wieder reaktivieren zu kön¬
nen, in denen praktisch seit dem Jahre 1952 keinerlei Investitionen mehr getätigt wurden, ist der Abteilung aus
allgemeinen Mitteln ein Betrag in der Höhe von 50 Millionen Schilling zur Verfügung gestellt worden.

Da sowohl die Benützungsentgelte als auch die Arbeitsentgelte seit dem Jahre 1972 vollkommen unverändert
geblieben sind, hat der Wiener Gemeinderat in seiner Sitzung am 26. September 1980, Pr. Z. 2715, eine Anpas¬
sung des Tarifes für die Bestattungsanlagen der Stadt Wien im Ausmaß von rund 32 Prozent für Grabstellenent¬
gelte und von rund 40 Prozent für Arbeitsentgelte beschlossen. Die sozialen Aspekte sind wie bisher insofern
berücksichtigtworden, als die sozial günstigen Entgelte geringer, die übrigen entsprechend höher angesetzt
wurden.

Im Jahre 1980 wurden in den Wiener städtischen Friedhöfen 25.056 Beerdigungen durchgeführt; das bedeu¬
tet gegenüber dem Jahre 1979 einen geringfügigen Rückgang um 84 Fälle oder um 0,3 Prozent. Insgesamt wur¬
den 21.007 Erd- und 4.049 Umenbestattungen vorgenommen. Die Zahl der Erdbestattungen ist somit gegen¬
über dem Vorjahr um 243 Fälle gestiegen, die der Umenbestattungenhingegen um 327 Fälle zurückgegangen.So
sank auch der Anteil der Urnenbeisetzungenan der Zahl der Gesamtbeerdigungenvon 17,4 Prozent auf 16,2
Prozent. Von den insgesamt 25.056 Beerdigungen entfielen 20.269 oder 80,9 Prozent auf Beilegungen in Erd-
und Umengräbem, 2.148 oder 8,6 Prozent auf Neubelegungen in heimgefallenen Grabstellen, 1.855 (7,4%) auf
Neubelegungen auf Erweiterungsflächen und 784 (3,1%) auf Beerdigungen in einfachen Gräbern. Die Gesamt¬
anzahl der Kremationenbetrug 4.481, wobei 432 Leichen eingeäschert wurden, deren Asche nicht in Wien bei¬
gesetzt worden ist.

Obwohl die Anzahl der Deckplattenbewilligungengegenüber 1979 um 215 Geschäftsfälle zurückgegangen
ist, ist die Zahl der Bewilligungen, über einen längeren Zeitraum betrachtet, durchschnittlich konstant geblie¬
ben. In 18.128 Fällen wurden die Benützungsrechtean Grabstellen verlängert, in 1.898 Fällen insgesamt 5.271
Leichen exhumiert beziehungsweise zusammengelegt. In dieser Zahl sind die Exhumierungen, die nach dem
Einziehen von verfallenen Grabstellen von Amts wegen durchgeführt werden mußten, jedoch nicht enthalten.

Auf dem baulichen Sektor wurden vorwiegend Erhaltungsarbeiten durchgeführt, während sich die Investitio¬
nen auf den Ausbau der Erweiterungsflächen beschränkten. Da die Halle 1 des Wiener Zentralfriedhofes sich in
einem schlechten Bauzustand befand, mußte 1980 mit den Instandsetzungsarbeitenbegonnen werden. Gleich¬
zeitig wurde auch eine Modernisierungdes gesamten Gebäudekomplexesvorgenommen. Um den umfangrei¬
chen Bauarbeiten, die schätzungsweise vier Jahre dauern werden, ausweichen zu können, wurde ein Provisorium
errichtet, in dem die Trauerfeiem in pietätvoller Weise durchgeführtwerden können. Auf dem Friedhof Stam-
mersdorf-Zentral mußte eine neue Urnenmauer mit 36 Urnennischen errichtet werden, nachdem die im Jahre
1979 errichteten 28 Nischen in kürzester Zeit vergeben waren.

In den Eigenregiefriedhöfen wurden 2.883 Grabstein- und 2.465 Einfassungsfundamentehergestellt, wobei in
ungünstigem Gelände 665 Piloten geschlagen werden mußten. 1 Gruft, 41 Grabkammem und 6 Umengrab-
kammern wurden neu errichtet, 10 Grabkammem waren zur Wiedervergabeinstand zu setzen. Auf Erweite¬
rungsflächen in verschiedenenWiener städtischen Friedhöfen wurden 4.716 m2 neue Straßen und 2.305 m2
neue Wege hergestellt, während 10.217 m2 Straßen und 10.217 m2 Wege erneuert werden mußten. Bei der An-
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läge neuer Flachgräbergruppen wurden 1.015 m fundierte Kantsteineinfassungenund 520 m neue Wasserlei¬
tungsrohre verlegt. Bei der Behebung von 40 Wasserrohrgebrechen wurden 1.564 m Wasserleitungsrohre ausge¬
wechselt. Um die wilden Müllablagerungen in den Friedhöfen hintanzuhalten, wurden 9 neue Abfallbehälter
aufgestellt.

Auf gartentechnischem  Gebiet wurde wie in den vergangenen Jahren die Begrünung weiterge¬
führt, um die Friedhöfe parkähnlicher zu gestalten. So steht der Rodung von 81 überalterten und abgestorbenen
Bäumen die Neupflanzung von 333 Bäumen, den Heckenrodungenim Ausmaß von 672 m die Neuanpflanzung
von 1.600 m gegenüber. Zusätzlich wurden 836 Zier- und Ballenpflanzen gepflanzt. Die erforderlichen Schnitte
zur  Auslichtung bzw. Formierung wurden an 968 Bäumen und an 86.200 m Hecken vorgenommen. Die Mäh¬
arbeiten auf Friedhofsflächen und verwahrlostenGrabstellen erstrecken sich auf 2,200.000 m2, die Unkrautbe¬
kämpfung auf Wegen und Plätzen auf 428.000 m2. In neuen Gräbergruppen wurden 1.350 m2 Wege mit
Waschbeton- bzw. Gneisplatten ausgelegt.

Die Gräber von verdienten Persönlichkeiten wurden als Ehrengräber  gewidmet . Es waren dies am
Wiener Zentralfriedhof die Grabstätten von Dr. h. c. Felix Slavik,  ehern. Bürgermeister der Stadt Wien, Univ.-
Prof. Dr. Tassilo Antoine,  Gynäkologe, Univ.-Prof. DDr. Guido Adler,  Musikwissenschaftler, Dkfm. Dr. Dr. h. c.
Leopold Illetschko,  Hochschulprofessor, Dipl.-Ing. Karl Waldbrunner,  ehern. Präsident des Nationalratesund
Bundesminister, Gustav Jäger,  Gründer des ÖsterreichischenTouristen-Klubs, Prof. Johann Nepomuk David,
Komponist, Hilde Konetzni,  Kammersängerin, Prof. Friedrich Torberg,  Schriftsteller, Prof. Rudolf Marik,  Direk¬
tor des Wiener Raimundtheaters, Dkfm. Carl Czell,  Schriftsteller und Kabarettist (Carl Merz) und von Emst
Ocwirk,  Fußballsportler; in der Simmeringer Feuerhalle das Grab von Frieda Nödl,  ehern. Gemeinderätin; am
Friedhof Döbling die Gräber von Univ.-Prof. Dr. Heinrich Obersteiner,  Neurologe, Univ.-Prof. Dr. Emil Zucker-
kandl,  Anatom, und von Julius Schlegel,  Oberstleutnant, Landtagsabgeordneter und Gemeinderat; am Friedhof
Grinzing das Grab von Gustav Gugitz,  Architekt ; am Friedhof Hütteldorf jenes von Prof. Karl IVollek,  akad.
Bildhauer, am Friedhof Ottakring das von Prof. Heinrich Schoof  Chormeister und Komponist, und am Friedhof
Simmering das von Gregor Grill,  ehern. Bürgermeister und Bezirksvorsteher von Simmering.

Ehrenhalber gewidmet auf Friedhofsdauer wurden die Grabstellen am Wiener Zentralfriedhofvon Prof. Ar¬
min Kaufmann,  Komponist und Violinvirtuose, am Friedhof Neustift von Prof. Hans Werner,  Textautor und
Komponist, und am Friedhof Südwest von Emest Adler-Ermad,  Schriftsteller.

Die städtische Friedhofsgärtnerei  konnte trotz weiterer Zunahme der Zahl der Deckelgrä¬
ber ihren Auftragsstand gegenüber dem Jahre 1979 praktisch halten. Auf Grund der laufend steigenden Kosten
wurden vom Preisunterausschuß der paritätischen Kommission, mit Wirksamkeit Jänner 1980, eine Erhöhung
der Preise für friedhofsgärtnerische Leistungen im Ausmaß von 4,5 Prozent für das Jahr 1980 zur Kenntnis ge¬
nommen. Neben den Grabschmückungenund der Herstellung von Kranzgebinden wurde die Aufzucht von
rund 2,75 Millionen Blütenpflanzen für den Eigenbedarf durchgeführt. Die Schmückung der Ehrengräber, der
Krieger- und Opfergräber erfolgte unter Beistellung des erforderlichenPflanzenmaterials.

Die städtische Steinmetzwerkstätte  konnte ihren Auftragsstand weiter ausbauen, wobei zur
besseren Verarbeitung von Altmaterialsteineneine neue Steinabschleifmaschine angeschafft werden konnte.

Landwirtschaftsbetrieb

Der Landwirtschaftsbetrieb ist überwiegendmit der Verwaltung und Bewirtschaftung der stadteigenen Öko¬
nomien und der hinzugepachtetenBundesdomänenbetraut. Der früher ausschließlich nach kommerziellenGe¬
sichtspunktengeführte Produktionsbetrieb, geschaffen für eine eventuelle Versorgung der Stadt Wien mit land¬
wirtschaftlichenErzeugnissen in Krisenzeiten, erhielt neue Aufgaben, die zunehmend für Teilbereiche der
kommunalen Stadtverwaltung von Bedeutung sind. Dazu gehören unter anderen die Reservehaltung von land¬
wirtschaftlichen Grundstücken für Betriebsansiedlungen, den Straßen- und Wohnungsbau sowie den Ausbau des
Frachtenbahnhofesder ÖsterreichischenBundesbahnen in Kledering.

Die Stadtgüter Cobenzl, Magdalenenhofam Bisamberg und Lobau sind zunehmend mit der Landschafts¬
pflege und der Betreuung von Spiel- und Liegewiesen befaßt. Die Schafherde am Cobenzl ist auf über 400 Stück
angewachsen und wird mit dem geschaffenenKleintierzoo beim Weingut von den Besuchern dieses Ausflugs¬
gebietes durchwegs positiv aufgenommen. Neben der bestehenden Buschenschenke am Cobenzl wurde die Bu¬
schenschenke des Stadtgutes Magdalenenhof ab 1. Juli wieder eröffnet. Infolge der Preisentwicklungauf dem
Treibstoffsektor ist anzunehmen, daß diese Naherholungsgebiete als Freizeitraum künftig verstärkt frequentiertwerden.

Die landwirtschaftliche Nutzfläche,  insgesamt 2.754 ha, gliederte sich in 969 ha Winter¬
weizen, 307 ha Winterroggen, 96 ha Wintergerste, 83 ha Sommerweizen, 524 ha Sommergerste, weiters in 46 ha
Hafer, 67 ha Raps, 115 ha Mais, 101 ha Grünerbsen, 46 ha grüne Bohnen, 39 ha Gemüse; ferner in 309 ha Zuk-
kerrüben, 24 ha Kartoffeln, 11 ha Luzerne und 17 ha Grünmais. Die Fläche an Weingärten betrug 26 ha, davon
1,50 ha Neuanlage ohne Ertrag. Getreide nahm 2.025 ha oder 73,5 Prozent, Hackfrüchte 333 ha oder 12,1
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Prozent, Hülsenfrüchte 147 ha oder 5,3 Prozent und Mais 132 ha oder 4,8 Prozent der landwirtschaftlichen
Nutzfläche ein.

Für die Entwicklung der einzelnen Kulturarten, die schließlich zu den äußerst erfreulichen Ernteergebnissen
führte, waren bestimmte Faktoren maßgebend: Der mäßig kalte Winter verursachte keine nennenswerten Schä¬
den an Wintersaaten, lediglich 19 ha Raps in extremer Lage mußten umgebrochen werden. Das verhältnismäßig
kühle, niederschlagsreiche Wetter im Frühjahr, welches bis Mitte Juli andauerte, bewirkte ein lang anhaltendes
Entwicklungsstadium. Die verlängerte Vegetationszeit und die idealen klimatischen Voraussetzungen während
des Reifeprozesses brachten beim Getreide das zweitbeste Ernteergebnis seit Bestehen des Landwirtschaftsbe¬
triebes. Der Anbau von Hülsenfrüchten, überwiegend für die gemüseverarbeitendeIndustrie, verzögerte sich
durch anhaltende Nässe. Spätere Anbaustufen konnten den Rückstand, bedingt durch die kühle Witterung im
Juli und August, nicht aufholen, ein Absinken der Erträge war die Folge. Beim Weinbau ergab sich durch die
verspätete Blüte eine Verzögerung von drei Wochen, die durch zu wenig sonnige und warme Tage nicht mehr
aufgeholt werden konnte. Durch frühzeitigen Frost und Schneefall war auch der Ablauf der Lese stark behin¬
dert. Bei der Zuckerrübe kam es durch den verspäteten Anbau ebenfalls zu einem Vegetationsrückstandvon
14 Tagen, andauernde Niederschläge erschwerten die Kulturarbeiten. Unwetter mit Hagel am 5.Juni verursach¬
ten beim Stadtgut Laxenburg in Moosbrunn empfindliche Schäden bei Zuckerrübe und Mais, von denen sich
bis zur Ernte nur die Zuckerrübe noch erholen konnte. Frost und starker Schneefall ab 2. November unterbrach
die Zuckerrübenemte auf eine Woche. Entgegen allen Befürchtungenwar in diesem Fall das Ernteergebnis
nicht nur sehr zufriedenstellend, sondern das beste aller bisherigen Zuckerrübenemten. Nachstehend die
Hektarerträge von Getreide, Mais und Zuckerrübe in dt im Vergleich zu den Jahren 1978 und 1979:

Winterweizen.
Winterroggen.
Wintergerste.
Sommerweizen
Sommergerste.
Hafer.
Getreide insgesamt.
Mais.
Zuckerrübe.

1980

44,08
32,50
52,05
48,55
43,44
49,96
42,85
62,75

499,06

1979
33.33
25,92
26,59
30,00
35,88
34,01
32.33
53,57

436,72

1978
41,64
38,15
42,51
34,27
44,12
41,44
41,88
48,10

431,58

Im Jahre 1980 wurden 4.674 t Weizen, davon 235 t Hartweizen, 998 t Roggen, 2.773 t Gerste, 232 t Hafer,
617 t Mais, ferner 15.410 t Zuckerrüben, 221t Raps, 663 t Grünerbsen, 480 t grüne Bohnen, 303 t Spinat, 305 t
Kartoffeln, schließlich 151.000 Bund Radieschen, 251 t Zwiebeln, 73 t Karotten und 804 hl Wein produziert.
Der Feldgemüsebau, bei dem Sellerie, Salat, Gurken, Karfiol, Kohlrabi, Paprika, Zucchini, Zuckererbsen, Kohl¬
sprossen, Porree, Tomaten, rote Rüben und Endiviensalat angebaut werden, brachte insgesamt einen Emteer-
trag von rund 68 t.

Die Tierhaltung, Schweinezucht und Mast am Lindenhof, wurde wegen ungünstiger Ertragslage infolge stän¬
dig sinkender Erzeugerpreise im August aufgelassen.

Der versuchsweise in Eßling am Schaffierhof nach der biologisch-dynamischen Wirtschaftsweise betriebene
Landbau —eine Methode mit Verzicht auf Agrochemikalien und synthetischeDüngemittel —wurde und wird
weitergeführt entgegen anders lautenden Meinungen in den Medien. Lediglich die Parzellenversuche der Uni¬
versität für Bodenkultur sind von Eßling in die Lobau verlegt worden. Die Ernteergebnisse waren durchwegs zu¬
friedenstellend. Der Ertrag beim Getreide lag mit durchschnittlich 39 dt/ha nur um 9 Prozent unter dem Be¬
triebsdurchschnitt, wobei Weizen mit 50 dt/ha und Hafer mit 51 dt/ha sogar wesentlich darüber lagen, was für
Eßling ein Rekordergebnis darstellt. Daraus aber eine Beurteilung über die Versuchsergebnisse abzugeben, wäre
verfrüht. Der Mitte des Jahres errichtete Verkaufsladenam Schaffierhof erfreut sich eines sehr starken Zu¬
spruchs und bietet zusätzlich die Möglichkeit, diverse Feldgemüse im emtefrischen Zustand direkt an die Kon¬
sumenten zu vermarkten.

Insgesamt waren 22 (1979 : 21) Angestellte, 56 (1979 :63) ständige Arbeiter sowie 27 (1979 : 34) Saisonarbei¬
ter und nichtständige Arbeiter beschäftigt. Saisonarbeiterund nichtständige Arbeiter sind auf Jahresdurch¬
schnitt gerechnet. Mit 1. März trat für Arbeiter eine Lohnerhöhung von 4,41 Prozent, ab 1. August für Ange¬
stellte eine Gehaltserhöhungvon 6 Prozent in Kraft. Nach der genannten Personaleinsparungstieg die Lohn-
und Gehaltssummejedoch nur um 1,10 Prozent.

Für die mit 31. Dezember 1980 aus dem Verwaltungsbereich der Abteilung ausgeschiedenengepachteten
Ökonomien Rutzendorf, Orth und Schloßhof konnte hinsichtlich des Personals die Übernahme von zwei Ange¬
stellten und zehn ständigen Arbeitern durch den künftigen Bewirtschafter, das Bundesministeriumfür Land-
und Forstwirtschaft, einvemehmlichgeregelt werden. Die Höhe der mit Beendigung der Dienstverhältnissezu
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leistenden Abfertigungen betrug rund 1,3 Millionen Schilling. Ein Ökonomieverwalter, der kurz vor der Pensio¬
nierung steht, wurde in die Zentrale versetzt.

Die baulichen Aufwendungen  umfaßten vor allem die Schaffung von Saisonarbeiterquartieren
in Eßiing und Laxenburg, die Zusammenlegungbzw. Umbauten von überalterten Landarbeiterwohnungenein¬
schließlich Wasser-, Gas- und Elektroinstallationen, die Errichtung eines Gefolgschaftsraumesmit sanitären
Einrichtungen in der Zentralwerkstätte, ferner die Sanierung des Getreidesilos in Laxenburg, den Ausbau des
Buffetraumes in der Buschenschenke, die Teilrenovierung der Vorgartenumzäunungam Cobenzl sowie zahlrei¬
che Instandsetzungsarbeitenan alten Ziegeldächern, Kaminen und Dachrinnen. Die notwendigen Mittel für
den Bausektor können durch die Einnahmen, die mit den landwirtschaftlichen in der Mehrzahl preisgeregelten
Erzeugnissen erzielt werden, in Zukunft kaum abgedeckt werden, da die Produktionsflächeständig abnimmt.

An Maschinen  wurden ein Steyr-Traktor 8160 mit Allradantrieb, zwei Bodenbearbeitungsmaschinen
Justine 3100 mit aufgebauten Sämaschinen, ein Herriau-Rübenköpfer und ein Brantner-Anhänger mit 8 t
Nutzlast für Laxenburg und Vösendorf, ein Regent-Aufsattelpflug5scharig, ein Frontlader für Steyr-Traktor
8160 A, ein Düngerstreuwagen Weichei und eine Tropf-Bewässerungsanlage für Eßiing, ferner ein Hackgerät
Kongskilde für Wallhof, ein Schlegelhäcksler SKT 2.100 für Schloßhof, ein Kieselgur-Filter für Cobenzl, ein
Schwergrubber mit Scheibeneggennachläuferfür Lindenhof, eine Turbo-Weingartenspritze, ein Brantner-An¬
hänger 8 t Nutzlast für Magdalenenhof und ein Personenkraftwagen VW Passat für die Zentrale angekauft. Au¬
ßerdem waren die Anschaffungen einiger Kleingeräte, Werkzeuge sowie Ergänzungsteile für Bewässerungsanla¬
gen erforderlich.

Der Verlängerung des mit September 1977 abgelaufenen Pachtvertrages zwischen der Stadt Wien und der
Republik Österreich, betreffend die bereits erwähnten Ökonomien Rutzendorf, Orth und Schloßhof, wurde sei¬
tens der niederösterreichischen Grundverkehrskommissiondie Zustimmung versagt. Somit verringerte sich mit
Ende 1980 die Wirtschaftsbasis des Landwirtschaftsbetriebes um 911 ha landwirtschaftlicheNutzfläche. Die
drei genannten Betriebe werden mit 1. Jänner 1981 vom Bundesministeriumfür Land- und Forstwirtschaft in
die Eigenbewirtschaftung übernommen.

Marktamt
Im Jahre 1980 traten wieder gesetzliche Bestimmungen  in Kraft, die vom Marktamt bei seiner

Tätigkeit zu beachten waren:
Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft vom 28.Jänner 1980, mit der die Weinver¬

ordnung geändert wird; BGBl. Nr. 91 vom 6. März 1980.
Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 27. Februar 1980 über den Befä¬

higungsnachweis für die konzessionierten Baugewerbe(Baugewerbe-Befähigungsnachweisverordnung); BGBl.
Nr. 107/1980.

Bundesgesetz vom 6. März 1980, mit dem das Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb und die Exe¬
kutionsordnunggeändert werden (UWG-Novelle 1980); BGBl. Nr. 120/1980.

Bundesgesetz vom 6. März 1980, mit dem das Bundesgesetz zur Verbesserung der Nahversorgung und der
Wettbewerbsbedingungengeändert wird; BGBl. Nr. 121/1980.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 14. März 1980, mit welcher die
Verordnung, mit der die Herausgabe von Preisempfehlungen untersagt wird, geändert wird; BGBl. Nr.
126/1980.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 15. Februar 1980 über den Befä¬
higungsnachweis für das konzessionierteDrogistengewerbe; BGBl. Nr. 130/1980.

Verordnung des Bundesministersfür Handel, Gewerbe und Industrie vom 8. April 1980 über den Befähi¬
gungsnachweis für das konzessionierte Gewerbe der Herstellung von immunbiologischenund von bestimmten
mikrobiologischen Präparaten; BGBl. Nr. 216/1980.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 19.Juni 1980, mit der die Verord¬
nung über die Kennzeichnungder Beschaffenheit textiler Fußbodenbeläge geändert wird; BGBl. Nr. 261/1980.

Bundesgesetz vom 19.Juni 1980, mit dem das Preisgesetz geändert wird (Preisgesetznovelle 1980); BGBl. Nr.
288/1980.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 8.Juli 1980, mit dem die Gastge¬
werbe-Befähigungsnachweisverordnung geändert wird; BGBl. Nr. 333/1980.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 19. August 1980 über die Einbe¬
ziehung von Bier und Hühnereiern in das Verbot des Verkaufes unter dem Einstandspreis; BGBl. Nr. 389/1980.

Bundesgesetz vom 8. Oktober 1980, mit dem das Weingesetz 1961 geändert wird (Weingesetznovelle1980);
BGBl. Nr. 446 vom 24. Oktober 1980.

Bundesgesetz vom 26. November 1980, mit dem das Einkommensteuergesetz1972, das LImsatzsteuergesetz
1972, das Gewerbesteuergesetz 1953, das Vermögensteuergesetz1954, das Strukturverbesserungsgesetz, das Ge-
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bührengesetz 1957 und das Familienlastenausgleichsgesetz1967 geändert werden (Abgabenänderungsgesetz
1980); BGBl. Nr. 563/1980 vom 19. Dezember 1980.

Kundmachung des Bundesministersfür Gesundheit und Umweltschutzvom 3. Dezember 1980 über die
Aufhebung der Verordnung des Bundesministers für Gesundheit und Umweltschutz vom 2. Februar 1977 über
Extrawurst durch den Verfassungsgerichtshof; BGBl. Nr. 570 vom 23. Dezember 1980.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 31.Jänner 1980, betreffend Preis¬
bestimmung für Zucker; Amtsblatt zur Wiener Zeitung Nr. 27 vom 1. Februar 1980.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 23.Juli 1980, betreffend Regelung
der Erzeugerpreise und der Handelsspannen für Roggen und Weizen; Amtsblatt zur Wiener Zeitung Nr. 171
vom 24.Juli 1980.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 23.Juli 1980, mit der die Verord¬
nung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 30.Juli 1979 betreffend Preisfestsetzung für
inländischen Durumweizen geändert wird; Amtsblatt zur Wiener Zeitung Nr. 171 vom 24.Juli 1980.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 23.Juli 1980, betreffend Preisbe¬
stimmung für importierten Durumweizen; Amtsblatt zur Wiener Zeitung Nr. 171 vom 24.Juli 1980.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 30.Juli 1980, betreffend Preisbe¬
stimmung für Mahlprodukte aus Roggen und Weizen; Amtsblatt zur Wiener Zeitung Nr. 177 vom 31. Juli
1980

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 30.Juli 1980, betreffend Preisbe¬
stimmung für Steinmetzmehlaus Roggen und Weizen sowie für Steinmetz-Spezialmehl aus Roggen und Wei¬
zen; Amtsblatt zur Wiener Zeitung Nr. 177 vom 31. Juli 1980.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 30.Juli 1980, betreffend Preisbe¬
stimmung für Vollkomschrot aus Roggen, Vollkomschrot aus Weizen und Grahammehl; Amtsblatt zur Wiener
Zeitung Nr. 177 vom 31.Juli 1980.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 1. August 1980, betreffend Preis¬
bestimmung für Schwarzbrot; Amtsblatt zur Wiener Zeitung Nr. 179 vom 2. August 1980.

Verordnung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie vom 17. November 1980 über die Er-
sichtlichmachungder Preise für bestimmte Dienstleistungen; Amtsblatt zur Wiener Zeitung Nr. 270 vom 19-
November 1980.

Verordnung der Wiener Landesregierung vom 2. Dezember 1980, mit der die Verordnung der Wiener Lan¬
desregierung über die Einführung des Zeitkartenparkometersystemsgeändert wird; LBG1. für Wien Nr. 42 vom
12. Dezember 1980.

Verordnung des Landeshauptmannesvon Wien vom 23. Juli 1980, betreffend Preisbestimmung für Rind¬
fleisch, Selchfleisch und Wurstwaren; Amtsblatt zur Wiener Zeitung Nr. 174 vom 27.Juli 1980.

Verordnung des Gemeinderates vom 12. Dezember 1980, Pr. Z. 3624, mit der die Verordnung des Gemein¬
derates vom 28. Februar 1975(Beschluß Pr. Z. 491, Amtsblatt der Stadt Wien Nr. 12/1975), mit der für das Ab¬
stellen von mehrspurigen Fahrzeugen in Kurzparkzonen die Entrichtung einer Abgabe vorgeschrieben wird, ge¬
ändert wird; Amtsblatt der Stadt Wien vom 25. Dezember 1980, Heft 52.

Verordnung des Wiener Gemeinderatesvom 13. Dezember 1979, MA 63 — Allg. 395/79, mit der die Ge¬
bühren für die Benützung von Markteinrichtungenund Marktflächen festgesetzt werden (Marktgebührentarif
1980); Amtsblatt der Stadt Wien vom 17.Jänner 1980, Heft 3.

Verordnung des Magistrates der Stadt Wien vom 24. März 1980, MA 63 —Allg. 115/80, mit der die Markt¬
gebiete und Markttage der im Jahre 1980 stattfindenden Kirchweihmärkte festgelegt werden (Kirchweihmarkte-
verordnung 1980); Amtsblatt der Stadt Wien vom 1. Mai 1980, Heft 18.

Verordnung des Magistrates der Stadt Wien vom 30. Oktober 1980, MA 63 — Allg. 158/80, mit der die
Marktordnung 1976 geändert wird; Amtsblatt der Stadt Wien vom 4. Dezember 1980, Heft 49.

Verordnung des Magistrates der Stadt Wien vom 11. November 1980, MA 63 — Allg. 699/80, mit der die
Marktgebiete für bestimmte Gelegenheitsmärktefestgelegt werden (Christbaum-, Weihnachts- und Neujahrs¬
märkteverordnung 1980); Amtsblatt der Stadt Wien vom 11. Dezember 1980, Heft 50.

Verordnung des Magistrates der Stadt Wien vom 14. November 1980, MA 63 — Allg. 745/80, mit der die
Marktgebiete der Adventmärkte im Stadtgebiet von Wien für das Jahr 1980 festgelegt werden (Adventmärkte¬
verordnung 1980); Amtsblatt der Stadt Wien vom 18. Dezember 1980, Heft 51.

Im Jahre 1980 bestanden in Wien etwa 19.000 Betriebe, auf die lebensmittelrechtlicheVorschriften anwend¬
bar waren. Die Kontrolltätigkeit der L e b e n s m i 11e 1p o 1i z e i war grundsätzlichauf den Revisions- und
Probenplan des Bundesministeriums für Gesundheit und Umweltschutzabgestellt. 49-516 Revisionen wurden
durchgeführt, davon 3.351 vom Veterinäramt. Auf Grund des Lebensmittelgesetzes wurden 18.872 Proben, da¬
von 193 durch das Veterinäramt, von Lebensmitteln, Verzehrprodukten, Zusatzstoffen, kosmetischen Mitteln
und Gebrauchsgegenständen gezogen. Über Ersuchen der Gewerbetreibendenwurden 4.577 Warenproben ent¬
nommen, rund zur Hälfte von Importwaren, wodurch diese Waren noch vor ihrer Inverkehrsetzungeiner Un-
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tersuchung zugeführt werden konnten. Von der Bundesanstalt für Lebensmitteluntersuchungund -forschung
und von der Lebensmitteluntersuchungsanstaltder Stadt Wien wurden8.864 Proben (1979: 7.349) beanstandet.
Diese Beanstandungen bezogen sich teilweise noch auf Probeentnahmen aus dem Jahre 1979. Dabei wurden in
1.070 Fällen der Verdacht auf Gesundheitsschädlichkeit, in 1.713 der auf Verdorbenheit, in 4 der auf Unreife, in
354 der auf Nachmachung, ferner in 2.250 Fällen der auf Verfälschung, in 1.008 der auf Falschbezeichnung,’ in
191 der auf Wertminderung, in 2.421 der auf Übertretung der Lebensmittelkennzeichnungsverordnungund in
492 Fällen der Verdacht auf Übertretung sonstiger lebensmittelrechtlicherVorschriftenausgesprochen. Dabei
wurden Proben oft aus mehreren Gründen beanstandet. Wie in den vergangenen Jahren ergaben sich die mei¬
sten Beanstandungen, nämlich 2.981, bei Fleisch- und Wurstwaren.

Wegen des Verdachtes strafbarer Handlungen nach dem Lebensmittelgesetzmußten an die Staatsanwalt¬
schaft bei den zuständigen Gerichten 2.960 und an Verwaltungsbehörden1.962 Anzeigen erstattet werden. Im
Jahre 1980 sind Verurteilungenmit einem Strafbetrag von insgesamt 3,015.580 S durch Gerichte bekannt ge¬
worden. Im Verwaltungsstrafverfahren wurde die Bestrafung von 386 Personen mit Geld in der Höhe von
758.680 S bekannt. Großbetriebewurden vorwiegend unter Verwendung des Einsatzwagens der Lebensmittel¬
polizei revidiert. Bei 290 Fahrten wurden 2.567 Proben im Sinne des Lebensmittelgesetzesgezogen und auf
Grund unmittelbarer Wahrnehmungen 628 Anzeigen an die Bezirksverwaltungsbehörden erstattet. Gemäß § 20
des Lebensmittelgesetzes1975 wurden wegen hygienischer Mißstände 251 Organstrafmandateverhängt. Le¬
bensmittelbetriebe wurden weiterhin in den Abendstunden, Gastgewerbebetriebe, Buschenschenken und
Nachtwürstelstände auch in den Nachtstunden kontrolliert.

Im Rahmen eines Schwerpunktprogrammeswurden nach dem Lebensmittelgesetz1975 von Fleischspeisen
und Waren in Betrieben der Gemeinschaftsverpflegung268 Proben entnommen, 68 davon beanstandet. Von
den gleichgenannten Produkten wurden in Gastgewerbebetrieben248 Proben gezogen und 97 davon bean¬
standet. 277 Proben wurden von Fischen wegen Verdachtes auf Befall mit Nematoden bzw. auf Verdorbenheit
entnommen, 30 davon beanstandet. Von Speisen und Waren in Schulküchen, Schulbuffets und Betrieben, die
Speisen für die Schulen hersteilen, wurden 227 Proben gezogen, von denen 66 zu beanstandenwaren. Geflügel
wurde in einschlägigen Betrieben und auf Landparteienplätzenwegen Verdachtes auf Kontamination mit Sal¬
monellen bzw. auf Verdorbenheit durch 160 Probenentnahmen geprüft, 85 wurden beanstandet, davon waren
62 mit Salmonellenkontaminiert. Selchwaren wurden in Fleischhauereienund im Lebensmittelhandel zur
Osterzeit wegen Verdachtes auf einen überhöhten Wassergehalt durch 102 Probenentnahmen kontrolliert, wo¬
von 17 beanstandet wurden. In 111 Proben wurden Vorfaschiertes und faschierte Zubereitungen in Fleisch¬
hauereien und im Lebensmittelhandelwegen Verdachtes auf Verfälschung bzw. auf Verdorbenheitgeprüft, 42
waren zu beanstanden. Bratwürstel wurden in Fleischhauereien und im Lebensmittelhandelwegen Verdachtes
auf Verfälschung bzw. auf Verdorbenheitdurch 80 Probenentnahmen einer Prüfung unterzogen, davon mußten
34 beanstandet werden. In Theaterkantinenwurden von Waren 24 Proben entnommen, 16 davon mußten bean¬
standet werden. 50 Thunfischkonservenwurden wegen Verdachtes auf einen überhöhten Quecksilbergehalt
überprüft, dabei kam es zu keiner Beanstandung. Ferner wurden 161 Proben Krapfen in Bäckereien und Kondi¬
toreien wegen Verdachtes auf Verfälschung überprüft, 52 Proben mußten beanstandet werden. Speiseöle und
Speisefette wurden in den gleichgenannten Betrieben durch 150 Probenentnahmen kontrolliert, 50 Proben
wurden beanstandet. 112 Proben Schnittbrot wurden wegen Verdachtes auf Überkonservierungbzw. auf Ver¬
dorbenheit überprüft, davon waren 11 zu beanstanden. 143 Proben wurden von Feinbackwaren in Bäckereien,
Konditoreienund im Lebensmittelhandelwegen Verdachtes auf Konservierungund auf Verarbeitung von Ge¬
leestücken gezogen, 40 wurden beanstandet. Milchprodukte wurden in 24 Fällen wegen Verdachtes auf Verwen¬
dung von Stabilisatoren und Verdickungsmittelnkontrolliert, dabei kam es zu keiner Beanstandung. Bei Salatge¬
müse wurden 175 Proben gezogen und wegen Verdachtes auf überhöhten Gehalt an Spritzmitteln untersucht,
davon wurden6 beanstandet. Von Tafeltrauben wurden 98 Proben entnommen wegen Verdachtes auf überhöh¬
ten Gehalt an Spritzmitteln, 5 waren zu beanstanden. Im Zuge einer Schwerpunktaktion wurden außerdem
nach dem Qualitätsklassengesetz bei Salat 1.089 Revisionen durchgeführt, dabei 162 Verwarnungen ausgespro¬
chen und 75 Anzeigen erstattet. Ebenso erfolgten bei Karfiol 948 Revisionen, wobei es zu 119 Verwarnungen
und 68 Anzeigen kam. Außerdem wurden 51 Proben zur radiologischen Untersuchung abgenommen. Im Zuge
der Betriebskontrollen wurden nach dem Qualitätsklassengesetz 500, dem Bazillenausscheidergesetz1.459, der
Lebensmittelkennzeichnungsverordnung1.672 und der Speiseeisverordnung36 Anzeigen an die Bezirksver¬
waltungsbehörden erstattet. Alle lebensmittelführendenBetriebe mußten von 0 Uhr bis 24 Uhr mit Revisionen
des Marktamtes rechnen.

Im Laboratorium des Marktamtes wurden 85 Proben für die MA 54 begutachtet, bei kommissioneilen Über¬
prüfungen 725 Wurst- und 213 Weinproben einer Voruntersuchungunterzogen. Auf Grund der Begutachtung
wurden nur solche Proben an die Bundesanstalt für Lebensmitteluntersuchungund -forschung bzw. an die Le¬
bensmitteluntersuchungsanstaltder Stadt Wien weitergeleitet, die voraussichtlichzu beanstanden waren.

Wie bisher wurde bei den ständigen Kontrollen des Marktamtes auf die Hygiene im Lebensmittelverkehrin
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hohem Ausmaß Bedacht genommen. Im Jahre 1980 mußten 1.645 Verwarnungen ausgesprochen, 1.583 Organ¬
strafmandate verhängt und 359 Anzeigen an die Verwaltungsbehörden erstattet werden.

Mit Vertretern des Gesundheitsamtes, des Veterinäramtes, der Lebensmitteluntersuchungsanstaltder Stadt
Wien und der Bundesanstalt für Lebensmitteluntersuchungund -forschung wurden weiterhin gemeinsam Revi¬
sionen durchgeführt. Auf Grund telephonischer Verständigungen der Bezirksgesundheitsämter, daß in Lebens¬
mittelbetrieben Salmonellenausscheider festgestellt wurden, erfolgten durch die zuständigen Marktamtsabtei¬
lungen unverzüglich entsprechende Kontrollen. Von 91 entnommenen Proben wurden zwei als mit Salmonel¬
len kontaminiert beurteilt. Durch die Amtstierärzte der MA 60 wurden 309 Fleischhauereibetriebe, insbeson¬
dere auf die Einhaltung der Bestimmungendes § 20 Lebensmittelgesetz1975 hin, überprüft. In 92 Betrieben
wurden keine Hygienemängel festgestellt, in 217 Betrieben mußten Beanstandungen ausgesprochen werden, die
nach den festgesetzten Fristen — mit Ausnahme derjenigen Fälle, deren Fristenablauf im Jahre 1981 liegt —
behoben wurden, ln zwei Fällen mußten Anzeigen erstattet werden. Mit den Amtstierärzten wurden 22 Kon¬
trollen gemeinsam vorgenommen. Vom Marktamt waren 97 Beschlagnahmen gemäß § 39 Absatz 7 LMG 1975
und 34 gemäß§ 40 LMG 1975 vorzunehmen. Außer Verkehr gesetzt wurden auf Grund von Beschlagnahmen
und über Ersuchen von Parteien 4.676,09 kg animalische Lebensmittel, 256.264,12 kg vegetabilische Lebens¬
mittel, 989,20 kg Pilze und 277,40 kg sonstige Lebensmittel.

Auf Märkten wurden in 1.115 Amtshandlungen 40.434 kg Pilze beschaut. Wieder suchten zahlreiche Pilz¬
sammler bei den Dienststellen des Marktamtes um Rat. 3.546 Pilzbegutachtungenwurden durchgeführt, dabei
1.478 kg Pilze beschaut. 194 Fälle mit Giftpilzen und 1.509 mit ungenießbaren, wertlosen der verdorbenen Pil¬
zen konnten festgestellt werden.

Im Jahre 1980 traten zwei Massenlebensmittelvergiftungen auf: Nach dem Verzehr eines am 19. März 1980
von der Großküche Favorita in 10, Holbeingasse8, im Rahmen der Aktion „Essen auf Rädern hergestellten
und ausgelieferten Menüs, bestehend aus Nudelsuppe, Rindfleisch mit Beilagen und Bischofsbrot, erkrankten an
den dem Erzeugungstag folgenden Tagen 129 Personen an Brechdurchfällen. Die Ursache war auf unsachge¬
mäße Behandlung der Nudelsuppe zurückzuführen, die das Entstehen von pathogenen unspezifischen Keimen
bewirkte. Der Fall ist bei Gericht anhängig. Am 20. März erlitten 13 Schülerinnen der Integrierten Gesamt¬
schule in 23, Anton-Baumgartner-Straße 119, nach Einnahme eines selbst gekochten Rehragouts Erkrankun¬
gen, die sich in Magenverstimmungen und Erbrechen äußerten. Der Krankheitsverlauf war als kurz und mild zu
bezeichnen. Die Ursache der Erkrankungen war in der Gesundheitschädlichkeitdes bakteriell verunreinigten
Rehragouts zu finden. Auch diese Angelegenheit ist gerichtsanhängig.

Für die ständige Ausstellung des Marktamtes herrschte weiterhin reges Interesse. 38 Vorträge machten 899
Personen, darunter Pflege-, Verwaltungs- und Küchenpersonalstädtischer Krankenhäuser und Bedienstete des
Jugendamtes, Lehrer der berufspädagogischen Akademie des Bundes, Schüler frauenwirtschaftlicher Anstalten,
ferner Geschäftsführerund Küchenleiter der Firma Lembacher GmbH, Filialleiter der Firma Ziegler sowie
Angehörige des Gremiums der Lebensmitteleinzelhändler, mit den Problemen des Lebensmittelverkehrsund
der Hygiene im Lebensmittelverkehr vertraut.

Im Rahmen des ÖsterreichischenStädtebundes wurde am 26. und 27. Februar in Salzburg, am 19- und 20.
Juni in Steyr und am 23. und 24. Oktober in Wien über aktuelle lebensmittelpolizeilicheProbleme und Angele¬
genheiten der Marktverwaltung beraten. Im Rahmen der Verbindungsstelleder Bundesländerbeim Amt der
NiederösterreichischenLandesregierung fanden am 21. Mai in Wien und am 13. November in Innsbruck Ex¬
pertenbesprechungenstatt, an denen Vertreter des Landes Wien teilnahmen.

Das Marktamt veranstaltete in der Zeit vom 21. bis 23. Jänner und vom 29- September bis 1. Oktober im
Heim der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten in Seewalchen am Attersee Fortbildungskurse, an denen 49
Marktamtsbedienstete teilnahmen. Gegenstände des Kurses bildeten rechtliche Probleme des Lebensmittelge¬
setzes 1975 und der Lebensmittelkennzeichnungsverordnung1973 auf Grund der neuesten Rechtsprechung
und der für die Volksgesundheit so bedeutenden Küchenhygiene.

Das Marktamt verfügt bei vollem Personalstandüber 94 gemäß § 35 Lebensmittelgesetz1975 bestellte Auf¬
sichtsorgane. Bewirkt durch verstärkte Personalabgänge, stand, wie auch schon 1979, dem Marktamt diese Zahl
von ausgebildeten Aufsichtsorganen nicht das ganze Jahr über zur Verfügung. Trotz Abhaltung eines Ausbil¬
dungskurses für Aufsichtsorgane im Herbst 1979, hatten mit Ende 1980 unter den Marktamtsbeamtenbereits
wieder 11 Bedienstete keine entsprechendeAusbildung. Dieser Umstand führte zwangsläufig zu einer Verringe¬
rung der Revisionstätigkeit und Probenentnahmen. So wurden 1980 46.165 Revisionen durchgeführt gegenüber
46.864 im Jahre 1979; bei dieser Kontrolltätigkeit wurden 1979 19-517 Proben gezogen, 1980 hingegen nur
18.679.

Der im Jahre 1972 für die Fachbeamten zusammengestellteIndex, der die für den Dienst im Marktamt wich¬
tigsten Rechtsnormenenthält, wurde neuerlich, und zwar bis 31. Dezember 1980, ergänzt.

Zur Intensivierung der Lehrlingsausbildungwurden 10 Lehrlinge über die Tätigkeit des Marktamtes infor¬
miert und mit ihnen die Einrichtung des Großmarktes Wien-Inzersdorf besichtigt.

Im Februar wurden 479 Blumengeschäfte hinsichtlich Preisauszeichnung kontrolliert, dabei mußten 33 An-
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zeigen nach dem Preisgesetz erstattet werden. Im April wurden in 494 FleischerbetriebenPreiserhebungenbei
Fleisch und Fleischwaren durchgeführt und 35 Anzeigen getätigt. Im Mai erfolgten Preiserhebungenin 249
Süßwarenfachgeschäften und Kaffeekonditoreien, wobei es zu 3 Anzeigen kam. Ferner wurden bei 372 Blumen¬
verkaufsständen Preiskontrollen vorgenommen, dabei 9 Anzeigen erstattet. Preiserhebungenin 806 Lebensmit¬
telkleinhandelsbetrieben bei Fleisch- und Wurstwaren wurden im Juni vorgenommen, wobei es zu 91 Anzeigen
kam. Im Juli erfolgten Preisauszeichnungskontrollenin 427 Gasthäusern und Restaurants, dabei mußten 20 An¬
zeigen gemacht werden. Preiserhebungen in 205 Chemisch-Putzereien wurden im Oktober durchgeführt, wobei
es zu 19 Anzeigen kam. Im November wurden Preiserhebungenin 187 Fleischbetriebendurchgeführt, dabei
mußten 10 Anzeigen erstattet werden. Im Dezember schließlich kam es bei Kontrollen der Preisauszeichnung
in 1.280 Betrieben in Hauptgeschäftsstraßenzu 80 Anzeigen. Insgesamt wurden 997 Anzeigen, das sind um
27,2 Prozent mehr als 1979, wegen Übertretung des Preisgesetzes an die Wirtschaftspolizei erstattet.

Die für die Erstellung des Marktamtsausweises erforderlichen Preiserhebungenwurden wöchentlich in rund
440 Lebensmittel- und Fleischerbetriebendurchgeführt. In weiteren 305 Betrieben wurden monatlich die für
die Berechnung des Verbraucherpreisindexbenötigten Verbraucherpreise für insgesamt 582 verschiedene Wa¬
renpositionen im Aufträge des Österreichischen Statistischen Zentralamtes und der MA 66 erhoben.

Über Auftrag des Bundesministeriumsfür Handel, Gewerbe und Industrie wurde die Einhaltung der Bestim¬
mungen der Textilkennzeichnungs- und der Textilpflegekennzeichnungsverordnungim Jänner und November
1980 aktionsweise überprüft. Dabei wurden insgesamt 277 Betriebe kontrolliert und 34 Anzeigen wegen Ver¬
dacht auf Zuwiderhandlung gegen die genannten Verordnungen erstattet. Weitere Kontrollen wurden auf
Grund der nach § 32 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb erlassenen Verordnungen, zum Beispiel
Schuhkennzeichnungsverordnung, Waschmittelkennzeichnungsverordnung, chemische Konsumgüterkenn¬
zeichnungsverordnungusw., zusätzlich, meist infolge von Parteienbeschwerdenbzw. über Ersuchen anderer
Dienststellen, vorgenommen.

Auf dem Großmarkt W ien - Inzersdorf  wurden 207.284 t Viktualien angeliefert, das sind um
38.032 t (—15,5%) weniger als 1979. Im einzelnen zurückgegangen sind die Zufuhren  an Agrumen um
11.713 t (26,1%) auf 33.127 t, die an Kartoffeln um 6.125 t (21,0%) auf 23.109 t, die an Obst um 12.414 t
(12,9%) auf 84.026 t, die an Pilzen um 183 t (12,3%) auf 1.299 t, die an Gemüse um 6.657 t (10,6%) auf 56.269 t
sowie die an Zwiebeln und Knoblauch um 940 t (9,0%) auf 9.454 t.

Insgesamt 484 Straßenstandangelegenheiten  waren anhängig. Im Zuge des Ermittlungsver¬
fahrens wurden 187 Augenscheinsverhandlungendurchgeführt. Gegenüber dem Jahre 1979 verringerte sich die
Gesamtzahl der vom Marktamt genehmigten transportablen Straßenständevon 422 auf 421. Die Anzahl der
Würstelständeund Straßenbüffets ist mit 166 unverändert geblieben. Einige Bewilligungen wurden von Stand-
inhabem wegen des schlechten Geschäftsganges zurückgelegt, außerdem Bewilligungen wegen Nichtbetriebes
von Amts wegen gelöscht. Da andererseits neue Genehmigungenerteilt wurden, blieb die Gesamtzahl der trans¬
portablen Straßenständc nahezu unverändert.

Auf dem Gebiet der Gewerbeangelegenheiten  wurden im März und April Erhebungen hin¬
sichtlich der Bedarfslage im Güterbeförderungsgewerbe, von Mai bis Juli im Ausflugs- und Stadtrundfahrtenge¬
werbe, im Juni im Taxigewerbe, im August im Fiakergewerbe sowie im September und Oktober 1980 im Miet¬
wagengewerbe mit Personenkraftwagen durchgeführt.

Im Zuge der gewerbepolizeilichen Überwachung und Überprüfung der einschlägigen Betriebe wurden insge¬
samt 2.676 Anzeigen erstattet.

Um den in diversen Kleinhandelsbetriebenim Bereich des Mexikoplatzes im 2. Bezirk in immer stärkerem
Maße festzustellen gewesenen Unzukömmlichkeiten, wie zum Beispiel Verstöße gegen die Gewerbeordnung,
gegen Ladenschluß- sowie Sonn- und Feiertagsruhebestimmungen, gegen Bestimmungen des Preisgesetzes,
noch wirkungsvoller zu begegnen, wurden während der Sommermonate neben von der Marktamtabteilung2
ständig durchgeführtenKontrollen zusätzliche Revisionen durch eine eigene, aus fünf Beamten des Marktamtes
bestehenden Einsatzgruppe vorgenommen. Dieser ersten zwischen 23. Mai und dem 22. Juli durchgeführten
Schwerpunktaktion folgte eine zweite in der Zeit vom 8. bis 30. September. Die verschärften Kontrollen haben
zu einer merklichen Abnahme der Übertretungsfälle geführt.

Im Rahmen der normalen Kontrolltätigkeit wurden die im eichpflichtigen  Verkehr verwendeten
Maße, Gewichte und Meßgeräte überprüft. Überdies erfolgte im Rahmen eines Schwerpunktprogrammeseine
Gewichtskontrolle von vorverpacktem Obst und Gemüse. In 81 Betrieben des Import-, Groß- und Kleinhandels
wurden insgesamt1.068 für Letztverbraucherbestimmte Packungen kontrolliert, wovon 117 Packungen wegen
Untergewichtes beanstandet werden mußten. Wegen Übertretung der Bestimmungendes Maß- und Eichgeset¬
zes wurden 356 Strafanzeigen(1979 : 343) erstattet.

Auf dem Gebiet der Marktplanung  ist anzuführen, daß durch den Ausbau der Vorortelinie und die
gleichzeitig in Angriff genommene verkehrstechnischeUmgestaltungdes Gersthofer Platzls in Währing auch
der an der Kreuzung Gersthofer Straße — Gentzgasse liegende Gersthofer Markt teilweise betroffen sein wird.
Die Verkaufsstände des Gersthofer Platzls wurden teils auf Marktgrund(Seite Gersthofer Straße), teils auf dem
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Grund der ÖsterreichischenBundesbahnen (Seite Simonygasse) von den Gewerbetreibenden selbst errichtet.
Durch den Umbau der Eisenbahnbrückeüber die Gentzgasse bei gleichzeitiger Vergrößerung ihrer Spannweite
müssen drei wie „Schwalbennester“ am südlichen Brückentragwerk angebaute Marktstände letztlich auf das
ÖBB-Grundstück umgesiedelt werden, so daß von den bisher 13 Marktständen nach Abschluß der Bauarbeiten
noch 10 Stände auf dem vom Marktamt verwalteten Grundstück verbleiben werden. Aus mehreren von der
MA 18 ausgearbeiteten Umbauvariantenwurde schließlich jene ausgewählt, die den vielseitigen Forderungen
weitgehend entsprach. Den seitens des Marktamtes bei den Verhandlungenvorgebrachten Wünschen nach Er¬
haltung des Nahversorgungszentrums Gersthofer Platzl, nach Schaffung eines marktbezogenen Parkraumes in
der Simonygasse sowie nach Fallenlassen des Projektes zur Errichtung einer Busbucht im Marktbereich wurde
Rechnung getragen. Die Bauarbeiten sollen Mitte 1981 beginnen. Die von der Umsiedlungbetroffenen Markt¬
parteien werden während der Bauzeit aller Voraussicht nach in einem Provisorium in der Gersthofer Straße un¬
tergebracht werden.

Die Planungsarbeiten für die U 3 im Bezirk Landstraße berühren zwei weitere Detailmärkte: Es sind dies der
neuerbaute Landstraßer Markt in 3, Invalidenstraße2, dessen Kühlräume im Falle der Errichtung der U 3 teil¬
weise an eine andere Stelle — zumindest während der Bauzeit— verlegt werden müßten, und der Augustiner¬
markt in 3, Rochusplatz, der während der Bauzeit wahrscheinlich zur Gänze in seinen Nahbereich umgesiedelt
werden müßte, wenn auch schon feststeht, daß dieser Detailmarkt nach Beendigung des U-Bahn-Baues in die¬
sem Bereich an seinem alten Platz neu errichtet werden wird. Die im Jahre 1980 begonnenen Planungen sind
noch nicht abgeschlossen.

Im Zuge der Revitalisierungsbestrebungen für den Schwendermarkt wurden seitens des Marktamtes vorberei¬
tende Arbeiten für die Errichtung eines Landparteienplatzes(Bauernmarktes) in der Schwendergasse unternom¬
men.

Über die Errichtung einer an die Blumenhalle angrenzenden Ladehalle auf dem Großmarkt Wien-Inzersdorf,
die in erster Linie eine wettergeschützte Verladung von Blumen gewährleisten und damit zur Erhöhung der At¬
traktivität des Blumengroßmarktes in Inzersdorf beitragen soll, wurde mit Vertretern der Produzentenschaftund
des Handels ein erstes Sondierungsgespräch geführt.

Eine wesentliche Änderung in der Marktverwaltung ergab sich, als am 5. Dezember 1980 mit Inkrafttretenei¬
ner umfangreichenNovellierung der Marktordnung 1976 drei Detailmärkte kleinsten Umfanges aufgelassen
wurden. Ein Prüfungsverfahren führte zu dem Ergebnis, daß die Detailmärkte 4, Karolinenmarkt, 4, Phorus-
markt und 5,Markt„Am Hundsturm“ihrem Aufträge, als preisregulierendes Zentrum ihrer Bezirksteile zu dienen,
nicht mehr gerecht wurden und eine eigentliche Marktfunktion nicht mehr erfüllten. Da jedoch zwei der bishe¬
rigen Märkte, und zwar der Karolinenmarkt und der Markt „Ain Hundsturm“, eine gewisse Bedeutung in der
Nahversorgung besitzen, wurde der Weiterbestand der Betriebe durch Übertragung in eine andere Verwaltungs¬
zuständigkeit gesichert. Der Phorusmarkt wird völlig aufgelassen, da an seiner Stelle ein Pensionistenheimer¬
richtet wird. In dem Komplex des Neubaues werden zwei der bisherigen Marktbetriebe einbezogen, so daß auch
deren Fortbestand gesichert ist. Durch diese Änderung umfaßt der Verwaltungsbereich des Marktamtes mit Jah¬
resende 1980 den Großmarkt Wien-Inzersdorf, einschließlich Blumenhalle, 24 Detailmärkte(offene Märkte und
Markthallen), 6 temoräre Märkte und den Flohmarkt, ferner die jährlich wiederkehrenden Märkte (Fasten-, Al¬
lerheiligen- und Christkindlmarkt) sowie die an geeigneten Stellen des Stadtgebietes abgehaltenen Gelegen¬
heitsmärkte (Firmungs-, Kirchweih-, Advent-, Christbaum-, Weihnachts- und Neujahrsmärkte).

Mit 18. Jänner 1980 wurde eine weitere Brückenwaage, und zwar in 20, Hannovermarkt, wegen schwerer
Bauschäden gesperrt und auf Grund der mangelnden Auslastung aufgelassen. Mit Jahresende 1980 standen so¬
mit noch 4 Brückenwaagen in Verwaltung des Marktamtes.

Die Marktordnung für die Stadt Wien (Marktordnung 1976) mußte wegen verschiedenerNeuregelungen, wie
Auflassung von Märkten, Abänderung von Marktgebieten, Marktzeiten und Marktgegenständen, Ausstellung
von Produzentenvormerkbüchernusw., einmal geändert werden. Wegen Übertretung der Bestimmungen der
Marktordnung für die Stadt Wien wurden 2.666 Strafanzeigen(1979 : 2.708) erstattet.

Die Marktstände(Bestandobjekte) auf dem Großmarkt Wien - Inzersdorf,  einschließlich der
Marktstände in der Blumenhalle, waren wieder zur Gänze vergeben. Lediglich auf den Landparteienplätzenblie¬
ben einige nicht überdachte Plätze frei. Für Bestandobjekte der Type C (Normgröße 60 m2) sind noch Bewerber
vorgemerkt, doch handelt es sich vorwiegend um bereits ansässige Betriebe mit Erweiterungswünschen, die an
freiwerdenden Nachbarständen interessiert sind. Ein Tausch in freiwerdende, größere Standeinheiten in anderen
Standzeilen des Großmarktes wird von diesen Bewerbern fast immer abgelehnt. Die Zahl der echten Neubewer¬
ber, vor allem für größere Objekte, ist zurückgegangen. Für Marktstände in der Blumenhalle sind weiterhin zahl¬
reiche Bewerber vorgemerkt. Die Bestandobjekte des Großmarktes Wien-Inzersdorf(Typen A, B und C) waren
an insgesamt 127 Großhandels- und Importfirmen vergeben, die sich auf 90 Marktstände für Obst und Gemüse,
10 für Kartoffeln und Zwiebeln, 6 für Pilze, 5 für Eier und Geflügel, 1 für Molkereiprodukte, 2 für Süßwaren, 2
für Fleisch- und Wurstwaren, 2 für Obst- und Gemüsekonserven, 4 für Lebensmittel und 5 Stände für andere
Waren verteilten.
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Der Anschlußbahnbetriebdes Großmarktes verzeichnetemit 4.271 Einheiten ein gegenüber 1979 um 100
Einheiten höheres Waggonaufkommen. Die Möglichkeiten der Mitbenützung von Rangiergleisender An¬
schlußbahnanlage des Großmarktes durch Dritte wurde von einer Waggonleihanstaltmit 4.290 Verrechnungs¬
einheiten (1979 : 182 Einheiten) wahrgenommen. Die zur Verbesserung der Abfertigungsmodalitätenbei der
Einfuhrkontrolle und der Verzollung errichtete überdeckte Beschaurampe auf dem Großmarkt Wien-Inzersdorf
wurde am 3.Juni 1980 in Betrieb genommen.

Die Bedeutung der Wiener Detailmärkte  für die Nahversorgung hat sich wegen der Konzentrations¬
bestrebungen im Lebensmittelkleinhandelweiter gefestigt. Auf größeren Märkten ist die Nachfrage nach freien
Ständen weiterhin rege. Für die Bestandobjekte des neugebauten Landstraßer Marktes ist bereits eine Reihe von
Bewerbern für freiwerdende Stände vorgemerkt. Bei der Ausgestaltung von Marktständenauf offenen Märkten
ist die Tendenz festzustellen, von Formen reiner Handelstätigkeit zu Formen der Verabreichung von Fertigspei¬
sen überzugehen. Diese dem Lebensmittelkleinhandelauf Grund der Gewerbeordnung 1973 ermöglichtenNe¬
benrechte werden zunehmend auch von Marktbetrieben genützt.

Die Treue der Wiener Bevölkerung zu den Märkten illustrieren zwei Jubiläen, die im Jahre 1980 unter großer
Anteilnahme der Bezirksbevölkerung gefeiert wurden. Die einzige noch erhaltene Markthalle in einer Reihe
von Hallenbauten der Gründerzeit, die Markthalle in der Nußdorfer Straße im 9- Bezirk, feierte ihren lOOjähri-
gen Bestand, der kleine, aber für den Bezirksteil bedeutsame Nußdorfer Markt sein 60jähriges Bestehen.

Im Jahre 1980 wurden wiederholt Wünsche einzelner Bezirksvertretungennach Einrichtung zusätzlicher
temporärer Märkte in unterversorgten Stadtrandgebietenan das Marktamt herangetragen. Bei Prüfung der wirt¬
schaftlichen Struktur dieser Bezirksteile zeigte sich jedoch in allen Fällen, daß locker verbaute Stadtrandgebiete
den notwendigen Einzugsbereich und damit die Existenz eines temporären Marktes nicht sichern können. Sol¬
che Standorte werden von den Händlern abgelehnt, so daß derartige Projekte zum Scheitern verurteilt sind. Au¬
ßerdem wird bei Wünschen dieser Art nicht berücksichtigt, daß zwei- bis dreimal wöchentlich abgehaltene tem¬
poräre Märkte die von der Bevölkerungdieser Bezirksteile dringend erwünschte tägliche Versorgung mit
Grundnahrungsmittelnnicht gewährleisten können. Eine wirkliche Besserung dieses ständig dringender wer¬
denden Problems kann wahrscheinlich die im Begutachtungsstadium befindliche Novelle der Gewerbeordnung
1973 bringen, die den Betrieben mobiler Versorgungsbetriebe, sogenannte mobile Läden, ermöglichen wird.

Im Rahmen des langfristigen Investitionsprogrammes für die Wiener Detailmärktewurden im Jahre 1980 fol¬
gende Arbeiten durchgeführt: Auf dem Meidlinger Markt  wurde die Herstellung der Marktflächen
nach Einbau von Ver- und Entsorgungseinrichtungenabgeschlossen. Auf dem Schwendermarkt,  des¬
sen Revitalisierung gute Fortschritte macht, wurde ein markteigenes Wasserleitungs- und Kanalsystem errichtet,
auf dem Sonnbergmarkt  wurde eine markteigene WC-Anlage erbaut, auf dem Naschmarkt die Zufüh¬
rung von Wasserleitung und Kanal an die Marktstände fortgesetzt. Bei einem Brand auf dem Naschmarkt
wurde am 16. August die Standgruppe 32 so weitgehend zerstört, daß sie völlig abgetragen werden mußte. Der
Wiederaufbau wird nach den Wünschen des Bundesdenkmalamtes in der bisherigen Form im Frühjahr 1981 er¬
folgen.

Veterinäramt , Lebensmitteluntersuchungsanstalt,
Markt - und Schlachtbetrieb St . Marx

Das Jahr 1980 brachte wieder zahlreiche gesetzliche Bestimmungen,  die für die fachliche Tä¬
tigkeit der Abteilung von Bedeutung sind. Mit dem Arzneibuchgesetz, BGBl. Nr. 195/1980, wurde die gesetzli¬
che Grundlage für die Herausgabe des Europäischen und ÖsterreichischenArzneibuches geschaffen. Durch die
Verordnung, BGBl. Nr. 216/1980, werden als Befähigungsnachweis für das konzessionierteGewerbe zur Her¬
stellung von immunbiologischenund von bestimmten mikrobiologischen Präparaten das Studium der Medizin
oder Veterinärmedizin sowie eine fünfjährige fachliche Praxis verlangt. Weiters sind die Suchtgiftgesetznovelle
1980, BGBl. Nr. 319/1980, und die Suchtgiftverordnungsnovelle1980, BGBl. Nr. 469/1980, anzuführen. Auf
Grund des Tierseuchengesetzes wurde zur Abwehr der Bienenseuche Varroatose mittels Kundmachung des
Bundesministeriums für Gesundheit und Umweltschutz vom 12.Juli 1980 das Verbot der Ein- und Durchfuhr
von Bienenvölkern nach Österreich verfügt, außerdem durch eine weitere Kundmachung vom 14. Oktober
1980 ein 15 km breiter Streifen an der österreichisch-jugoslawischen Grenze zum Beobachtungsgebiet erklärt.
Ein zugehöriger Erlaß regelt die Evidenthaltung der Imker und Bienenvölker in diesem Bereich, des weiteren
die Durchführung der Untersuchung, um die Varroamilbe festzustellen. Die Varroatose, eine parasitäre Bienen¬
seuche, die vor allem in unseren östlichen Nachbarländernvorkommt, stellt eine sehr gefährliche Bedrohung
der einheimischenBienenbestände dar.

Eine Anzahl von Erlässen des Bundesministeriumsfür Gesundheit und Umweltschutz hat die Bekämpfung
von Tierseuchen zum Inhalt, wie die Bekämpfung des ansteckendenVerwerfens der Rinder, Impfungen gegen
die Marek sehe Krankheit des Geflügels, ferner neue Formulare bei Bißverletzungen des Menschen durch Tiere
(Wutkrankheit), neue Verfahrensrichtlinienzur Bekämpfung der Rindertuberkulose sowie die Kostentragung
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der Abortus Bang-Untersuchungen(ansteckendes Verwerfen der Rinder) durch den Bund. Andere Erlässe be¬
faßten sich mit der Bekanntmachung von Exportbetriebensowie der veterinärbehördlichenEin- oder Ausfuhr¬
kontrolle. Bekannt gemacht wurden die von veterinärer Seite zugelassenen Exportbetriebe für die Ausfuhr von
Fleisch und Fleischwaren nach England —darunter ist auch der Markt- und SchlachtbetriebSt. Marx —, ferner
die Zulassung des Markt- und SchlachtbetriebesSt. Marx für den Export von Fleisch in die Bundesrepublik
Deutschland, das Verzeichnis der Fleischexportbetriebein die EG — in dieser Liste scheint ebenfalls der Markt-
und Schlachtbetrieb St. Marx auf — sowie die Exportbetriebenach Rumänien, die mit der EG-Liste ident sind.
Ein weiterer Erlaß betraf die Änderung des deutschen Fleischbeschaugesetzes sowie neue Bestimmungen für
den Export von Fleisch und Fleischwaren in die BundesrepublikDeutschland. Mehrere Erlässe befaßten sich
mit der amtstierärztlichen Verladekontrolle beim Export von Rindfleisch, mit der Kennzeichnung von Fleisch
und Fleischwaren, die nach England bestimmt sind, mit der Identifizierung von Wildbret beim Wildexport in
die Bundesrepublik Deutschland, mit neuen gesetzlichen Bestimmungenfür den Wildexport in die Bundesre¬
publik Deutschland sowie mit Rückstandsuntersuchungenbei der Ausfuhr von Fleisch nach Italien. Im Zusam¬
menhang mit der Transitlagerungvon französischem Kalbfleisch in Österreich, bei dem der Verdacht auf
Oestrogenrückstände bestand, ordnete das Bundesministeriumfür Gesundheit und Umweltschutzdie Untersu¬
chung von Schlachttieren, von Fleisch und Fleischwaren sowie von Kalbfleisch bei der Einfuhr nach Österreich
an. Als Ergänzung im Codexkapitel„Fleisch und Fleischwaren“ wurde die Definition des Begriffes„knochenlo¬
ses Rindfleisch für die Verarbeitung“ hinzugefügt. Mehrere Landesbestimmungenenthielten die Neuregelung
der veterinäramtlichenUntersuchungsgebühren, des Marktgebührentarifes, des Entgeltetarifes und des Markt-
helfertarifes.

Die MA 60 umfaßt das Veterinäramt, den Markt- und Schlachtbetrieb St. Marx sowie die Lebensmittelunter¬
suchungsanstalt der Stadt Wien. In diesen drei Bereichen werden größtenteils unterschiedlicheAufgaben und
Leistungen erbracht; sie werden daher in diesem Bericht getrennt behandelt. Ein Teil der Tätigkeit wird jedoch
sowohl vom Veterinäramt als auch im Markt- und Schlachtbetrieb durchgeführt; diese gemeinsam ausgeübten
Tätigkeiten werden, um den Zusammenhang zu wahren, vorangestellt.

An anzeigepflichtigen Tierseuchen  traten Rotlauf der Schweine, Psittakose bei Papageien
und Sittichen sowie Myxomatose bei Kaninchen auf. Rotlauf der Schweine bei Nutztieren wurde in 9 Gehöften
festgestellt; bei einem infektionsfähigem Viehbestand von 122 Schweinen waren 17 Tiere erkrankt. Rotlauf der
Schweine bei Schlachttierentrat in 34 Fällen im Markt- und Schlachtbetrieb St. Marx auf. Bei insgesamt 46
Schweinen, davon 25 verendet, konnte diese Seuche festgestellt werden; der infektionsfähige Tierbestand betrug
1.569 Stück. Psittakose von Papageien und Sittichen ist eine Zooanthroponose, was bedeutet, daß diese Krank¬
heit auch auf den Menschen übertragen werden kann. In 4 Bezirken wurde diese Krankheit in 5 Fällen festge¬
stellt. 6 Tiere waren davon betroffen, von diesen 4 Psittaciden verendet. Die veterinärbehördlichenMaßnahmen
bestanden in der Bestandssperre, in der Behandlung des verbliebenen Tierbestandes, in der Desinfektion der
Käfige und Gerätschaften sowie in der Aufklärung der Tierhalter. Die Myxomatose bei Hauskaninchen trat in 2
Bezirken in 2 Beständen neu auf. 14 Tiere waren erkrankt. Aus dem Vorjahr war außerdem Myxomatose bei
Hauskaninchennoch in einem Bestand verblieben, Myxomatose bei Wildkaninchen in einem Revier. Im Laufe
des Jahres erloschen alle Seuchenfälle. Zu Beginn 1980 herrschten noch aus dem Vorjahr in 2 Bienenbeständen
die bösartige Faulbrut, in 2 Beständen die gutartige Faulbrut. Ein Imker hatte in einem Stock eine Mischinfek¬
tion von gutartiger Faulbrut und Kalkbrut. Alle Bienenseuchenwaren bis zum Sommer erloschen. Mehrere
Tierseuchen traten 1980 besonders in Erscheinung, so daß besondere Vorsicht und Aufmerksamkeitgeboten
waren. Es ist dies neben der bereits angeführten Bienenseuche Varroatose die Aujeszkysche Krankheit, die, seit
vielen Jahren in Österreich nicht mehr festgestellt, in einigen Schweinebeständen in Niederösterreichunvermu¬
tet auftrat. Trotz rückläufiger Tendenz weiterhin aktuell ist die Wutkrankheit, mit derzeitigem Schwerpunkt in
der mittleren und nördlichen Steiermark.

Für Einhufer, Wiederkäuerund Schweine ist anläßlich ihrer Beförderung mit Kraftfahrzeugenoder der Ei¬
senbahn bei der Ein- oder Ausladung eine tierärztliche Untersuchung(Kraftfahrzeug- und Bahnbeschau)gesetz¬
lich vorgeschrieben. Dadurch sollen Tierseuchen rechtzeitig erkannt, eine Weiterverbreitungverhindert, jedoch
auch kranke und transportunfähige Tiere von der Beförderung ausgeschlossen sowie eine sach- und tierschutz-
gerechte Versendung der Tiere gewährleistet werden. Insgesamt wurden in Wien diesbezüglich 248.866 Tiere
untersucht, davon von den Amtstierärzten des Markt- und SchlachtbetriebesSt. Marx 239-059 Schlachttiere,
von den Amtstierärzten in den Bezirken9 807 Zucht-, Nutz- oder Schlachttiere. Darüber hinaus sind in Zusam¬
menhang mit der Ausfertigung von Tierpässen zahlreiche weitere Haustiere auf ihren Gesundheitszustandund
ihre Seuchenunbedenklichkeithin untersucht worden: 957 Tierpässe waren auszustellen, Einzelpässe für Groß¬
tiere und Sammelpässe für Schweine, davon 664 am Viehmarkt St. Marx.

Das gesamte in Wien gewerblich in den Verkehr gebrachte Fleisch wird amtstierärztlichuntersucht und be¬
gutachtet. Diese Untersuchungwird bei den Schlachtungen in Form der Vieh- und Fleischbeschau, bei den In¬
landszufuhrenvon Fleisch durch die Uberbeschau und bei den Auslandszufuhrenvon Fleisch durch die Aus¬
landsfleischbeschau vorgenommen. Diese Untersuchungen dienen der veterinärpolizeilichen Seuchenerken-
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nung, der Gesunderhaltungdes Menschen, dem Verbraucherschutzsowie der Lebensmittelhygieneund stellen
somit eine der wichtigsten Maßnahmen des angewandtenvorbeugenden Konsumentenschutzesdar.

Die Vieh - und Fleischbeschau wird im öffentlichen Schlachthof des Markt- und Schlachtbe¬
triebes St. Marx, in einigen gewerblichen, privaten Schlachtstätten in den Bezirken sowie bei Hausschlachtun¬
gen durchgeführt, bei denen Fleisch gewerblich abgegeben wird. Im Jahre 1980 wurden insgesamt 697 Pferde,
24.673 Rinder, 2.198 Kälber, 218.995 Schweine, 45 Schafe und 3 Lämmer von den Tierärzten der Stadt Wien
untersucht und beurteilt. Der überwiegendeTeil, und zwar 252 Pferde, 24.358 Rinder, 2.165 Kälber, 211.878
Schweine und 27 Schafe, wurden im städtischen Schlachthof St. Marx geschlachtet und untersucht. Davon
stammten 942 Kälber und 100.079 Schweine aus dem Ausland(Oststaaten), die übrigen Schlachttiere waren in¬
ländischer Herkunft. 445 Einhufer, 309 Rinder, 33 Kälber, 6.760 Schweine und 1 Schaf sind in privaten gewerb¬
lichen Schlachtstätten in den Bezirken geschlachtet worden, 6 Rinder, 357 Schweine, 17 Schafe und 3 Lämmer
bei Hausschlachtungen. Auf Grund der durchgeführten Untersuchungen wurden 408 ganze Tierkörper und
187.987 kg Tierkörperteile, Innereien usw., außerdem 2.053 Stück Mägen und 1.707 Stück Därme beanstandet
und konfisziert. Von den aus dem Verkehr gezogenen Tierkörpem gelangten 1 Pferd, 16 Rinder, 8 Kälber und
218 Schweine als minderwertigund 20 Schweine als bedingt tauglich beurteilt, letztere nach entsprechender
Brauchbarmachung, über die Freibank zum Verkauf. Weitere 55 schwachfinnig ermittelte Rinder wurden dem
vorgeschriebenen Gefrierverfahren unterzogen. 2 Pferde, 5 Rinder, 2 Kälber, 81 Schweine, weiters die angeführ¬
ten Teilkonfiskate, Mägen und Därme kamen in die Tierkörperverwertungsanstaltzur unschädlichen Beseiti¬
gung und Verwertung. Unter den beanstandetenTieren befanden sich 2 Schweine mit Salmonellose(Fleischver¬
gifter), 2 mit Coliseptikämie, 20 mit Rotlauf der Schweine und 1 Schwein mit Tuberkulose. Weitere Gründe zur
Beanstandung, die zur Untauglichkeit führten, waren Hemmstoffe in der Muskulatur, Befall mit Sarkosporidien
und hochgradige PSE-Veränderung(pale, soft, exsudativ) am Fleisch. Zur Notschlachtunggelangten 14 Pferde,
18 Rinder, 1 Kalb und 289 Schweine. Zu den häufigsten Ursachen, die eine Notschlachtungerforderten, zähl¬
ten Knochenbrüche, Mattigkeit, Marschunfähigkeit, Kreislaufschwächen, Kolik, Festliegen, Aufblähung, Darm¬
verschluß, Lähmungen und Schwergeburten. Alle geschlachteten Schweine wurden auch der Trichinenschau
unterzogen, die seit 1972 einen festen Bestandteil der Fleischbeschau bildet. Neben der herkömmlichen Unter¬
suchungsmethode, Quetschpräparatemittels Trichinoskop zu durchmustem, wurde bei 28.983 Schweinen auch
die neue Verdauungsmethodeangewendet.

Die Überbeschau  wird bei der Einbringung auf dem Fleischgroßmarkt, in der zentralen Uberbeschau¬
stelle im FleischzentrumSt. Marx sowie in den amtlichen und anderen zugelassenenStellen in den Bezirken
vorgenommen. Auslandsfleischbeschaustellen  sind die jeweiligen Bestimmungsorte, die für
diese Untersuchungengeeignet und eingerichtet sein müssen. Für Gefrierware sind dies die großen Kühllager¬
häuser. Einen Einblick über Art und Menge der bei der Überbeschau und Auslandsfleischbeschau untersuchten
Ware gibt folgende Übersicht:

Davon aus
Tierkorper und Untersuchte dem
Tierkorperteile Ware Ausland

zugeführt
in Stück

Rinderviertel . 316.447 28.245
Kälber . 38.175 17.529
Schweinehälften . 1,376.725 8.316
Pferdeviertel. 12.033 11.335
Fohlen . 10 _
Schafe . 3.249 2.181
Ziegen . 143 _
Lämmer. 31.681 27.589
Kitze . 1.106 -
Ferkel . 6.342 -

Sorte

Rindfleisch
Kalbfleisch
Schweinefleisch
Pferdefleisch. . .
Schaffleisch
Ziegenfleisch. .

Untersuchte
Ware

in Kilogramm

ländische
Ware

7,411.217
426.693

9,536.254
433.075

12.298
50

1,910.265
187.661
234.917
433.075

10.500

220



Sorte

Lammfleisch.
Kitzfleisch .
Rohspeck, -fett.
Innereien .
Knochen.
Därme.
Würste.
ZubereitetesFleisch
Zubereitetes Fett . . .
Konserven .

Untersuchte
Ware

in Kilogramm
25.366

9
2,013.916
3,641.978

412.635
1,697.975
5,356.879
3,003.510

22.739
378.853

Davon aus¬
ländische

Ware

13.306

363.954
2,517.724

1,382.209
420.606

40.133

378.853

Auf Kilogrammbasisgebracht, betrug die gesamte untersuchte Ware 127,263.407 kg, davon stammten
13,884.940 kg aus dem Ausland. Darüber hinaus wurde der Transitverkehr von 2,126.768 kg Rindfleisch aus der
Bundesrepublik Deutschland, England und Dänemark sowie 2,404.466 kg Kalbfleisch, überwiegend aus Frank¬
reich, amtstierärztlich kontrolliert und überwacht.

Bei der Durchführung der Uberbeschaubeanstandeten und konfisziertendie Amtstierärzte 511 Tierkörper
und 68.571 kg Fleisch, Innereien, Speck, Fleischwaren und dergleichen. 354 Tierkörper waren als minderwertig,
7 Tierkörper als bedingt tauglich beurteilt worden und kamen über die Freibank zum Verkauf. 150 Tierkörper
sowie die angeführten Teilkonfiskate erhielt die Tierkörperverwertungsanstalt. Bei der Abwicklung der Aus¬
landsfleischbeschau wurden bei 49 Sendungen 45.147 kg Fleisch beanstandet. Die Ursachen, die zur Beanstan¬
dung führten, waren unter anderem bei 3 Kälbern Salmonellen(Fleischvergifter), bei 20 Tieren (5 Rinder, 10
Kälber, 5 Schweine) Hemmstoffe(Antibiotika oder Sulfonamide) in der Muskulatur und bei 7 Fällen Rotlauf
der Schweine.

Einen Überblick über die Fleischaufbringung in Wien  erhält man nach Umrechnung der
Stückzahlen in Kilogramm, da durch die Fleischbeschau, Uberbeschau und Auslandsfleischbeschau das gesamte
in Wien gewerbsmäßig in den Lebensmittelverkehrgelangende Fleisch erfaßt wird. Im Jahre 1980 betrug das
Gesamtgewicht des untersuchten Fleisches 153,5 Millionen Kilogramm und lag um etwa 23 Prozent höher, als
sich aus dem Pro-Kopf-Verbrauch der österreichischen Emährungsbilanz 1979 berechnen läßt. Dieser Über-,
hang zeigt die bedeutende Stellung Wiens im überregionalenVersorgungsgeschehen, was bedingt wird durch
den Fleischgroßmarkt, den Umschlag ausländischer Ware und die beträchtliche Fleischwarenproduktion. Diese
153,5 Millionen Kilogramm setzen sich aus 26,2 Millionen kg in Wien erschlachtetemFleisch, aus 113,4 Millio¬
nen kg aus dem Nahbereich Wiens zugeführtem Fleisch und aus 13,9 Millionen kg aus dem Ausland importier¬
tem Fleisch zusammen. Im Markt- und Schlachtbetrieb St. Marx wurden insgesamt 117,6 Millionen kg, also
76,6 Prozent der Fleischaufbringung Wiens, umgesetzt oder untersucht: Diese Summe ergibt sich aus 25,4 Mil¬
lionen kg im Schlachthof erschlachtetem Fleisch, aus 41,7 Millionen kg dem Fleischgroßmarktzugeführtem
und dort umgesetztemsowie aus 50,5 Millionen kg in der zentralen ÜberbeschaustelleSt. Marx untersuchtem
Fleisch.

Von den Amtstierärzten in den Veterinäramtsabteilungen der magistratischen
Bezirksämter  waren neben den bereits behandelten Aufgabenbereichender Tierseuchenbekämpfung,
Transportuntersuchungen, Fleischbeschau, Überbeschau und Auslandsfleischuntersuchungenviele weitere
Amtshandlungen oder Dienstleistungendes veterinären Fachbereiches zu verrichten. Einige veterinärpolizeili¬
che Maßnahmen dienten dem vorbeugenden Seuchenschutzmit dem Ziel, das Auftreten von Tierseuchen oder
Tierkrankheiten zu verhindern oder deren Einschleppung nach Österreich hintanzuhalten. In diesem Sinne
wurden von den Amtstierärztender Stadt Wien 1.088 Wiederkäuer gegen die Maul- und Klauenseucheschutz¬
geimpft. Von den übrigen Impfungen, die alle von freiberuflich tätigen Tierärzten vorgenommen werden, sind
die Wutschutzimpfungenan 11.792 Hunden und 1.087 Katzen zu nennen. Ebenfalls von den Amtstierärzten
im Rahmen der Seuchenprophylaxe durchgeführt wurden bei der Einfuhr aus dem Ausland Malleinisierungen
und zweimalige Blutabnahmenbei 108 Einhufern zur serologischen Untersuchung, um Rotz, bei weiblichen
Tieren auch die Beschälseuche feststellen zu können. Weiters sind serologische Untersuchungen bei Schweinen
bei der Einfuhr, die Observation von importierten Tieren sowie die Vornahme des Schalmtests bei Kühen in
Milchviehbeständen anzuführen. Schließlich wurden alle untersuchungspflichtigenRinder und Ziegen Wiens
mittels der Tuberkulinprobeauf Rindertuberkuloseuntersucht. Davon waren in 55 Beständen 207 Rinder und
65 Ziegen betroffen.

Als Begleitpapiere für Tierausstellungen, Auslandsreisen oder dem Export von Tieren stellten die Bezirkstier¬
ärzte für Kleintiere 9.529 amtstierärztliche Ursprungs- und Gesundheitszeugnisseaus, und zwar für 8.559
Hunde, 558 Katzen und 1.284 andere Tiere. Für Nutztiere waren 85 Ursprungs- und Gesundheitszeugnisse, 293
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Tierpässe und 338 Abtriebscheine als Transportbescheinigungenauszufertigen. Für Fleisch, Fleischwaren, Wild,
Milchprodukte, tierische Produkte und Rohstoffe wurden, zum Teil für den Transport dieser Waren ins Aus¬
land, 14.763 amtstierärztlicheBegleitscheine, Befundscheine, Ursprungs- und Gesundheitszeugnisseoder Ur¬
sprungszeugnisse ausgestellt.

Nach dem Wiener Landestierschutzgesetz wurden 66 Anzeigen schriftlich begutachtet, womit zumeist örtli¬
che Erhebungen verbunden waren. Darüber hinaus mußten zahlreiche Interventionen und Beratungen in Tier-
haltungs- und Tierschutzangelegenheitensowie Überprüfungenvon Tierhaltungen im Zusammenhang mit sa¬
nitären Übelständen durchgeführt werden. Für die nächsten 5 Jahre wurden auch die Körkommissionen be¬
stellt, denen je ein Amtstierarzt als Mitglied und Stellvertreter angehört. In zahlreichen Fällen haben Amtstier¬
ärzte bei einschlägigen gewerbebehördlichenoder anderen Amtshandlungen als Amtssachverständigemitge¬
wirkt, wie bei Kommissionierungenvon Betriebsanlagen für Fleischer sowie bei zoologischen Handlungen und
bei Tierveranstaltungen. Durch die fachliche Kompetenz sind die Amtstierärzte in die Bewilligungsverfahren
zur Haltung bestimmter Tiere (Raubsäugetiere, Großechsen und Schlangen) sowie bei der Genehmigung und
Kontrolle von Versuchstierhaltungennach dem Tierversuchsgesetz eingeschaltet. Alle öffentlichen Veranstal¬
tungen mit Tieren werden veterinärbehördlichüberwacht und betreut; im Jahre 1980 waren es unter anderem
31 Tierausstellungen, Tierschauen und Zirkusse. Die in Wien bestehenden und veterinärbehördlichbewilligten
Tierschutzhäuser und Katzenheime unterliegen ebenfalls den ständigen amtstierärztlichen Kontrollen. In Zu¬
sammenhang mit Tieren, der Tierhaltung, dem Tierhandel, der Futtermittelerzeugungsowie mit tierischen Pro¬
dukten wurden insgesamt 1.220 Kontrollen, Überwachungen oder Beratungen vorgenommen.

In den Veterinärämtemwerden die freiberuflich tätigen Tierärzte evident gehalten, deren Berechtigung zur
Praxisausübung geprüft sowie Seuchen- und Impfmeldungen entgegengenommen. In den vorgeschriebenen
Zeitabständen müssen außerdem die Ordinationen auf den Mindeststandard und die tierärztlichenHausapothe¬
ken hin kontrolliert werden.

Im Zusammenhang mit der Überwachungder Fleischbeschau, Uberbeschau, Auslandsfleischbeschau sowie
der Kontrolle von Betriebsstätten mit Lebensmitteln tierischer Herkunft führten die Amtstierärzte, einschließ¬
lich des Markt- und SchlachtbetriebesSt. Marx, 3.351 Revisionen in Betrieben mit Produktion, Verarbeitung,
Lagerung, Handel und Verkauf von Fleisch, Fleischwaren und anderen tierischen Lebensmittelndurch. Dabei
handelte es sich vor allem um Fleischhauer, Fleischverkaufsstellen, Fleischwarenhersteller, Marktstände, Groß¬
küchen sowie um Wild-, Geflügel- und Fischhandlungen. Auf Grund der Hygienebestimmungdes Lebensmit¬
telgesetzes(§ 20) kam es in 309 größeren Fleischverarbeitungsbetrieben zu 513 niederschriftlich festgehaltenen
Kontrollen. Die dabei festgestellten Mängel sind mit wenigen Ausnahmen rasch behoben worden, so daß diese
gezielten Aktionen in den Betrieben eine wesentliche Verbesserung des hygienischen Standards nach sich zo¬
gen. 24 weitere Revisionen ergaben sich in bezug auf das Wiener Gütesiegel für Fleischwaren. Von den Tierärz¬
ten der Stadt Wien wurden in Ausübung der Lebensmittelkontrolleinsgesamt 193 amtliche Proben gezogen.

Die amtstierärztlichen Kontrollen erstreckten sich nicht nur auf den inländischen Fleischumschlag und den
Fleischimport, sondern auch auf den Transitverkehr. Daß der Fleischverkehr einer besonderen und fachkundi¬
gen Überwachung bedarf, ergibt sich aus dem hohen Wert und der Empfindlichkeit dieser Ware. So wurden
1980 etwa 2.000 t Rindfleisch aus EG-Staaten, das mit 113 Kühltransporten in Wiener Kühllagerhäusernzur
Zwischenlagerung gelangte, veterinär- und sanitätspolizeilichkontrolliert. Besonders anzuführen ist die Zwi¬
schenlagerung von französischen Kälbern, die überraschend und innerhalb einer kurzen Zeitspanne in Wien
tiefgefroren und vorübergehend eingelagert worden sind. Dabei handelte es sich um 89 Kühltransporte mit
mehr als 1.600 t gekühlter Kälber, bei denen auch wegen Verdachtes auf Oestrogengehaltstichprobenweise Un¬
tersuchungenvorzunehmen waren.

Von der Tierkörperverwertungsanstalt und Thermochemischen Fabrik,  die
unter amtstierärztlicher Aufsicht steht, wurden 12.007 Stück verendete, getötete oder nach der Schlachtung ge¬
nußuntauglich befundene Tierkörper sowie andere Konfiskate und tierische Abfälle mit einem Gesamtgewicht
von 3,957.850 kg eingeholt und zu 867.326 kg Tierkörpermehlund 462.900 kg Tierkörperfettverarbeitet. Aus
seuchenpolizeilichen Gründen wurden bei 281 eingelieferten Tieren Sektionen vorgenommen, wobei 17 Pro¬
ben zu eingehenden Laboruntersuchungenan die Bundesanstalt für Tierseuchenbekämpfunggeschickt wurden.

Auf dem Viehmarkt des Markt - und Schlachtbetriebes St . Marx  wurden 3.094
Rinder, 1.096 Kälber und 121.774 Schweine, davon 942 Kälber und 100.434 Schweine ausländischer Herkunft,
vermarktet. Weiters gelangten 252 Einhufer, 21.272 Rinder, 1.069 Kälber, 90.475 Schweine und 27 Schafe, für
die Firmen direkt bestimmt, ohne Vermarktung zur Anlieferung. Diese Schlachttierewurden mit 1.908 Wag¬
gons, 6.740 Kraftfahrzeugen und 566 Anhängern zugeführt. Nach dem Mastkreditgesetzsind am Viehmarkt
1.515 Rinder empfändet worden. Bei verendet angelieferten oder im Stall verendeten Schlachttierensind zur
Feststellung der Todesursache bei 269 Schweinen und 1 Kalb Sektionen vorgenommen worden. Die meisten
Schweine verendeten an Herzschwäche, jedoch wurde auch in 26 Fällen Rotlauf ermittelt. In der Autoreini-
gungs- und Desinfektionsanlage St. Marx waren 8.092 Kraftfahrzeuge oder Anhänger nach Tier- oder Fleisch¬
transporten zu waschen und zu desinfizieren. Der bei der Reinigung angefallene Stalldünger von insgesamt
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1,228.042 kg wurde an der Düngerstätte gepackt, gelagert, gekalkt und entgeltlich abgegeben. Außer den Tier¬
pässen sind 107 amtliche Schlachtungsbestätigungenausgestellt worden.

Im Schlachthof St . Marx  wurden vom gemeindeeigenenFachpersonal252 Einhufer, 24.358 Rin¬
der, 2.165 Kälber, 211.878 Schweine und 27 Schafe geschlachtet. Die Schlachtanlage ist für die wichtigsten Ex¬
portländer zugelassen. Im Jahre 1980 sind vom Schlachthof6.451 Rinder mit einem Gewicht von 998.966 kg
nach Italien ausgeführt worden, nach der BundesrepublikDeutschland und Italien wurden 105.312 kg Schwei¬
nehälften und Schweineköpfe exportiert. Tierärzte der Bundesrepublik Deutschland und der EWG kontrollier¬
ten im Laufe des Jahres den Schlachthof hinsichtlich seiner Zulassung als Exportbetrieb mit der Veterinärkon-
trollnummer W 2. Bei lebenden Importkälbem wurden durch die Bundesanstalt für Virusseuchenbekämpfung
stichprobenweise Untersuchungenauf Oestrogenrückständein Kotproben durchgeführt. Auf das Vorkommen
von Oestrogenen und Thyreostatika im Rindfleisch hin, das für den Export bestimmt war, untersuchte die Le¬
bensmitteluntersuchungsanstaltder Stadt Wien. Alle Proben brachten ein negatives Ergebnis. Für die Abfuhr
von Fleisch und Schlachtnebenproduktenim Inland oder ins Ausland waren 303 Beschauscheine, tierärztliche
Begleitscheine oder Gesundheitsbescheinigungenfür Frischfleisch auszustellen. Auf Grund des Qualitätsklas¬
sengesetzes wurden 21.870 Schweinekörpernach dem LSQ-Verfahren(Lendenspiegelquotient) beurteilt. Zur
Erleichterungder bisher manuell vorgenommenen Schweinespaltung kam eine neue Schweinehalbierungssäge
als Ergänzung zum schnellen Schweineschlachtbandin Einsatz. Dem Schlachthof angeschlossen ist die Trichi¬
nenschaustelle, in der 218.222 Schweine und 687 Wildschweinezur Untersuchung gelangten, davon 28.983
Schweine nach der Digestionsmethode. In der Freibank wurden 936 Tierkörper mit einem Gewicht von 81.845
kg angeliefert, davon 65.740 kg in der Verkaufsstelle abgegeben.

Der Fleischgroßmarkt St . Marx  verzeichnete einen Fleischumsatz von 51,9 Millionen kg. 41,7
Millionen kg kamen aus den Bundesländern(Landware) oder aus dem Ausland, 10,2 Millionen kg stammen von
Schlachtungendes Schlachthofes St. Marx. Die direkte Uberbeschaustelle in St. Marx erhöhte ihre Untersu¬
chungskapazität auf 50,4 Millionen kg. In Vollziehung des Revisions- und Probenplanes wurden die Marktein¬
richtungen periodisch revidiert, Lebensmittelproben gezogen sowie die marktbehördlichen Agenden wahrge¬
nommen. Im Sinne der Qualitätsklassenverordnungfür Schweinehälften wird die eingebrachte Ware auf Kenn¬
zeichnung und Qualität eingehend überprüft.

Im Jahre 1980 gestaltete sich die Preisentwicklung  folgendermaßen: Am Lebendviehmarktbetrug
der Durchschnittspreisfür Rinder pro Kilogramm 21,43 (1979 : 20,28) S, für Inlandsschweine19,32(17,68) S,
für Importschweine 21,04S. Am Fleischgroßmarkt notierten durchschnittlichRinderviertel Landware mit 39,22
(37,21) S, Rinderviertel Wiener Ware 41,05 (39,98) S, Schweinehälften Landware 26,47(23,10) S, Schweinehälf¬
ten Wiener Ware 29,65(27,38) S. Die Preise für Kälber stiegen ebenfalls entsprechend.

Im Jahre 1980 fanden 71 Führungen durch das FleischzentrumSt. Marx statt, darunter waren 9 Auslandsde¬
legationen. Am „Tag der offenen Tür“ war der Betrieb für die Öffentlichkeit zugänglich und wurde von etwa
2.000 Personen besichtigt.

Um einen weiteren Teil des Geländes für Betriebsansiedlungen freizumachen, fanden Vorbesprechungenfür
die Anlage einer neuen Autodesinfektionstatt, da die derzeit bestehende abgesiedelt werden muß. Unter finan¬
zieller Beteiligung des Bundesdenkmalamteswurden die beiden Sandstein-Stierplastikenvon Anton Schmted-
gruber  am Tor zur Viehmarktgasse durch den akademischenBildhauer Stefan Kamenyeczky  restauriert. Im Fe¬
bruar 1980 erhielt das Fleischzentrum St. Marx eine große Leuchttafel, die weithin sichtbar auf den Betrieb hin¬
weist. Zur Rattenbekämpfungwurden einerseits die vorgeschriebenenherkömmlichen Köder verwendet, seit
1979 jedoch auch Ultraschall. An ein Zentralgerät sind Ultraschallabstrahler angehängt, die sich bisher sehr be¬
währten. Mit der Ausweitung dieses Programmes soll für den Fleischbetrieb eine saubere Lösung der Rattenbe¬
kämpfung geschaffen werden. In der Nacht vom 1. auf 2. Dezember zerstörte ein Brand das Marktcafe am
Fleischgroßmarkt.

Der Wirkungsbereich der Lebensmitteluntersuchungsanstalt der Stadt Wien  er¬
streckt sich grundsätzlich über vier Bereiche, und zwar auf veterinäramtlicheUntersuchungen für die MA 60;
das sind alle bakteriologischen, pathologisch-anatomischen, serologischen und histologischen sowie chemischen
Untersuchungen, die für die Fleischbeschau, Uberbeschau, Auslandsfleischuntersuchung, Tierseuchenbekämp¬
fung und dergleichen in Wien durchzuführen sind. Weiters sind die nach dem Lebensmittelgesetzvorzuneh¬
menden Lebensmitteluntersuchungenund Begutachtungenvon Lebensmittelprobenzu nennen, die vornehm¬
lich das Marktamt der Stadt Wien einsendet, oder Privatpersonen, Hersteller und Importeure zur Untersuchung
bringen. Drittens ist die Lebensmitteluntersuchungsanstaltals Zentrale der Hygienekontrolledes Veterinäram¬
tes der Stadt Wien für rund 500 größere Fleischwarenbetriebe, Geflügelschlächtereien, Wildsammelstellen,
Schlachtanlagen und dergleichen tätig, sowie als spezielle Hygiene- und Betriebskontrollein Großküchen und
in der Konservenindustrie, ferner als Hygiene- und Produktenkontrollefür Fleischwaren im Rahmen des Güte¬
siegels der Stadt Wien. Schließlich sind sonstige Untersuchungenund Begutachtungenfür andere Dienststellen
des Magistrates der Stadt Wien, des Bundes oder für Private, die Verbreitung von einschlägigen wissenschaftli¬
chen Arbeiten, die Mitwirkung an der Aus- und Fortbildung der Lebensmittelpolizeiorganesowie an der Physi-
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katsprüfung der Ärzte und Tierärzte zu nennen ebenso wie die Verbreitung hygienischer und technologischer
Kenntnisse bei Küchenpersonalvon Spitälern, Werksküchen und Beschäftigten in Gewerbe und Industrie.

Die veterinäramtlichen Untersuchungen  verfolgen den Zweck, anläßlich der Fleischbe¬
schau, Uberbeschau und bei Importen Fleischvergiftungserreger auszuschließen, Tierseuchen nachzuweisen und
Fleisch auf seine Verwertbarkeit als Lebensmittelzu prüfen. So wurden 2.402 bakteriologische Untersuchungen,
davon 725 bei der Fleischbeschau, 1.639 bei der Auslandsfleischbeschau und 38 bei in Spitälern gehaltenen
Schweinen aut Salmonellen durchgeführt. Im Zusammenhang damit sind 733 Proben von Muskel- oder Nie¬
rengewebe mittels eines biologischen Hemmstofftestsauf das Vorhandensein von Antibiotika oder Sulfonamide
überprüft worden. Weiters wurden an Fleischproben 18 Gallenfarbstoffbestimmungen, 1.330 Kochproben und
2.074 pH-Wert-Messungen vorgenommen. TierseuchendiagnostischeUntersuchungen, wie bakteriologische,
pathologisch-anatomische, histologische, serologische und parasitologische Verfahren, wurden in 693 Fällen an¬
gewendet. Schließlich kam es zu 95 Oestrogenuntersuchungen, wobei unter anderem in 5 Fällen Salmonellen,
in 74 Rotlauf der Schweine, in einem Fall Tuberkulose, in 5 Coliseptikämie, in 44 Rinderfinnenund in 111(da¬
von 25 in Muskelproben) Fällen Hemmstoffe (Antibiotika) festgestellt werden konnten.

Lebensmittelproben  wurden insgesamt 5.811 untersucht und begutachtet; davon waren 5.217
Proben von Lebensmitteln tierischer und 594 Lebensmittelprobennichttierischer Herkunft. Von diesen Proben
entfielen 3.760 auf amtliche Probenziehungenund 2.051 auf private Einbringungenvon Herstellern, Händlern
und Importeuren. Nach der Art der Proben entfielen 309 auf Fleisch, 2.634 auf Fleischwaren, 62 auf Fleischkon¬
serven, 15 auf Tiefkühlkost, 571 auf Gasthausspeisen, 272 auf Geflügel, 10 auf Wild, 235 auf Fisch, 42 auf Fett,
ferner 483 auf Eiprodukte, 584 auf sonstige Lebensmittel tierischer Herkunft, 167 auf Backwaren, 155 auf Fein¬
backwaren, 56 auf Obst, 153 auf Gemüse und 63 auf sonstige Lebensmittel nichttierischer Herkunft. Von 3.694
amtlichen Proben, deren Untersuchung und Beurteilung abgeschlossen waren, sind 1.310 (41,3%) Proben von
Lebensmitteln tierischer Herkunft und 52 (10%) von nichttierischerHerkunft zu beanstanden gewesen. Die be¬
anstandeten Proben waren entsprechend den Bestimmungendes Lebensmittelgesetzesals gesundheitsschäd¬
lich, verdorben, verfälscht, nachgemacht, wertgemindertoder als falsch bezeichnet zu bewerten. Außerdem gab
es Beanstandungen nach § 20 Lebensmittelgesetz(LMG), der Konservierungsmittelverordnungund der Lebens¬
mittelkennzeichnungsverordnung. Da es sich um teilweise vorbegutachteteoder gezielt gezogene Proben han¬
delte, kann nicht der Schluß gezogen werden, daß die im Handel befindlichen Lebensmittel im selben Prozent¬
satz zu beanstanden sind. Als besonders wirksam haben sich, wie schon in den Vorjahren, die mit dem Markt¬
amt gemeinsam schwerpunktmäßigdurchgeführten Untersuchungsaktionenerwiesen. Von diesen sind vor al¬
lem die Aktion Gemeinschaftsverpflegung sowie die Untersuchungenauf Fremdeiweiß in Bratwürsten zu nen¬
nen. Unter den Privatproben befanden sich auch solche von Wurstwaren, für die das Gütesiegel der Stadt Wien
vergeben wurde. Im Jahre 1980 hatten 6 Firmen das Gütesiegel für 34 Wurstsorten inne. Voraussetzung für die
Verleihung des Gütezeichens ist eine strenge vierteljährliche Qualitätskontrolleder angemeldeten Produkte, pe¬
riodische Hygienekontrollen des Betriebes sowie der Nachweis, daß diese Firmen überwiegendFleisch von den
Wiener Markt- und Schlachteinrichtungenbeziehen.

Das Hygienereferat der Lebensmitteluntersuchungsanstaltund die Veterinäramtsabteilungenin den Bezirken
haben im Zusammenwirkenin insgesamt 309 Betrieben 513 Hygienekontrollennach dem LMG durchgeführt.
Für den Verein für Konsumenteninformationnahm die Anstalt Warentests an insgesamt 175 Wurst- und Ge¬
müseproben vor. Der Betrieb der Gustana Menü-Service GmbH wird ständig in Form von Revisionen, Hygie¬
nekontrollen, Rohstoffkontrollen, Wasseruntersuchungen, Sterilitätskontrollenund Beschaffenheitsprüfungenan Produkten kontrolliert.

Aus der umfangreichen Vortrags- und Fortbildungstätigkeit durch Bedienstete der Anstalt sind besonders die
Physikatskurse und -prüfungen für Amtsärzte und Amtstierärzte, Kurs und Prüfung für Lebensmittelkontrollor¬
gane sowie die Fortbildungstagungen für Amtstierärztehervorzuheben. Mehrere Angehörige der Anstalt sind in
verschiedenen einschlägigen Kommissionen oder Beiräten tätig, wie Codexkommission, Emährungsbeirat, Hy¬
gienekommissionund Futtermittelkommission. 1980 wurde eine wissenschaftliche Arbeit veröffentlicht, an ei¬
nem Forschungsauftrag über den Nachweis des Staphylokokken-Enterotoxins wird gearbeitet.

Beteiligungen an privatwirtschaftlichen Unternehmungen,
Gewerbewesen

und rechtliche Angelegenheiten des Ernährungswesens
Auf legistischem Gebiet  hatte die gewerbliche Fachabteilung Gesetzes- und Verordnungsent¬

würfe zu begutachten, so zur Preisgesetznovelle 1980, zur Novelle zum Viehwirtschaftsgesetz 1976, zur Markt¬
ordnungsgesetznovelle1980, zur Novelle zum Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz1952, zur Mühlengesetzno¬
velle 1980, zur Novelle zum Arbeitnehmerschutzgesetz, zur Novelle zum Bundesgesetz über die nichtlinienmä¬
ßige gewerbsmäßige Beförderung von Personen zu Lande, zur Urheberrechtsgesetznovelle1980, zur Weingesetz-
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Kanalisation

Das Schneckenpumpwerk der Hauptkläranlage Kaiserebersdorf

Bürgermeister Leopold Gratz und Amtsführender Stadtrat Josef Veleta bei der Inbetriebnahme der Hauptkläranlage
Kaiserebersdorf



Die neue Reichsbrücke wurde am 8. November 1980 für den Verkehr freigegeben

Brückenbau
Straßenbau

Die kreuzungsfreie Straßenverbindung von der Nordbrücke über die Prager Straße zur Brünner Straße konnte ihrer Be¬
stimmung übergeben werden



novelle 1980, zur Novelle zum Bundesministeriengesetz1973, zum Naturschutzgesetz1980, ferner 4 Verord¬
nungen betreffend Änderungen von Ausbildungsvorschriftenfür Lehrberufe und 10 über die Durchführung
von Meisterprüfungenfür einzelne Handwerke; weiters die Änderung der Verordnung über den Ersatz der
Lehrabschlußprüfungund der Lehrzeit auf Grund schulmäßigerAusbildung, 4 Verordnungen betreffend die
Neuregelung des Befähigungsnachweises für einzelne Gewerbe, die Änderung der Verordnung über die Durch¬
führung von Lehrabschlußprüfungenhinsichtlich Prüfungstaxe und Prüferentschädigung; ferner die Verord¬
nung betreffend Allgemeinen Arbeitnehmerschutz, die Änderung der Lebensmittel-Importmeldeverordnung,
die Verordnung über die Einbeziehung von Bier und Hühnereiern in das Verbot des Verkaufes unter dem Ein¬
standspreis, die Änderung der Gastgewerbe-Befähigungsnachweisverordnung, die Verordnung über die Kenn¬
zeichnung der Beschaffenheit textiler Fußbodenbeläge, die Verordnung betreffend Eichvorschriften für Meßge¬
räte zur Bestimmung des Schalldruckpegels, die Änderung der Verordnung über die Untersagung der Heraus¬
gabe von Preisempfehlungen; schließlich die Änderung der Weinverordnung, die Änderung der Verordnung
über die tarifmäßige Festlegung der Gebühren für die von den Bundesanstalten für Lebensmitteluntersuchung
vorzunehmenden Untersuchungen und Begutachtungen, die Verordnung über die Hygiene beim Inverkehr¬
bringen von Fleisch, die Verordnung über die äußere Geschäftsbezeichnungfür das Drogistengewerbe, die Än¬
derung der Verordnung über die Einfuhr von Eipräparaten und die Verordnung über Schutzmaßnahmenbetref¬
fend bestimmte Leitern und Treppen aus Metall.

Die gewerblichen Tarife erfuhren in vier Fällen eine Änderung. Die Landesinnung Wien der Rauchfangkeh¬
rer hatte angeregt, die Ansätze des geltenden Kehrtarifes in Wien um 25,9 Prozent zu erhöhen. Nach Prüfung
dieser Forderung im Begutachtungsverfahren wurde eine Anhebung der Tarifansätze im Ausmaß von allgemein
11 Prozent und 20 Prozent für die Stundensätzezugestanden. Der Kehrtarif 1980 wurde mit Verordnung des
Landeshauptmannesvon Wien vom 20. März 1980, LGB1. für Wien Nr. 16, erlassen.

Die letzte Tarifregulierung für das Bestattergewerbe in Wien wurde am 1. Oktober 1974 wirksam, LGB1. für
Wien Nr. 49/1974. Die am 29. September 1976 in Kraft getretene Neufassung des Bestattertarifes, LGB1. für
Wien Nr. 21/1976, diente lediglich der Anhebung des Tarifes in dem durch das Abgabenänderungsgesetz1975
vorgezeichneten Ausmaß infolge der Erhöhung der Umsatzsteuer von 16 auf 18 Prozent. Im Begutachtungsver¬
fahren gaben alle in Betracht kommenden Interessenvertretungennach Prüfung der von den Wiener Stadtwer¬
ken — Städtische Bestattung zur Verfügung gestellten Unterlagen ihre ausdrückliche Zustimmung zu einer Erhö¬
hung des Tarifes im beantragtem Ausmaß, und zwar um durchschnittlich 8,8 Prozent pro Bestattung. Der Be¬
stattertarif 1980 wurde mit Verordnung des Landeshauptmannesvon Wien vom 22. April 1980, LGB1. für Wien
Nr. 17, erlassen.

Hinsichtlich des Taxigewerbes hatte die Fachgruppe Wien für die Beförderungsgewerbe mit Personenkraft¬
wagen unter Hinweis auf eine Reihe von gestiegenen Kostenfaktoren einen detaillierten und umfangreichen
Antrag auf Erhöhung gestellt. Nach zum Teil negativen Stellungnahmender Interessenvertretungenund einer
Ergänzung der Entscheidungsunterlagenwurden die Standpunkte in einer Büroverhandlung abgeklärt. Schließ¬
lich wurde, vom Stichtag 1. August 1978 ausgehend, eine Gesamterhöhungvon etwa 16,7 Prozent (13,5 Prozent
für die Erhöhung der Streckentaxe und 3,2 Prozent für die Erhöhung der Zeittaxe) gewährt. Die Verordnung
des Landeshauptmannesvon Wien vom 11. November 1980 betreffend die Abänderung des Taxitarifes 1967
wurde im LGB1. für Wien Nr. 37/1980 verlautbart.

Die Kammer der gewerblichen Wirtschaft für Wien hat weiters im Jahre 1980 unter Hinweis auf die gestiege¬
nen Lebenshaltungskosteneinen Antrag auf Erhöhung des bisher geltenden Fremdenführertarifes, LGBl. für
Wien Nr. 37/1978, in der Fassung der Verordnung LGB1. für Wien Nr. 1/1980, gestellt. Auf Grund der Stel¬
lungnahmen der Interessenvertretungenkonnte eine Zurücknahme des Erhöhungsantrages auf ein Ausmaß von
durchschnittlich 10 Prozent erreicht werden. Die Verordnung des Landeshauptmannesvon Wien vom 18. No¬
vember 1980 betreffend die Abänderung des Fremdenführertarifes1978 wurde im Landesgesetzblatt für Wien
Nr. 45/1980 verlautbart.

Auf dem Gebiet des Preisrechtes sind die Landeshauptmännerauf Grund einer bereits im Jahre 1974 erfolg¬
ten Delegierungdurch den Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie ermächtigt, die höchstzulässi¬
gen Verbraucherpreisefür Fleisch, Fleischwaren und Schlachtprodukte zu bestimmen. Mit Blickrichtungauf
diese Kompetenz hat die Kammer der gewerblichenWirtschaft für Wien beantragt, die zuletzt im Juli 1979
festgelegten Preise für Rindfleisch, Selchfleisch und Wurstwaren anzuheben, da sich mittlerweile verschiedene
Kalkulationsfaktoren, vor allem auf dem Rohstoffsektor, wesentlich erhöht haben. Überdies wurden Kollektiv¬
vertragsverhandlungenmit einer Lohnerhöhungvon 6,5 Prozent abgeschlossen. Im Rahmen einer Sitzung der
Preiskommission hießen nach vorangegangenem Begutachtungsverfahren schließlich die Vertreter der Handels¬
kammer und der Arbeiterkammer, gestützt auf Preiserhebungen des Wiener Marktamtes, eine Regelung gut,
wonach eine Erhöhung der Verbraucherpreise auf dem Fleisch- und Wurstwarensektorum durchschnittlich 5,6
Prozent vorgenommen wurde. Die Verordnung des Landeshauptmannesvon Wien vom 23. Juli 1980 betref¬
fend Preisbestimmung für Rindfleisch, Selchfleisch und Wurstwaren wurde im Amtsblatt zur Wiener Zeitung
Nr. 174, vom 27.Juli 1980, verlautbart.
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Auf dem Gebiet des Marktrechtes wurde am 24. März 1980 die Kirchweihmärkteverordnung1980, verlaut¬
bart im Amtsblatt der Stadt Wien Nr. 18, erlassen. Darin sind die sich jährlich ändernden Marktgebiete und
Markttage der Kirchweihmärkte im Gebiet der Stadt Wien festgelegt. Ferner wurde mit Verordnung vom 30.
Oktober 1980, verlautbart im Amtsblatt der Stadt Wien Nr. 49, die Marktordnung 1976 in 46 Punkten geän¬
dert. Durch die Christbaum-, Weihnachts- und Neujahrsmärkteverordnung1980 vom 11. November 1980 und
die Adventmärkteverordnung1980 vom 14. November 1980 wurden die Marktgebiete für die genannten Gele¬
genheitsmärkte, die jährlichen Änderungen unterliegen, listenmäßig erfaßt und für das gesamte Stadtgebiet fest¬
gelegt.

Im Bereich des gewerblichen Prüfungswesens  war im Jahre 1980 eine Zunahme der Tätig¬
keit in der Gewerbeverwaltungzu verzeichnen. In den Gewerben Immobilienverwaltung, Immobilienmakler,
Berufsdetektive, Reisebüros und Waffengewerbe wurde je ein Prüfungstermin angesetzt. Für den Bereich der
konzessionierten Gastgewerbe wurden insgesamt vier Prüfungsterminefestgelegt. Die Prüfungen sind vor Kom¬
missionen abzulegen, die vom Landeshauptmannzu bestellen sind. Diese Kommissionen bestehen üblicher¬
weise aus einem mit einschlägigen Angelegenheiten befaßten Beamten des höheren Verwaltungsdienstes und, je
nach der Zahl der besonderen Fachgebiete des Gewerbes, aus zwei bis fünf anderen Fachleuten, von denen min¬
destens zwei Personen im betreffenden Gewerbe tätig sein müssen. Vor der bescheidmäßigen Zulassung der
Kandidaten muß in jedem einzelnen Fall das Vorliegen der Zulassungsvoraussetzungen geprüft werden. Dies ist
bei den vorangeführtenGewerben im Jahre 1980 in insgesamt 801 Zulassungsverfahren geschehen. 639 Kandi¬
daten traten zu den schriftlichen und mündlichen Prüfungen an. Davon kam der größte Teil, nämlich 520 Kan¬
didaten, aus dem Gastgewerbe. Von den angetretenen Kandidaten haben etwas mehr als zwei Drittel — das
deckt sich mit den Erfahrungswertenüber längere Zeit — die Prüfung bestanden.

Im Zentralg ewerberegister  wurden 6.939 neubegründete Gewerberechte eingetragen und in
7.069 Fällen eine Endigung vorgemerkt. Änderungen an bestehenden Gewerberechten, wie Verlegungen des
Standortes, weitere Betriebsstätten, Geschäftsführerbestellungenund -änderungen, Übertragungenan Pächter,
Weiterbetriebe und Nebenbetriebe, haben sich in 28.744 Fällen ergeben. Im handelsrechtlichenBereich wurden
9-235 Zentralblattverlautbarungenbehandelt. Insgesamt waren 29.816 schriftliche Beantwortungen von Anfra¬
gen vorzunehmen, davon 5.901 auf handelsrechtlichem Gebiet. Den Sozialversicherungsanstalten wurde in
2.872 Fällen Rechtshilfe gewährt. Im Verwaltungsstrafkataster kam es zur Neuaufnahmevon 14.707 Personen,
aus den Aufzeichnungen des Verwaltungsstrafkatasters wurden 17.980 Auskünfte gegeben. Für die Verlautba¬
rung im Amtsblatt der Stadt Wien mußten 6.857 Bescheide bearbeitet und druckreif gemacht werden. Im Zu¬
sammenhangmit gerichtlichen Verurteilungen wurden bei 3.477 Personen Nachforschungen angestellt, ob sie
im Besitz einer aufrechten Gewerbeberechtigung sind, um gegebenenfalls ein Gewerbeentziehungsverfahrenin
die Wege zu leiten.

Rechtliche und administrative Grundstücksangelegenheiten
Der Aufgabenbereich der MA 69 umfaßt Grundtransaktionen, Grundfreimachungenund die Verwaltung von

Liegenschaften.
Die Haupttätigkeit auf dem Gebiet der Grundtransaktionen  umfaßt den Grundankaufund -ver¬

kauf, die Vergabe von Baurechten an gemeinnützigeBauvereinigungen und Gewerbebetriebe, die Transaktionen
im Zuge von Baureifmachungen und privater Liegenschaften und die Sicherstellung des zügigenU-Bahn-Baues
durch den Abschluß von Käufen, Servitutsverträgen und Entschädigungen.

Im Jahre 1980 wurden diesbezüglich den beschlußfassenden Organen 253 Anträge für Transaktionen, 33 für
Baurechtsbestellungen zur Genehmigungvorgelegt sowie 176 Anträge gemäß§ 105 der Wiener Stadtverfassung
abgeschlossen. Von dem laut Voranschlag 1980, einschließlich Überschreitungen, genehmigten Kredit per
606,000.000 S wurden mit Stand Ende des Rechnungsjahres Ausgaben in der Höhe von 561,514.000 S getätigt.
Von dem nicht aufgebrauchten Restbetrag von 44,486.000 S waren 44,000.000 S für noch durchzuführende
Transaktionenim Bereich des Betriebsbaugebietes Aspern für General Motors reserviert, die jedoch dem Ge¬
meinderat nicht mehr im Rechnungsjahr 1980 zur Beschlußfassung zugeleitet werden konnten.

Den Schwerpunkt der Grunderwerbstätigkeit bildeten nach wie vor die Transaktionenfür den Wohnbau, die
Betriebsaufschließung, den Tiefbau, für die infrastrukturellenEinrichtungen, wie zum Beispiel Schulen, Spitäler,
Kindergärten, Pensionistenheimeusw., und die Schaffung von notwendigem Bauland bzw. von Grundreserven.
Insgesamt wurden 497.000 m2 angekauft. Die Beschaffung von Grundstücken für das Wohnbauprogramm, be¬
sonders im verbauten Gebiet, stößt auf immer größere Schwierigkeiten, da bei den Grundeigentümern in den
meisten Fällen geringe Verkaufswilligkeit herrschte und die geforderten Preise meist überhöht waren.

Eine der wesentlichstenAufgaben der Abteilung bestand auch darin, die zunehmenden Aktivitäten der Stadt
Wien auf dem Gebiet der Stadterneuerung  zu bewältigen, soweit Grundtransaktionendamit verbun¬
den waren. Primär davon betroffen waren das bereits beschlossene Assanierungsgebiet Ottakring und die pro¬
jektierten Assanierungsgebiete„Gumpendorf“ im 6., „Wilhelmsdorf“ im 12., „Storchengrund“ im 15. Bezirk so-
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wie die Untersuchungsgebiete im 7., 9- und 18. Bezirk . Dazu kamen noch einige andere im dicht verbauten Ge¬
biet gelegene Blöcke , die ebenfalls einer Sanierung zugeführt werden sollten oder über die nach Maßgabe der
Möglichkeiten künftig ebenfalls die Assanierungsverordnung verhängt werden wird . In Ottakring war die Abtei¬
lung bis 31. August mit der Überwachung der Tätigkeit des dort eingesetzten Gebietsbetreuers befaßt , dessen
Aufgabe es ist, die von der Bevölkerung unmittelbar herangetragenen Probleme im Einvernehmen mit der Ab¬
teilung selbst bzw. mit den davon betroffenen Dienststellen des Magistrates einer Lösung zuzuführen . Darüber
hinaus wurde in diesem eng begrenzten Gebiet die Liegenschaft Wichtelgasse 5 erworben . Mit den Eigentü¬
mern einer Ergänzungsfläche für den bereits in der Gestaltungsphase befindlichen Park stehen die Verhandlun¬
gen vor dem Abschluß . In den übrigen künftigen Assanierungsgebieten wurden auf Grund von Anregungen der
MA 21 Verhandlungen mit den betroffenen Grundstückseigentümern geführt . Im 6. Bezirk sind die Verhand¬
lungen mit den Eigentümern der Liegenschaft Millergasse 31 erfolgreich abgeschlossen worden ,der Antrag steht be¬
vor.Der Ankauf der LiegenschaftMillergasse 39 wurde vom WienerGemeinderatam 12.Dezembergenehmigt .Im 12.
Bezirk konnte vorerst der Ankauf der Liegenschaft Bendlgasse 20 beantragt werden , der ebenfalls am 12. De¬
zember genehmigt wurde , am gleichen Tag wurden im 15. Bezirk die Ankäufe der Liegenschaften Storchen¬
gasse 22 und Rauchfangkehrergasse 23 —25 genehmigt . Ebenso ist in den Gebieten im 7., 9. und 18. Bezirk be¬
gonnen worden , die Ankaufsmöglichkeiten der Stadt Wien zu prüfen.

Im Frühjahr 1979 erhielt die Abteilung den Auftrag , die zur Arrondierung des Geländes des ehemaligen Flug¬
platzes Aspern notwendigen Flächen zu erwerben . Davon sind insgesamt 14 Grundeigentümer betroffen , deren
Grundstücke zu verschiedenen Terminen der Republik Österreich übergeben werden müssen , um diese in die
Lage zu versetzen , ihre gegenüber General Motors eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen . Insgesamt han¬
delt es sich dabei um Flächen im Ausmaß von 200.000 m2, von denen 115.000 m2 noch 1979 zur Verfügung
stehen sollten . Durch die Tätigkeit der Abteilung wurde es möglich , daß die für den Baubeginn notwendigen
Flächen durch abgeschlossene Ankäufe bzw. vorzeitige Benützungsübereinkommen termingerecht übergeben
werden konnten . Derzeit sind die Ankäufe verschiedener Arrondierungsflächen und der Tauschvertrag mit der
Republik Österreich über 512.000 m2 beantragt . Darüber hinaus wurden rund 35.000 m2 für die sogenannte
„Optionsfläche “ angekauft , ein Antrag über 28.000 weitere Quadratmeter steht bevor.

Einen weiteren wichtigen Aufgabenbereich der Transaktionsabteilung betrifft die Vergabe von Baurechten für
Wohnzwecke und für gewerbliche Betriebe , den Abschluß von Servitutsverträgen und das Entschädigungsüber¬
einkommen für den U-Bahn-Bau. Zur Sicherstellung des U-Bahn-Baues wurden Transaktionen durchgeführt,
die auf den Erwerb von Grundeigentum , von Grunddienstbarkeiten und anderen sehr vielfältigen Benützungs¬
berechtigungen abzielen . Dazu gehören ebenso Berechtigungen zur temporären Inanspruchnahme fremder Lie¬
genschaften in unmittelbarem Zusammenhang mit dem U-Bahn-Bau wie begleitende Schutzmaßnahmen zur
Sicherung von Baulichkeiten im Bereich fremder Liegenschaften . Diese Tätigkeit ist zwar mit einem verhältnis¬
mäßig geringen Kostenaufwand verbunden , aber dennoch sehr arbeitsintensiv . Wie bei den meisten Transaktio¬
nen für den U-Bahn-Bau waren die Verhandlungen nicht im Korrespondenzweg allein, sondern auch an Ort
und Stelle durchzuführen . Da die Liegenschaften meistens im grundbücherlichen Miteigentum von mehreren
Personen stehen , mußten Zustimmungserklärungen auf sehr mühsame und zeitaufwendige Weise eingeholt
werden , wenn die Gebäudeverwalter oder Rechtsanwälte sich nicht bereit erklärten , alle Eigentümer zu vertre¬
ten . Für den Ausbau der U-Bahn wurden die Liegenschaften in 22, Attemsgasse 6, 8, 10—12, 14, 16 gekauft , ein
Dienstbarkeitsvertrag mit dem Chorherrenstift Klosterneuburg betreffend 22, An der Oberen Alten Donau er¬
gänzt sowie ein Dienstbarkeitsvertrag mit dem Bundesstrombauamt betreffend das Betriebsgleis U 3—U 4 ab¬
geschlossen . Der Abschluß des Servitutsvertrages betreffend die Integrierung des provisorischen Lüftungsbau¬
werkes Neuer Markt im Haus 1, Neuer Markt 8 a, steht unmittelbar bevor . Für die Sicherstellung der Flächen
für die künftigen U-Bahn-Linien U 3 und U 6 wurden Kontaktgespräche aufgenommen . Ein Kaufantrag für
den Erwerb der Liegenschaft in 3, Landstraßer Hauptstraße 11, wurde dem Gemeinderat vorgelegt.

Die Tätigkeit im U-Bahn -Referat ist jedoch nach Abschluß des Vertrages im Gegensatz zu einer gewöhnli¬
chen Transaktion nicht beendet . Vielmehr fungiert die Abteilung während der gesamten Baudauer im Bereich
der vom Baugeschehen betroffenen Liegenschaften auf Grund ihrer während den Verhandlungen aufgebauten
Kontakte zu den Grundeigentümern als vermittelndes Organ zwischen den technischen Dienststellen und den
Liegenschaf tseigentümem.

Für den zweiten Bauabschnitt der Straßenbahnlinie 64, der Verlängerung bis Siebenhirten , wurden sämtliche
notwendigen Transaktionen abgeschlossen , so daß die Linie zum geplanten Termin ihren Betrieb aufnehmen
konnte . Gekauft wurden 23, Erlaaer Straße 94, 23, Dr .-Hans -Wenzel -Gasse 6, 8, 10, Perfektastraße 62 und Ket¬
zergasse 72, 74 —76. Die letzten offenen Transaktionen betreffend 23, Perfektastraße 60 und Perfektastraße —
Demjacgasse wurden im Oktober bzw. November 1980 genehmigt.

Der ständige Ausbau des städtischen Straßennetzes bringt es mit sich , daß für diese Zwecke eine größere An¬
zahl von Transaktionen abgeschlossen werden müssen . In mehreren Fällen war die Stadt Wien gezwungen , ge¬
gen jene Grundeigentümer ein Enteignungsverfahren einzuleiten , die zu einer freiwilligen Veräußerung der
Straßengrundflächen nicht bereit waren oder einen übermäßig vom Verkehrswert abweichenden Preis gefördert
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hatten. Die Behörde ist aber im Zuge des Enteignungsverfahrens gesetzlich verpflichtet, den Parteien eine gütli¬
che Einigung vorzuschlagen, die in vielen Fällen von den Grundeigentümern akzeptiert wurde, so daß die Zahl
der tatsächlich ergangenen Enteignungsbescheideverhältnismäßig gering war. Für den Ausbau der Verkehrsflä¬
chen wurden rund 14.000 m2 Grundflächen erworben.

Zur Sicherstellung der infrastrukturellen Einrichtungen konnten Transaktionen getätigt werden, die den An¬
kauf von Gründen für Schulbauplätze, Kindergärten, Müllablagerung, Wasserschutz. Pensionistenheime usw
zum Gegenstand hatten. Das Ausmaß der für diese Zwecke erworbenen Flächen betrug 209.000 m2.

Im Zuge der Durchführung des verbesserten Hochwasserschutzes waren auch 1980 mit privaten Eigentü¬
mern, den Österreichischen Bundesbahnen und dem Amt der NiederösterreichischenLandesregierungVer¬
handlungen über Ankäufe und die Einräumung von Dienstbarkeitenzu führen, die jedoch zufolge der Schwie¬
rigkeit dieser Verhandlungen noch nicht zum Abschluß gebracht werden konnten.

Im Bereich des Wald- und Wiesengürtelskonnten zur Sicherung des ErholungsraumesGrundankäufe im
Ausmaß von 26.000 m2 getätigt werden.

Die wirtschaftliche Lage und die fortschreitendeGeldentwertung bringen es mit sich, daß immer mehr Ver¬
tragspartner nur dann zum Abschluß einer Transaktion bereit sind, wenn ihnen geeignete Tauschgrundstücke
zur Verfügung gestellt werden. Die Abteilung versucht daher, auch Grundstücke zu erwerben, die für Tausch¬
zwecke oder zur Verwertung im Rahmen des Siedlungsprogrammes der Stadt Wien herangezogen werden kön¬
nen.

Die Grundverkäufe  beliefen sich auf rund 396.000 m2 und gliedern sich zum größten Teil in Ver¬
käufe für Betriebsansiedlungen, Baureifmachungen und Übertragungen von Baurechtsgründen in das Privateigen¬
tum. Für Baureifmachungen privater Grundstücke wurden 24.000 m2 verkauft oder gegen Entgelt dem öffentli¬
chen Gut zugeschrieben. Die Veräußerung von Betriebs- und Industriegrundstückenumfaßte insgesamt eine
Fläche von 72.000 m2.

Eine Reihe von Ankäufen  im Jahre 1980 ist besonders hervorzuheben, zum Beispiel der Kauf der Lie¬
genschaft in 22, Attemsgasse, im Ausmaß von 11.253 m2 zur Sicherung der Trasse der U-Bahn-Linie U 1 im
XIII. Bauabschnitt. Für den Bau einer Wohnhausanlagein 22, Erzherzog-Karl-Straße 100 — Lettenhaufen, er¬
folgte der Kauf einer Liegenschaft im Ausmaß von 11.400 m2, für die Errichtung eines Pensionistenheimesin 7,
Schottenfeldgasse 25 und 27, ein weiterer im Ausmaß von 4.086 m2. Der Erwerb der Liegenschaft in 22, Rau¬
tenweg, im Ausmaß von insgesamt 2,948.417 m2 wurde getätigt für die Errichtung einer Müllverwertungsanlage
sowie für die Ansiedelung von Industrie- und Gewerbebetrieben. Für die Südrandbebauung in 23, südlich Vösen-
dorfer Straße(Rotes Kreuz) wurden Flächen von insgesamt 29.025 m2 gekauft, für einen Wohnbau 12.410 m2 in
3, Lechnerstraße2—4. Der Sicherstellung des IndustriegebietesAspern diente der Kauf von 32.034 m2 in 22,
südlich der verlängerten Wolfgang-Mühlwanger-Straße in der sogenannten Optionsfläche, der Kauf von
18.173m2 in 11, Dampfmühlgasse5 — Simmeringer Hauptstraße 24—28 — Am Kanal der Betriebsansied-
lung, der Kauf von 12.846 m2 in 22, GroßenzersdorferStraße — Aspern der Sicherstellung des Bauplatzes für
General Motors Austria. Für die städtebauliche Neugestaltung des Areals und die Errichtung von Naherho¬
lungsflächen für die Bevölkerung wurden 9 310 m2 in 6, Linke Wienzeile 24—32 gekauft, für die Herstellung
der Grundbuchsordnung durch wechselseitige Übertragung von in der Natur bereits für öffentliche Schulen ge¬
nutzte Flächen wurden 17.721 m2 erworben. Der Betriebsansiedlung in 11, Haidestraße — 5. Haidequerstraße
diente der Erwerb von 37.029 m2.

Die Aufgabe der Freimachung  städtischer Liegenschaftenvon Bestand- und Nutzungsrechten zur
Durchführungder Hoch- und Tiefbauvorhaben sowie anderer Kommunalvorhabenwurde in den letzten Jahren
auf eine neue gesetzliche Basis gestellt. Nach der Mietengesetznovelle1974 haben nunmehr die Mieter einen
Rechtsanspruchauf eine Natural- oder Geldleistung. Weitere Schutzbestimmungensind im Landpachtgesetz
sowie im Bundesgesetzüber das Kleingartenwesenenthalten. Bei der Freimachungvon Bestandobjekten, die
von Handels- oder Gewerbebetriebengenutzt wurden, konnte die Stadt Wien oft nicht ein nach Lage und Be¬
schaffenheit geeignetes Ersatzobjekt zur Verfügung stellen. Die betroffenen Bestandnehmermüssen dann mei¬
stens auf den privaten Sektor verwiesen werden, um sich selbst geeigneten Ersatz zu beschaffen, wobei ihre
Rechte in Form einer finanziellen Entschädigungabgegolten werden. Weiters war zu prüfen, ob eine Freima¬
chung im ordentlichen Rechtsweg termingerechtzu erreichen war bzw. mußte in diesem Fall der Rechtsweg be¬
schritten werden. Derartige Verhandlungenwurden oft unter starkem Zeitdruck geführt, wenn die Stadt Wien
zur Durchführung des geplanten Bauvorhabens noch weitere Liegenschaften erwerben mußte und die Freima¬
chung erst nach erfolgter Übernahme dieser Liegenschaften durchgeführt werden konnte.

Zur Durchführung des städtischen Wohnbauprogrammeswaren für den Straßenbau, Schulbau sowie für As¬
sanierungszwecke Geschäftsmieter und Gewerbebetriebeumzusiedeln oder auch Gärtnereibetriebeaufzulösen,
damit die Flächen der Verbauung zugeführt werden konnten. Ferner mußte mit einigen Wohnungsmietem eine
Vereinbarungüber die Auflösung ihrer Rechte getroffen werden ebenso mit Lokalmieternüber die teilweise
und gänzliche Auflösung ihrer Mietrechte, um die Durchführung und die termingerechte Weiterführung der
Bauarbeiten für den U-Bahn-Bau sicherzustellen.
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Für das Projekt des verbesserten Hochwasserschutzes konnten die zur Durchführung des Bauvorhabens not¬
wendigen Freimachungsvereinbarungengetroffen werden. Im Bereich des Einlaufbauwerkes im Zuge des Entla¬
stungsgerinnes am linken Donauufer war es bisher nicht möglich, mit einem Bestandnehmer eine einvemehm-
liche Auflösung seines Bestandrechtes zu erreichen. In dem eingebrachten Kündigungsverfahren wurde in er¬
ster Instanz der Kündigung stattgegeben. Der Bestandnehmer hat gegen das Urteil jedoch Berufung eingelegt.
Das Berufungsverfahren ist im Zuge.

In den Rahmen der Tätigkeit der Grundfreimachungfällt auch die Bewertung der Kulturen und Anlagen auf
jenen Kleingartenflächen, die zur Durchführung von Bauvorhaben der Stadt Wien notwendig sind, sowie auf je¬
nen städtischen Liegenschaften, die in der Folge für den Ausbau von Bundesstraßen beansprucht werden. So
mußten 1980 die Bewertungen von 17 Kleingartenlosen durchgeführtwerden. Sie bilden die Grundlage für eine
Vergleichsregelungmit dem Zentralverband der Kleingärtner, Siedler und Kleintierzüchter Österreichs. Die
von den einvemehmlich bestellten gerichdich beeideten Sachverständigen ermittelten Werte wurden in einem
Kündigungsverfahrenaußer Streit gestellt. In der Mehrzahl der Fälle war dennoch die Einbringung einer Kün¬
digung nicht erforderlich und es konnte eine rasche Räumung der Flächen durch die Unterbestandnehmerer¬
reicht werden. Im Zuge des beabsichtigten Erwerbes von Liegenschaften mit den sich darauf befindlichen Bau¬
werken und den zum Teil zahlreichen und verschiedenartigenBestandverhältnissen wurden die voraussichtlich
zu erwartenden Kosten berechnet bzw. geschätzt, die mit der Auflösung der Bestandrechte unter Annahme der
derzeitigen Rechtslage und der zum Zeitpunkt des Erwerbes beabsichtigtenkünftigen Verwendung verbunden
sind.

Im Jahre 1980 mußten für 93 FreimachungsvereinbarungenAnträge auf Genehmigunggestellt werden; hie-
für waren Gesamtkosten von rund 37,340.000 S notwendig.

Die Abteilung hat gemäß der Geschäftseinteilungfür den Magistrat der Stadt Wien die Verwaltung aller
Grundstücke zu führen, die der Stadt Wien allein oder im Miteigentum gehören, sofeme nicht eine andere Ma¬
gistratsabteilung ausdrücklich im Einzelfall als fachbezogen verwaltende Dienststelle zuständig ist.

Bei den von der Abteilung im Rahmen der AllgemeinenLiegenschaftsverwaltung verwalteten Grundstücken,
Praterparzellen ausgenommen, handelt es sich in der Regel um Grundflächen, die entweder für Tauschzwecke
oder in Hinblick auf den Flächenwidmungs- und Bebauungsplan für eine Nutzung und Verwaltung durch an¬
dere Magistratsabteilungen in Zukunft vorgesehen sind. Da diese Grundstücke einerseits jederzeit frei verfügbar
sein sollen, dieser Zweck aber meist nur durch unproduktives Brachliegen erreicht wird, andererseits wirtschaft¬
lich bedeutsame Pacht- und Mietzinse nur bei entsprechender Beschränkung der freien Verfügbarkeit erzielbar
sind, ist es Aufgabe der Liegenschaftsverwaltung, in Hinblick auf die Regelungen des § 84, Absatz 2 Wiener
Stadtverfassung und des § 38, Absatz 1 und 2 der Geschäftsordnungder Stadt Wien laufend in jedem Einzelfall
genau abzuwägen, welcher Nutzung ein Grundstück zugeführt werden soll. Dabei ist unter anderem auch zu be¬
rücksichtigen, daß die in ein Grundstück getätigten Aufwendungen, wie zum Beispiel für Rodung, Begrünung,
Einzäunung, durch den im voraus meist nicht feststehenden Zeitraum bis zu einem Abtausch oder bis zu einer
Zuführung zu einem gemäß Flächenwidmungs- und Bebauungsplan vorgegebenen Endzweck oft trotz aller auf¬
gewandter Sorgfalt einen Verlust darstellen. Aus diesem Grund strebt die Liegenschaftsverwaltung, zumindest
bei den Grundstücken, deren direkte Verwertung durch eine andere fachbezogen verwaltende Dienststelle zeit¬
lich bereits fixiert ist, eine rasche Verwaltungsübergabe an die sodann fachbezogen verwaltende Dienststelle an.

Die Liegenschaftsverwaltungbeginnt in der Regel ab dem Erwerb eines in ihre Zuständigkeit fallenden
Grundstückes. Sie hat die Aufgabe, den für die Stadt Wien wirtschaftlich, rechtlich und verwaltungstechnisch
optimalen Zustand herzustellen, da vielfach eine bloße Fortsetzung der Verwaltung, wie sie der bisherige Eigen¬
tümer praktizierte, den Bestimmungendes § 84, Absatz 2 Wiener Stadtverfassung und des § 38, Absatz 1 der
Geschäftsordnungder Stadt Wien widerspräche. So gelang es auch 1980 in zahlreichen Fällen, sofort nach dem
Ankauf geordnete Verhältnisse, vor allem auf abgabenrechtlichemGebiet, herzustellen oder rechtlich nicht völ¬
lig haltbare Nutzungsverträgenicht nur zu sanieren, sondern dabei auch das Entgelt entsprechend anzuheben.
In der Folge waren die das jeweilige Grundstück betreffenden Daten nicht nur evident zu halten, sondern bei
deren Änderungen sofort zu berichtigen. Durch die umfangreiche Bautätigkeit Privater sowie der öffentlichen
Hand änderten sich primär zwar nur die Grundstücksausmaße, zwangsläufig wurde aber dadurch ein gewaltiger
Verwaltungsaufwand hervorgerufen, da alle bestehenden Unterlagen einschließlich Verträge, Steuerbescheide,
Versicherungen usw. berichtigt werden mußten, um die Stadt Wien vor Nachteilen zu bewahren. Zu dieser
Evidenthaltung gehören an sich auch eine regelmäßige Besichtigung der Grundstücke sowie eine Revision lang¬
jährig unveränderter und damit unkontrollierterDaten. Bedingt durch den Arbeitsanfall und die Weitläufigkeit
mancher Bezirke konnte eine Besichtigung nur stichprobenweiseerfolgen. Im Jahre 1980 wurde weiter daran
gearbeitet, eine sowohl für die in der Abteilung zu vergebenden als auch für alle im gesamten Magistrat abzu¬
schließenden Nutzungsberechtigungeneinheiüiche Bemessungsgrundlage für den Bestandzins zu fixieren, die
neben der örtlichen Lage auch den Nutzungszweck berücksichtigt und bei einer Minimierung des Verwaltungs¬
aufwandes einen maximalen Ertrag in Hinblick auf Angebot und Nachfrage bringt. Da sich die 1979 erprobten
Bemessungsgrundlagen bewährt hatten, wurde 1980 versucht, darüber noch hinauszugehen.
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Neben solchen generellen Maßnahmen wurde auch jede sich bietende Gelegenheit benützt, um bestehende
Bestand- bzw. prekaristische Benützungsübereinkommenso umzuwandeln, daß sie dem § 84 Absatz 2 Wiener
Stadtverfassung und § 38 Absatz 1 Geschäftsordnungder Stadt Wien entsprechen. So wurden zahlreiche Be¬
standzinse wesentlich angehoben und erstmalig einer Wertsicherungsklauselunterworfen. Diese Bemühungen
um höhere Einnahmen haben insofeme Erfolg gehabt, als die Einnahmen aus der Vielzahl der Flächenvermie¬
tungen den Budgetansatz voraussichtlich um rund 13 Prozent übersteigen werden.

Außer der MA )1 haben auch noch andere Dienststellen auf städtischen Grundstücken Sport- und Spielanla¬
gen errichtet, die größtenteils unter das im Juni 1978 beschlossene Sportstättenschutzgesetzfallen. Da meist
eine Verwaltungsübergabe an eine fachbezogen verwaltende Dienststelle (MA 42, 49 oder 51) auf Grund der
Flächenwidmung ausgeschlossen ist, ergaben sich aus diesen Handlungen neben einem in Hinblick auf die zivil-
und strafrechtlicheHaftung des einzelnen Referenten entsprechenden zusätzlichen Verwaltungsaufwand auch
weitere Kosten. So zum Beispiel kostet die rechtlich und technisch richtige Einzäunung eines für Kinder ge¬
dachten und adaptierten Fußballfeldes rund 350.000 S, wobei auf Grund des Sportplatzschutzgesetzes die freie
Verfügbarkeit des Grundstückes nicht jederzeit gegeben ist. Im Rahmen einer bürgemahen Verwaltung kommt
aber gerade der Etablierung solcher Freizeiteinrichtungengrößte Bedeutung zu, weshalb auch dieser Wunsch
der Bevölkerung von den verschiedenenBezirksvertretungen entsprechend akzentuiert wird. Es gilt daher, sei¬
tens des Magistrates einen entsprechenden Weg für die Realisierung zu suchen. Uber Anregung der Abteilung
hat im Jahre 1980 nunmehr auch die MD-Verwaltungsorganisation dieses Problem aufgegriffen und in Zusam¬
menarbeit mit den betroffenen Dienststellen einen Maßnahmenkatalog erarbeitet. Die von der Abteilung aufge¬
zeigten Schwierigkeiten und Lösungen wurden dabei weitgehend berücksichtigt.

Seit Februar 1979 besteht eine neue Geschäftsordnungfür den Magistrat der Stadt Wien. An der General¬
kompetenz der Abteilung bei der Verwaltung städtischer Grundstücke wurde festgehalten. Um zu überprüfen,
ob sich der Kompetenzumfanganderer grundverwaltenderDienststellen geändert hat, insbesondere im Bereich
des Problems der Sport- und Spielplätze(MA 42, 49, 51), hat die Abteilung diese Frage an die MD-Verwaltungs¬
organisation herangetragen. Auch vom Kontrollamt wurde im Jahre 1980 dieses Problem an Hand von Einzel¬
fällen aufgeworfen und dabei die Ansicht der Abteilung, daß die Zuordnung zu fachbezogenenDienststellen
nach einheitlichen und überschaubarenGrundsätzen erfolgen sollte, für zutreffend erklärt. Demgemäß wurde
der MA 40 aufgetragen, unter Beiziehung der Abteilung zusammen mit den grundverwaltendenDienststellen
bis Jänner 1981 Grundsätze einer einheitlichen Verwaltungszuständigkeitzu erarbeiten und der MD-Verwal-
tungsorganisationvorzulegen; bei einer allfälligen Novellierung bzw. Neufassung der Geschäftseinteilungfür
den Magistrat der Stadt Wien würden sodann die dabei erarbeiteten Grundsätze durch die MD-Verwaltungs¬
organisation eine entsprechende Berücksichtigung finden. Im Zusammenhang damit hat die Abteilung im Jahre
1980 unter Beiziehung der MA 40 Informationsgespräche mit Vertretern der MA 28, 42, 47, 51 und 52 geführt.
Dabei mußte leider festgestellt werden, daß die Nutzung sowie die Bestandgabe städtischer Grundflächen in vie¬
len Fällen nicht immer nach einheitlichen Grundsätzen erfolgten. Eine den geltenden Richtlinien entspre¬
chende Vereinheitlichung der Verwaltungsgrundsätze wäre anzustreben. Das gilt auch für die Abfassung von
Bestands- und Benützungsübereinkommenin der Form, wie sie bei der Abteilung gehandhabt werden.

Einer Anregung des Kontrollamtesfolgend wurde die Hauptfeststellungder Einheitswerte für die land- und
forstwirtschaftlichen Grundflächenzum Anlaß genommen, im Einvernehmen mit der MD-Verwaltungsorgani-
sation eine Neuregelungbetreffend Einheitswertbescheideund Verkehr mit den bezughabenden Finanzdienst¬
stellen für den gesamten Magistrat zu treffen. Demnach obliegt ab sofort die Evidenthaltungder Einheitswert¬
bescheide für das land- und forstwirtschaftliche Vermögen nicht mehr den grundverwaltendenDienststellen,
sondern der MA 40, die auch ausschließlich den fachbezogenenVerkehr mit den Finanzdienststellenbesorgt.
Es wird erwartet, daß diese Maßnahme in den folgenden Jahren nicht nur eine Straffung und Übersichtlichkeit
in diesem Sektor der Grundstücksverwaltungnach sich zieht, sondern auch Kosteneinsparungenwie Vermei¬
dung von Doppelzahlungen und Einnahmenerhöhungen (besserer Überblick hinsichtlich Rückersatzansprüche
gegenüber Mietern, Pächtern usw.) erzielt werden.

Mit Wirkung vom 1.Jänner 1980 sollte im 21. und 22. Bezirk der Versuch einer weitgreifenden Verwaltungs¬
dezentralisierung beginnen. Die Abteilung hatte bereits ab Mitte 1979 mit den betroffenen Bezirksvorstehern
diesbezüglich Kontaktgesprächeaufgenommen, um die abteilungsinterneArbeit mit den Bezirkswünschen bes¬
ser koordinieren zu können. Im Jahre 1980 haben die Bezirksvorsteher die Kontaktgesprächeauch auf andere
Abteilungenausgedehnt und damit diese Anregung der Abteilung institutionalisiert.

Auf Grund des mit der Wienerberger Baustoffindustrie AG abgeschlossenenKaufvertrages, in der Fassung
1972, war die Firma berechtigt, das vertragsgegenständliche Areal weiter abzubaüen und dann wiederanzuschüt-
ten; vertraglich ist vorgesehen, daß die Stadt Wien erst ab 1.Jänner 1979 von dem Vertragspartner die Einstel¬
lung dieser Arbeiten verlangen kann. Das weitläufige Gelände war Gegenstand eines mehrstufigen städtebauli¬
chen Wettbewerbes. Da der Herr Bürgermeister dem Wunsch der Jury zustimmte, jegliche weitere Geländever¬
änderung in Hinblick auf eine gedeihliche Planung zu unterbinden, hat die Abteilung ihr vertragliches Recht so
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ausgeübt, daß ab 1. Jänner 1979 Schüttungen und sonstige Geländeveränderungengestoppt wurden. Die von
der Wienerberger Baustoffindustrie AG gewählten Geländeformensowie die sichtbaren Risse im Erdreich führ¬
ten zu einer genauen technischen Untersuchung seitens des Magistrates, deren Ergebnis durch ein privates
Sachverständigengutachtenuntermauert und bestätigt wurde. Danach ist die Geländeveränderungvertragswid¬
rig, nicht fachgemäß vorgenommenworden, so daß akute Rutschgefahr in lebensgefährlichem Ausmaß besteht.
Die Beseitigung dieser Gefahr im unbedingt nötigen Ausmaß wird nach letzten Schätzungen der MA 29 voraus¬
sichtlich zwischen 5,5 und 6 Millionen Schilling kosten. Im Jahre 1980 hat die Abteilung versucht, die Firma
Wienerberger Baustoffindustrie AG zu rascher Sanierung zu bewegen. Obwohl seitens der Generaldirektion ent¬
sprechende Zusagen bestehen, wurde bisher durch die Firma keine tatsächliche Abhilfe vorgenommen. Die Ab¬
teilung hat daher in Zusammenarbeitmit der MA 26 für eine laufende Absicherung des Geländes durch Wam-
tafeln, Zufahrtssperren usw. Sorge getragen. Die örtliche Baupolizei hat auf Grund der passiven Ffaltung der
Firma dem Grundeigentümer Stadt Wien, entsprechend dem vorliegenden geologischen Gutachten, den Sanie¬
rungsauftrag erteilt. Nach Vorliegen des Ergebnisses des städtebaulichen Wettbewerbesim Flerbst 1980 hat die
Abteilung die MA 29 als bauliche Fachdienststelle ersucht, nunmehr die öffentliche Ausschreibungder Arbei¬
ten vorzunehmen.

Auf Grund eines Vorjahren ohne Mitwirkung der Abteilung als verwaltende Dienststelle zustande gekomme¬
nen Mietvertrages zwischen der Stadt Wien und der Republik Österreich einerseits, die je zur Hälfte Grundei¬
gentümer (Miteigentum zu ideellen Anteilen) wird, und der Auhof-Betriebs GmbH anderseits betreffend Errich¬
tung und Betrieb einer Autobahnraststationmit Hotel an der Autobahnwesteinfahrthaben der Bestandnehmer
bzw. die Unterbestandnehmer im April 1979 den Betrieb des Hotels und im Mai 1980 den Betrieb einer Tank¬
stelle aufgenommen; die übrigen Baulichkeiten der Raststation bestehen noch nicht. Vertragsgemäß ist das Ho¬
tel den Grundeigentümern als Eigentum zugewachsen. Im Vertrag ist auch vorgesehen, daß die winterliche Rei¬
nigung der Parkplätze und Verkehrsflächen sowie die gärtnerische Betreuung der Grundflächen den Bestandge¬
bern zufallen. Soweit bisher bekannt ist, weigern sich sowohl Autobahnverwaltung-Technischer Dienst als auch
MA 48 als Vertreter der Bestandgeber, auf ihre Kosten die Schneesäuberungund Streuung bei Eisbildung vor¬
zunehmen. Die von einer privaten Firma verlangten Beträge belaufen sich für die winterliche Betreuung
1979/80 auf rund 400.000 S. Die Gesamteinnahmender Bestandgeber machen derzeit rund 520.000 S jährlich
aus. Auf Grund der Generalkompetenzwird das Areal samt Hotel derzeit durch die Abteilung verwaltet. Da es
sicherlich aber nicht Aufgabe der Abteilung sein kann, auf Dauer einen Hälfteanteil an einem Hotel samt dazu¬
gehörigen Park- und Grünflächen zu verwalten und laufend zu betreuen, ist man bemüht, eine geeignete Lö¬
sung herbeizuführen. Die für 1980 geplante Errichtung eines großflächigen Lkw-Abstellareals in unmittelbarer
Nähe der Raststation unter Inanspruchnahmestädtischer und bundeseigenerGrundflächenwird derzeit durch
die Finanz- und technischen Dienststellen neu überdacht.

Der vom Bundesministerium für Justiz 1979 ausgesandte Entwurf eines neuen Wohn- und Mietengesetzes
(WMG) betraf auch alle von der Abteilung verwalteten Grundflächen. Dazu wurde eine 30 Seiten umfassende
schriftliche Stellungnahmeabgegeben. Das Bundesministeriumhat 1980 einen neuerlichen Entwurf zur Begut¬
achtung ausgesandt. Fast allen von der Abteilung erhobenen Bedenken wurde darin Rechnung getragen, so daß
von einer neuerlichen eingehenden Stellungnahmeabgesehen werden konnte.

Um der Parkplatznot im innerstädtischenBereich besser begegnen zu können und doch die jederzeitige freie
Verfügbarkeitder städtischen Grundstücke halbwegs sicherzustellen, wurde 1980 die Aktion fortgesetzt, den
beiden KraftfahrervereinigungenARBÖ und ÖAMTC zu günstigen Konditionen geeignete leere Liegenschaf¬
ten, wie zum Beispiel Baulücken bis zur Wiederbebauung, mit der Auflage in Nutzung zu geben, darauf Park¬
plätze einzurichten. Da die von den beiden Organisationengewünschten Flächen vornehmlich im innerstädti¬
schen Bereich liegen, diese aber entsprechend dem Revitalisierungskonzeptder Stadt Wien sofort nach Ab¬
bruch des Altgebäudesdem nach dem FlächenwidmungsplanvorgesehenenZwecke zugeführt werden, ist der
Vermietungsumfang derzeit stark rückläufig. Mit MD-Erlaß vom 25. Juni 1980, MD-1401-1/79, wurde eine
Neuregelung der Vorgangsweise beim Abbruch gemeindeeigener Gebäude getroffen. Wurde die Abteilung
durch die MA 40 als grundverwaltendeDienststelle genannt, so hat sie bisher danach getrachtet, etwa vorhan¬
dene Baulichkeiten sofort abbrechen zu lassen. Die entsprechende Beschlußfassung wurde entweder durch die
Baudienststelle(MA 26 und 27) herbeigeführt oder war bereits im Ankaufsantrag der Abteilung inkludiert. Nun¬
mehr ist eine Begehung im Beisein eines Bezirksvertreters und eine Beschlußfassung durch den Gemeinderats¬
ausschuß Vermögensverwaltung, städtische Dienstleistungen, Konsumentenschutz vorgesehen, bevor die Bau¬
dienststelle tätig werden kann. Durch diese neuen Maßnahmen wird aber erwartet, daß sich der Abbruch zeit¬
lich weit mehr verzögert, als dies bisher der Fall war.

Im Jahre 1980 hat die Abteilung bei der MA 6 angeregt, die EDV-Daten der Buchhaltungsabteilungenso zu
gestalten, daß Querverbindungen zu Einheitswerten, Aktenzeichen, Grundsteuerbescheidnummemusw. herge¬
stellt werden können. Die für die verwaltenden Dienststellenwichtigen Querverbindungensind nach Meinung
der MA 6 erst herstellbar, bis dafür eigene Programme bewilligt und installiert sind. Um den Zeitraum bis zur
EDV-mäßigen Erfassung aller die Grundverwaltungbetreffenden Daten organisatorisch halbwegs zu erfassen,
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wurden in der Abteilung im Jahre 1980 Kriterien erarbeitet, nach denen an Hand von Karteikartenzumindest
diejenigen wichtigen Daten einheitlich erfaßt werden können, die vom Magistrat sonst in keiner Form evident
gehalten werden; Daten, für die andere Dienststellen verantwortlichsind, wie zum Beispiel Buchhaltung, MA
40 usw., werden dafür nicht mehr evident gehalten. Durch diese Konzentration soll erreicht werden, daß weder
Daten verlorengehen noch daß durch Doppelgleisigkeit Arbeitszeit verschwendet wird.

Die Wiener Landwirtschaftskammer hat sich an die Stadt Wien um Hilfe für die Wiener Weinhauer, speziell
im 19. Bezirk, gewandt. Die Kammer verweist auf die hohen Produktionskosten in Wien sowie auf den hohen
Stellenwert der Tätigkeit der Weinhauer als Landschaftspfleger. Würde den Hauern keine rasche wirtschaftliche
Hilfe zuteil werden — sei es im Bereich eines reduzierten Pachtschillings, sei es durch direkte Förderungsmaß¬
nahmen —, so wäre in Kürze mit einer Stillegung der Weinbaugebiete und damit mit einer Verödung der für
Wien typischen Weinkulturlandschaftzu rechnen. Seitens der MA 4 und 69 wurden im Jahre 1980 entspre¬
chende Lösungsmodelle erarbeitet und den politischen Organen zur Beratung bzw. Genehmigung vorgelegt.

Die Abteilung hat auch im Jahre 1980 wieder zahlreiche sanitäre Obeistände im Sinne der Magistratskund¬
machung über die Reinhaltung von Grundstücken beseitigen lassen. Leider mußte dabei wieder festgestellt wer¬
den, daß die Kontrahenten der Stadt Wien (MA 42 bzw. 48) trotz Ausschreibungder Arbeit nach Auffassung
der Abteilung unverhältnismäßig hohe Preise verlangen. Der Grund hiefür liegt darin, daß es sich bei den Kon¬
trahenten teilweise um Gärtnereibetriebehandelt, die berechtigt sind, Stundenlöhne für gärtnerische Gestaltung
zu verrechnen. Für die Beseitigung sanitärer Ubelstände sollte daher wegen der hohen Kosten solche Betriebe
nicht herangezogenwerden. Als günstiger hat sich die Einschaltungvon Transportfirmenund Landwirten der
näheren Umgebung mit geeignetem Maschinenparkerwiesen. Von der Ausschreibungder durchzuführenden
Arbeiten wird nur bei notwendigen Sofortmaßnahmenund Arbeiten bis zur Höhe von 10.000 S Abstand ge¬
nommen.

Im Jahre 1980 wurde festgestellt, daß die MA 28-Bundesstraßenverwaltung seit geraumer Zeit städtische, von
der Abteilung verwaltete Grundflächen in Anspruch nimmt, ohne vorher entsprechend den einschlägigen MD-
Erlässen die Abteilung als grundverwaltendeDienststelle um Zustimmung zu ersuchen. Häufig wurden und
werden durch die MA 28-Bundesstraßenverwaltung die Bestandnehmerder Abteilung „abgesiedelt“, ohne daß
vorher die Abteilung als Bestandgeber kontaktiert worden wäre; vielfach wurde sie auch im nachhinein nicht
verständigt. Abgesehen davon, daß mangels Zustimmung des Bestandgebers Stadt Wien alle diese Verträge an
sich rechtlich noch voll aufrecht sind, wird dadurch nicht nur die Verwaltung der Abteilung empfindlich ge¬
stört, sondern es erleidet auch die Stadt Wien vermeidbare Verluste. Für die widerrechtlich in Anspruch genom¬
menen Grundflächen entrichtet nämlich der Bund weder ein Benützungsentgelt, noch kauft er sie genauso
rechtzeitig an wie Privatliegenschaften, so daß der Stadt Wien aus verzögerten Kaufabschlüssen entsprechender
Zinsenverlust entsteht. So wurden im Jahre 1980 ohne Zustimmung und Kenntnis der Abteilung als grundver¬
waltende Dienststelle Teile der Flughafenautobahn im 11. Bezirk, der Hubertusdamm-Schnellstraßenabfahrt im
21. Bezirk sowie die neue Westautobahnabfahrtim 14. Bezirk errichtet. Entsprechende heftige Vorstellungen
der Abteilung bei der MA 28-Bundesstraßenverwaltung haben lediglich dazu geführt, daß diese für die Huber¬
tusdamm-Schnellstraßenabfahrt im nachhinein ein Ansuchen gestellt hat, ihr die betroffenen Teilflächen in Ver¬
waltung zu übertragen. Die Abteilung steht auf dem Standpunkt, daß die Übertragung der Verwaltung städti¬
scher Grundflächen, die für Bundesstraßenzwecke benötigt werden, an die MA 28 ausgeschlossen ist, da diese
nur das Rechtssubjekt Republik Österreich vertreten und damit nur deren Grundflächenverwalten kann. Wo¬
hin diese Aktivitäten führen, zeigt der rechtliche Verwaltungszustandder Südost-Tangente mehr als deutlich.
Seit Jahren wird dieses für Wien wichtige Verkehrsbauwerk bereits benützt; der von der Abteilung weisungsge¬
mäß erarbeitete Servitutsvertrag liegt aber seit Jahren unerledigt beim Ministerium. In diesem Zusammenhang
verwehrt der Bund der Stadt Wien, die stadteigenen Grundflächen, über denen das Verkehrsbauwerk in Stelzen¬
form errichtet worden ist, zumindest bis zum Abschluß des Servitutsvertrages auf wirtschaftliche Weise zu nut¬
zen oder Veränderungen vorzunehmen. Der Bund selbst betreut aber diese Flächen nicht und weigert sich,
selbst Nutzungsverträge abzuschließen. Diese nutzbaren Areale verwildern und werden immer mehr Brutstätten
von Ungeziefer und Mistablagerungsstätten. Dieses Blockieren begründet der Bund mit Bestimmungen des
Bundesstraßengesetzes, die auf ausgebaute Bundesstraßen Anwendung zu finden haben. Um Schwierigkeiten zu
vermeiden, erscheint es daher der Abteilung angebracht, weiter mit Vehemenz darauf zu dringen, daß vor Bau¬
beginn zwischen der Stadt Wien und dem Bund zumindest Punktationen, Nutzungsverträge und ähnliches ge¬
schlossen werden, die die Rechte und Pflichten des Bundes bis zum Abschluß des endgültigen Vertrages festle¬
gen sowie ihm auch für diese Zwischenzeit eine gewisse Mietzinszahlung auferlegen. Soweit von der Abteilung
verwaltete Liegenschaften von der Verpflichtung zur Säuberung und Betreuung der Gehsteige und Gehwege im
Sinne des § 93 Straßenverkehrsordnungbetroffen waren, wurde dieser Pflicht wieder durch Heranziehen von
Gewerbetreibenden und privaten Einzelpersonennachgekommen. Auch dabei wurde getrachtet, die kostengün¬
stigsten Betreuer zu ermitteln und zu beauftragen, so daß trotz steigender Preise pro Quadratmeter auch 1980
mit den zur Verfügung stehenden Mitteln das Auslangen gefunden wird.

Neben der genannten Verwaltung von an sich unbebauten Grundstücken war auch die Verwaltung der städti-
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sehen Gast- und Schankgewerbekonzessionensamt den dazugehörigenBaulichkeiten sowie von Flächen, die
Mineralölkonzemenfür Tankstellen, der Heizbetriebe-Wien GmbH in Benützung gegeben und mit deren Su-
perädifikaten bebaut sind, nach gleichen Grundsätzen zu besorgen. Im Jahre 1980 wurden sechs Konzessionen
(Gaststätten) von der Abteilung verwaltet; davon sind zwei in städtischen Wohnhäusern und zwei in Amtshäu-
sem untergebracht, so daß sich eine Übergabe in die Verwaltung der MA 52 anbietet. Da eine Konzession in¬
folge der Baufälligkeit und Sperre des Gebäudes nicht ausgeübt werden kann und das Restaurant vorerst nicht
als Gaststätte wiederverwendet werden soll, erscheint es denkbar, daß Ende 1981 die Abteilung keine Konzes¬
sion mehr verwalten wird.

Auf Grund der Generalkompetenzbei der Verwaltung städtischer Grundflächen tritt immer häufiger der Fall
auf, daß die Abteilung auch darauf stehende und nicht für den Abbruch bestimmte Baulichkeiten verwalten und
erhalten muß, wie zum Beispiel die Jubiläumswarte. Die dafür aufzuwendendenGeldmittel waren bisher im
Budget der Abteilung nicht vorgesehen. Eine diesbezügliche Ergänzung und Aufstockung wird somit zwingend
erforderlich. Die Allgemeine Grundverwaltungerstreckte sich per 31. Dezember 1980 auf 39,648.742 m2 (1.
Jänner 1980: 39,660.147m2). Während des Jahres gab die Abteilung 800.331 m2 ab und nahm 788.926 m2 neu
in Verwaltung. Die Zahl der Mieter, Pächter und prekaristischenBenützer betrug am 1.Jänner 1980 3.289, am
31. Dezember 1980 3.227. Außerdem wurden in Anwendung des § 105 Wiener Stadtverfassung 129 Bestand¬
verträge abgeschlossen. Vom Gemeinderatbzw. Gemeinderatsausschußwurden ein Bestandvertrag und 35 pre-
karistische Benützungsübereinkommengenehmigt.

Die Baurechtsverwaltung betrifft alle Liegenschaften, die von der Stadt Wien für Wohnzwecke an Gemein¬
nützige Wohnungsuntemehmen wie Genossenschaften bzw. Gesellschaften und an physische Personen im Bau¬
recht vergeben wurden, ferner jene Flächen, die für gewerbliche Zwecke Gewerbe- und Handelsbetriebenzur
Verfügung gestellt wurden. 1980 wurden 615 genossenschaftlicheund 2.169 Einzelbaurechte im Ausmaß von
6,331.577m2 sowie 100 gewerblich genutzte Baurechte mit einem Gesamtausmaß von 781.867 m2 verwaltet. Im
Rahmen der Baurechtsverwaltung wurden 53 Ansuchen von Baurechtsinhabem auf Bauzinsermäßigung be¬
handelt und zur Genehmigung vorgelegt sowie neun Einzelsiedlem Fertigstellungsdarlehenin der Höhe von
insgesamt 342.000 S zur Verfügung gestellt. Rund 360 Erhebungen und Kontrollen von Baurechtsgründen wur¬
den durchgeführt, die vor allem der Überprüfung des vertragsgemäßen Zustandes von Baurechtsflächen, den
Umschreibungenund Übertragungenvon Siedlerrechten im Sinne der Siedlungsordnungin genossenschaftli¬
chen Baurechtssiedlungen sowie den Besichtigungen der für Baurechtsbestellungen vorgesehenen Grundflächen
dienten. Ferner wurde an rund 235 Bauverhandlungen teilgenommen. Überdies mußte eine große Anzahl von
Anregungen, Beschwerden und Wünschen von Baurechtsinhabembehandelt werden. Ferner wurden 28.233 m
Baurechtsflächenan 49 nutznießende Baurechtsinhaber verkauft. Der Erlös aus diesen Verkäufen betrug
21,132.200 S. Die seit August 1974 geltenden Richtlinien für die Gewährung von Fertigstellungsdarlehen wur¬
den durch die neugenehmigten Richtlinien für die Gewährung von Siedlerdarlehen außer Kraft gesetzt. In Hin¬
kunft ist zu erwarten, daß im vermehrten Ausmaß Darlehen an Mitglieder des ÖsterreichischenSiedlerverban¬
des zur Verfügung gestellt und somit die für diesen Zweck bereitgestelltenBudgetmittel besser ausgeschöpft
werden können. Ab dem Jahre 1981 ist vorgesehen, die Bauzinsermäßigungen für gemeinnützige Wohnungsun¬
temehmen im verstärkten Ausmaß abzubauen. Aus den Bauzinsfordemngensind daher wesentliche Einnah¬
mensteigerungenzu erwarten.

Die Kleingartenverwaltungbetreute zum Jahresende 1980 6,645.887 m2 Flächen als Kleingärten, das sind
20.783 Kleingartenlose. Dabei wurden im Rahmen der örtlichen Überprüfungen874 Beanstandungen baulicher
und gärtnerischerArt festgestellt; die Beseitigung dieser Mängel wurde veranlaßt. Sachverständige mußten zu
986 baupolizeilichen Verhandlungenentsendet werden. In der Emtelandverwaltungkonnten einige Reduktio¬
nen gegenüber dem Jahre 1979 erzielt werden. Demnach belief sich das von der Stadt Wien zu verwaltende
Emteland auf 234.918 m2, das sind 1.218 Lose. 1980 wurden Abgänge von 6.825 m2 wegen Flächenausmaßbe¬
richtigungen bedingt durch Neuvermessungen verzeichnet. Außerdem wurden dem ZentralverbandFlächen im
Ausmaß von 25.552 m2 als Ersatzland für kleingärtnerischeNutzung zur Verfügung gestellt bzw. neu verpach¬
tet. Somit ergibt sich ein Zugang von 18.727 m2 kleingärtnerisch genutzter Flächen. Dem Landesverband für
Wien sowie Kleingartenvereinenkonnten sechs Darlehen mit einer Laufzeit von drei Jahren in der Höhe von
4,350.000 S gewährt werden. Für den Restbetrag von 650.000 S sind keine Anträge eingebracht worden. Die
Pachtschillingeingänge im Rahmen der Kleingartenverwaltunghaben zufolge der Wertsicherungsvereinbarung
mit dem Zentralverband im Jahre 1980 eine Erhöhung auf rund 25,500.000 S erfahren. Aus diesen Eingängen
ist ein Betrag von insgesamt6 Millionen Schilling für die Erhaltung bestehender, die Aufschließung neuer Anla¬
gen sowie für Fertigstellungsdarlehenzur Verfügung gestellt worden.
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